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geltenden Verträge stark gemacht  
hat. Darüber hinaus wird in der  
Koalitionsvereinbarung der nord-
rhein-westfälischen Landesregie-
rung die potenzielle Bedeutung 
der Ressource Kohle im Rahmen 
einer nationalen Rohstoffstrategie 
betont. Deutschland und andere 
Bergbauländer haben sich mit gro-
ßer Unterstützung der Öffentlich-
keit und über Parteigrenzen hinweg 
um eine tragfähige Korrektur des 
Kommissionsvorschlags bemüht. 

Der deutsche Steinkohlenbergbau 
ist auf verlässliche Rahmenbe-
dingungen angewiesen und hält 
sich an geltende Verträge und 
Gesetze. Für ihn gilt unverändert 
das Steinkohlefinanzierungsgesetz 
einschließlich der Revisionsklausel. 
Darauf ist unsere Bergbauplanung 
ausgerichtet, die den sozialverträg-
lichen Auslauf gewährleistet wie 
auch die Option für einen zukunfts-
fähigen Bergbau offenhält.

Herne, im Oktober 2010

 Bernd Tönjes
 
Vorsitzender des Vorstands  
Ge samt ver ban d Steinkohle e. V.

standort Deutschland und gelten 
inzwischen auch als erhebliches 
Risiko für Konjunktur und Wachs-
tum. Die nationalen Rohstoffgipfel 
in diesem Jahr haben das deutlich 
gemacht. 

Leider finden solche Erwägungen 
kaum noch Eingang auch in die 
kohlepolitische Diskussion, sie wird 
vielmehr von beihilfe- und klimapo-
litischen Kritikpunkten beherrscht. 
Die Bundesregierung und mit ihr 
der Steinkohlenbergbau sind von 
dem Vorschlag der EU-Kommission 
überrascht worden, im Rahmen der 
ab 2011 nötigen Anschlussregelung 
zur bisherigen Ratsverordnung der 
Steinkohlebeihilfen, Betriebsbei-
hilfen für Steinkohlenbergwerke 
schon bis Oktober 2014 auslaufen 
zu lassen. Damit würde nicht nur 
der deutsche Steinkohlenbergbau 
vorzeitig stillgelegt. Der hierzulande 
vereinbarte sozialverträgliche Aus-
laufprozess bis Ende 2018 würde 
unmöglich. Denn betriebsbedingte 
Kündigungen im Steinkohlenberg-
bau und auch seiner Mantelwirt-
schaft würden unvermeidlich, eben-
so fiskalische Mehrbelastungen für 
die öffentlichen Hände infolge der 
zunehmenden Arbeitslosigkeit und 
strukturpolitischen Probleme in den 
Bergbauregionen. Die Mitarbeiter 
des deutschen Steinkohlenberg-
baus sind der Bundeskanzlerin sehr 
dankbar, dass sie sich unmissver-
ständlich für die Einhaltung der 

Ein Wort zuvor

„Unser Rohstoff. Unsere Sicher-
heit.“, so haben wir den vorlie-
genden Jahresbericht 2010 des 
Gesamtverbands Steinkohle und 
auch das Motto seiner Jahres-
veranstaltung genannt. Denn es 
bleibt eine Tatsache: Die heimische 
Steinkohle ist bei weitem der 
größte inländische Rohstoffvorrat! 
Solange es noch einen Steinkoh-
lenbergbau gibt, bleibt das Tor zu 
diesen Lagerstätten offen. Gleich-
zeitig wächst weltweit die Konkur-
renz um knappe energetische und 
industrielle Rohstoffe. Steigende 
Rohstoffpreise und die Sorge über 
die Rohstoffverfügbarkeit belasten 
Verbraucher und den Industrie-
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Unser Rohstoff. Unsere Sicherheit.

Die Wirtschaft der Bundesrepublik 
hat die Rezession des Vorjahres 
weit besser überwunden als es 
noch zu Jahresanfang möglich 
schien. Inzwischen werden trotz 
mancher anhaltender Risiken 
Wachstumsraten für das Gesamt-
jahr 2010 von mehr als 3% erwar-
tet. Die mit der wirtschaftlichen 
Erholung einhergehende Produk-
tionsdynamik hat auch die Energie-
nachfrage in Deutschland positiv 
beeinflusst. Nach einem besonders 
schwachen Jahr 2009 entwickelt 
sich der Steinkohlenverbrauch in 
Deutschland wieder positiv. Der 
Mehrverbrauch gegenüber dem 
rezessionsgeplagten Vorjahr ist 
insbesondere auf die gestiegene 
Nachfrage seitens der Stahlin-
dustrie zurückzuführen, aber auch 
auf den höheren Stromabsatz der 
Kohlekraftwerke. 
 
Unabhängig davon schreitet der 
politisch vereinbarte und vorge-
zeichnete Anpassungsprozess des 
deutschen Steinkohlenbergbaus 
voran und somit die Stilllegung von 
Bergwerken beziehungsweise da-
mit einhergehend der Belegschafts-
abbau. Gleichzeitig ist die RAG 
Aktiengesellschaft nach wie vor 
ein gewichtiger Beschäftigungs-
faktor und mit mehr als Tausend 
Auszubildenden immer noch einer 
der stärksten Ausbildungsbetriebe 
in den Kohleregionen. Durch den 
beispiellosen Subventionsabbau 
ist der Anteil der Steinkohlehilfen 
inzwischen auf 1% des gesamten 
Subventionsvolumens in Deutsch-
land abgesunken. 
 

Der Entscheidungsprozess zur 
neuen EU-Regelung der Steinkohle-
beihilfen ist noch nicht abgeschlos-
sen. Eine Fortführung der bisheri-
gen Verordnung (EG) Nr. 1407/2002 
des Rates vom 23.07.2002 über 
staatliche Beihilfen für den Stein-
kohlenbergbau, deren Geltungs-
dauer zum 31.12.2010 endet, ist 
nicht vorgesehen. Stattdessen 
hat die EU-Kommission einen 
Verordnungsvorschlag vorgelegt, 
der eine Stilllegung aller nicht-
wettbewerbsfähigen Kohlenberg-
werke bis Oktober 2014 vorsieht. Er 
ist auf heftigen Widerstand in den 
betroffenen Kohleländern gesto-
ßen, besonders in Deutschland und 
Spanien. Von deutscher Seite ist 
auf eine Änderung des Vorschlags 
der Kommission gedrängt worden, 
die im Einklang steht mit den 
Regelungen des bundesdeutschen 
Steinkohlefinanzierungsgesetzes 
und den Rahmenvereinbarungen zur 
sozialverträglichen Beendigung des 
subventionierten Steinkohlenberg-
baus in Deutschland. Die Entschei-
dung ist letztlich durch den Rat zu 

treffen. Dies ist für Dezember 2010 
terminiert.  
 
Der Anpassungsprozess im deut-
schen Steinkohlenbergbau ist auch 
innerbetrieblich kein Selbstläufer. 
So führt der unvermeidliche Per-
sonalabbau laufend auch zu einem 
Abfluss von Know-how und Bedarf 
an Neuorganisation bisheriger 
Betriebsabläufe. Aus diesem Grund 
konzentriert sich das Programm 
Lean Processing auf die systemati-
sche Effizienzsteigerung im Unter-
nehmen durch schlankere Struk-
turen und kontinuierlichen Ver-
besserungsprozess. Die sinkenden 
Belegschaftszahlen – in diesem 
Jahr weitere rund 3 000 Mitarbeiter 
– und das Durchschnittsalter der 
Beschäftigten erfordern zusätzli-
che Maßnahmen zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz. Dabei kommt 
der individuellen Unfallprävention 
besondere Bedeutung zu. Darüber 
hinaus helfen unternehmensweite 
Programme zur Mitarbeiterqualifi-
zierung und Know-how-Sicherung 
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Steinkohlen- 
kraftwerk Herne

sowie die fortschreitende techni-
sche Entwicklung im deutschen 
Steinkohlenbergbau, die notwen-
digen Effizienzsteigerungen und 
Kostensenkungen zu erreichen.  
 
Gemeinsam mit den Bergbauzu-
lieferunternehmen werden die 
Bergbaumaschinen für die an-
spruchsvollen Abbau- und Ar-
beitsbedingungen in den hiesigen 
Lagerstätten weiterentwickelt. 
Das neu gegründete Unternehmen 
RAG Mining Solutions vermarktet 
das angesammelte und verfügbare 
Know-how aus dem deutschen 
Steinkohlenbergbau auch für 
andere Bergbauunternehmen in-
ternational. RAG Mining Solutions 
setzt dabei insbesondere auf das 

spezielle Know-how des deutschen 
Mehrflözbergbaus mit großen 
Teufen, hohen Gebirgstemperatu-
ren und einer schwierigen Geolo-
gie, welche auch anderswo in der 
Welt häufig angetroffen werden. 
Dort fehlen teilweise Lösungen zur 
leistungsgerechten betrieblichen 
Produktion von Steinkohle, so dass 
die Dienstleistungen von RAG 
Mining Solutions oft sehr willkom-
men sind.  

Dem Industriestandort Deutsch-
land drohen gerade im Rohstoff- 
und Energiebereich gravierende 
Wettbewerbsnachteile und Attrak- 
tivitätsverluste: Steigende Import-
preise bei Rohstoffen, zunehmende 
Belastungen aus der Förderung 
der erneuerbaren Energien mit 
Umlagefinanzierung auf den 

Strombezug, scharfe Umwelt- und 
Klimaschutzauflagen einschließlich 
des besonders für die Kohlenut-
zung relevanten CO2-Handels, 
ab 2011 auch erheblich höhere 
Öko- und Stromsteuerbelastungen 
und Akzeptanzprobleme für fast 
jedes größere Neubauprojekt. Die 
deutsche Industrie ist aus Gründen 
der Wettbewerbsfähigkeit aber 
auf eine preiswerte und sichere 
Stromversorgung angewiesen. Die 
Steinkohle trägt in erheblichem 
Maße dazu bei. Zur Aufrechter-
haltung eines für den Verbraucher 
kostengünstigen und zuverlässigen 
Energieportfolios ist die Weiterent-
wicklung der Kraftwerkstechnolo-
gie auf Kohlebasis in Deutschland 
wegweisend. Im internationalen 
Vergleich liegen die Wirkungsgrade 
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Unser Rohstoff. Unsere Sicherheit.

neuer deutscher Steinkohlekraft-
werke mit rund 50% weit vorne. 
Ein Fortgang dieser Entwicklung 
kann nur durch die Realisierung 
der bereits geplanten und zum Teil 
auch schon umgesetzten Kraft-
werksprojekte sowie weiteren 
Forschungsaktivitäten auch in der 
Kohletechnologie gewährleistet 
werden. Gerechtfertigt erscheint 
der Zubau von hocheffizienten 
„konventionellen“ Kraftwerkska-
pazitäten unter Einbeziehung der 
Steinkohle auch vor dem Hinter-
grund der nach wie vor hohen 
Kosten und der noch ungelösten 
Fragen der Stromspeicher für die 
fluktuierende Stromerzeugung aus 
regenerativen Energien.  

In Deutschland wird Steinkohle im 
internationalen Vergleich längst 
umweltgerecht eingesetzt. Das 
heißt, neben der Kraftwerkseffi-
zienz werden auch alle anderen 
Spielräume in technischer und 
praktischer Hinsicht genutzt. Und 
die Entwicklung geht weiter: Bei-
spiele dafür geben unter anderem 
die umweltschonenden Verfahren 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
in Heizkraftwerken, CCS-Projekte 
oder die Grubengasverstromung. 
Vor dem Hintergrund des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG) 
leistet das Unternehmen RAG auch 
einen wesentlichen Beitrag, um 
bei der Folgenutzung ehemaliger 
Betriebsflächen des Steinkohlen-
bergbaus unter Einbeziehung des 
vorhandenen Ingenieur- und tech-
nischen Know-hows, die Nutzung 
alternativer Energiequellen voran-

Übereinstimmung mit den nationa-
len und europäischen Regelungen 
beendet.“ Ob die Zukunft der heimi-
schen Steinkohle damit abschlie-
ßend beschrieben ist, wird nach 
dem Steinkohlefinanzierungsgesetz 
noch durch den Deutschen Bundes-
tag entschieden.  
 
Mit der zunehmenden Importab-
hängigkeit der EU und Deutsch-
lands stellen sich indessen die 
Fragen der Versorgungssicher-
heit mit Rohstoffen mittel- bis 
langfristig. Insofern besteht im 
Energiekonzept ein Defizit, da es 
der Energiepolitik in Bezug auf die 
Energieversorgungssicherheit an 
der notwendigen Ausgewogenheit, 
Klarheit und Vergleichbarkeit fehlt. 
Neuere Studien wie die von EEFA, 
die im Jahresbericht 2010 aus-
führlicher dargestellt wird, legen 
das hohe und zunehmende Risiko 
der Primärenergieversorgung in 
Deutschland auch im internationa-
len Vergleich offen. Defizite weist 
das Energiekonzept auch unter 
anderen Gesichtspunkten auf. Die 
von den Instituten Prognos, EWI 
und GWS vorgelegten Energiesze-
narien für das Energiekonzept der 
Bundesregierung sind neben einem 
Referenzszenario auftragsgemäß 
ausschließlich „Zielszenarien“. Lei-
der lassen die Szenarien nicht er-
kennen, inwieweit Durchsetzungs-, 
Übergangs- und Anpassungspro-
bleme in sektoraler, regionaler und 
sozialer Hinsicht bewältigt werden 
können. 

Die internationalen Rohstoffmärkte 
setzen wegen des, insbesondere 

zutreiben. Unter der Überschrift 
„Grüne RAG“ werden die Nutzung 
von Grubengas, Grubenwasser, 
Sonne und Wind nicht nur themati-
siert, sondern nun auch unterneh-
merisch aktiv umgesetzt. Beispiele 
dafür finden sich in nahezu allen 
deutschen Kohlenregionen. 

Das neue Energiekonzept der 
Bundesregierung eröffnet für die 
Kohle und auch für die Steinkohle 
auf den ersten Blick langfristig 
nur noch geringe Perspektiven. 
Das Konzept beruht allerdings im 
Hinblick auf die fernere Zukunft 
auf äußerst ambitionierten, zum 
Teil sogar spekulativen Annahmen. 
Es macht auch deutlich, dass die 
Kohlennutzung zumindest kurz- und 
mittelfristig unverzichtbar bleibt 
und eine wichtige Brückenfunktion 
in das Zeitalter der Erneuerbaren 
bis zum Jahr 2050 übernehmen 
soll. Ohne Ausgleichs- und Reser-
vekapazitäten auf Kohlebasis kann 
Versorgungssicherheit langfristig 
nicht gewährleistet werden. Ob-
wohl der Kohlenverbrauch in den zu 
Grunde gelegten Energieszenarien 
mit insgesamt stark rückläufigem 
Energieverbrauch (Halbierung bis 
2050, minus 20% bereits bis 2020 
etc.) absolut gesehen überpro-
portional zurückgeht, bleibt die 
Steinkohle in den nächsten vier 
Dekaden ein wichtiges Element 
der deutschen Energieversorgung. 
Von der heimischen Steinkohle 
wird allerdings angenommen, dass 
sie ab 2020 bereits nicht mehr zur 
Verfügung stehen kann. In einer 
gesonderten Aussage heißt es 
dazu: „Die subventionierte Förde-
rung heimischer Steinkohle wird in 
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in Asien erneut sehr dynamischen 
Aufschwungs wieder zu Höhen-
flügen auf der Preisseite an. Die 
Energienachfrage steigt nicht nur 
in Asien, die weltweite Belebung 
der Stahlindustrie hat zu einem 
erheblichen Preisschub auch auf 
den internationalen Koskohlen-  
und Koksmärkten geführt. Koks-
kohle der Premiumklasse wird mit 
Preisen von bis zu 250 US-$/t auf 
Quartalskontraktbasis gehandelt. 
Auch beim Eisenerz zeigen die 
Weltmärkte neben einer immer 
stärkeren Angebotskonzentration 
deutliche Verknappungstenden-
zen. Ähnliches ist bei anderen 
metallischen, mineralischen, aber 
auch energetischen Rohstoffen zu 
beobachten. Teilweise überlappen 

sich die Problemstellungen wie 
etwa bei den Seltenen Erden und 
anderen „High-Tech“-Rohstoffen, 
die z. B. auch für die erneuerbaren 
Energietechnologien von großer 
Bedeutung sind. Die Bundesregie-
rung hat zwecks laufender Erörte-
rung des Themas und Formulierung  
einer Rohstoffstrategie verschie-
dene Maßnahmen wie z. B. die 
Gründung einer Deutschen Roh-
stoffagentur beschlossen, und sie 
will die Rohstoffeffizienz weiter 
vorantreiben. Der inzwischen zum 
dritten Mal abgehaltene Rohstoff-
kongress hat sich insbesondere 
mit den von der Europäischen 
Kommission als kritisch eingestuf-
ten Rohstoffen beschäftigt. Auch 
die Rohstoffpolitik Chinas, die 
wegen des aus europäischer Sicht 
aggressiven Auftretens auf den in-

ternationalen Rohstoffmärkten bei 
Zunahme eigener Exportbeschrän-
kungen zunehmend in der Kritik 
steht, wurde bei dieser Gelegen-
heit tiefer gehend diskutiert. Noch 
scheint in Politik und Öffentlichkeit 
hierzulande das Bewusstsein für 
die teilweise prekäre Lage der Roh-
stoffsicherheit und die Bedeutung 
von Versorgungsoptionen zu fehlen. 
Eine „Rohstoff-Verknappung“ kann 
sich jedoch für die Wirtschaft 
ebenso fatal auswirken wie für die 
Lebensumstände der Bevölkerung 
und negative Kaskadeneffekte 
auslösen. Umso dringlicher wird 
eine umfassende nationale und 
europäische Rohstoffstrategie.



Deutsche Steinkohle  
im Anpassungsprozess

Saarländische Bergleute nehmen ihre Arbeit  
auf dem Bergwerk Ibbenbüren auf
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Als Folge der internationalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise stürzte 
Deutschland 2009 in die bisher 
tiefste Rezession der Nachkriegs-
zeit. Das Bruttoinlandsprodukt sank 
im Gesamtjahr 2009 im Vorjahres-
vergleich schließlich um fast 5% –  
mehr als in den meisten anderen 
Industriestaaten. Der Primärener-
gie- und der Stromverbrauch verrin-
gerten sich um rund 6%, der Stein-
kohlenverbrauch in Deutschland 
sogar um 18%. Durch den starken 
Rückgang der wirtschaftlichen Ak-
tivität, strukturelle Verschiebungen 
im Energiemix und klimapolitische 
Maßnahmen sanken zudem die 
inländischen CO2-Emissionen dras-
tisch um außergewöhnliche 9%. 

Nachdem im Frühjahr 2009 die 
deutsche Wirtschaft die Talsohle 
der Krise erreicht hatte, entwi-
ckelte sich seit Mitte 2009 der 
erhoffte Erholungsprozess. Das 
breit angelegte Konjunkturpro-
gramm der Bundesregierung zeigte 
Wirkung, der Auftragsbestand 
und die Stimmung in der Wirt-
schaft bessern sich wieder auf. 
Zum Jahreswechsel erschien die 
wirtschaftliche Lage noch etwas 
eingetrübt. Im zweiten und voraus-
sichtlich auch im dritten Quartal 
2010 ist unterdessen eine relativ 
starke konjunkturelle Aufwärts-
entwicklung zu verzeichnen. Vor 
allem der deutsche Export hat sich 
wieder recht positiv entwickelt. 
Positive Impulse kommen allerdings 

vornehmlich aus den Schwellenlän-
dern, während die Schuldenkrise 
einiger EU-Mitgliedsstaaten und die 
Sparprogramme der Mehrheit der 
EU-Mitgliedsstaaten inzwischen 
die konjunkturellen Erwartungen, 
insbesondere für die Eurozone eher 
drücken.  

Die Wirtschaftsforschungsinstitute 
haben im Frühjahr für 2010 ein 
Wirtschaftswachstum von 1,5% 
vorausgesagt und für 2011 eine  
Wachstumsrate des Bruttoinland-
produkts von 1,4%. Die Bundesre-
gierung ist in ihrer Jahresprojekti-
on 2010 noch von 1,4% ausgegan-
gen. Inzwischen haben die meisten 
Institute und Analysten ihre  
Prognosen für 2010 deutlich nach 
oben korrigiert. Das traditionelle 
Herbstgutachten der führenden  
deutschen Wirtschaftsforschungs-
institute prognostiziert für dieses 
Jahr ein Wachstum des Brutto-
inlandprodukts (BIP) in Höhe von 
3,5%. Der Wachstumsschub im 
zweiten Halbjahr 2010 wird insbe-
sondere auf die anziehende Binnen-
nachfrage zurückgeführt. Über die 
Zukunft gibt es recht unterschied-

liche Einschätzungen. Als Gründe 
für eher verhaltene Konjunkturaus-
sichten zum Jahresende 2010 und 
in der Perspektive für 2011 werden 
neben der geschwächten Export-
nachfrage im Euroraum der enorme 
Anstieg der Rohstoffpreise sowie 
die zunehmend restriktivere Finanz-
politik und soziale Schieflagen im 
Konsolidierungskurs auf nationaler 
Ebene genannt. Zugleich gibt es 
Befürchtungen, die Finanzkrise sei 
noch nicht gänzlich überwunden, 
und die bisherigen Maßnahmen 
zur Neuordnung der Finanzmärkte 
seien nicht ausreichend, sodass die 
2010 eingetretene konjunkturelle 
Erholung möglicherweise nicht von 
langer Dauer ist. Einige Fachleute 
sehen zudem erhebliche Inflati-
onsgefahren. Andere namhafte 
Ökonomen wie etwa Peter Bofinger 
oder Carl Christian von Weizsäcker 
in Deutschland oder der US-
amerikanische Nobelpreisträger 
Paul Krugman haben dagegen im 
Jahresverlauf vor einer drohenden 
Depression und sogar vor Deflation 
gewarnt. Die gegenwärtigen ge-
samtwirtschaftlichen Perspektiven 
erscheinen daher weder klar noch 
stabil.

Gesamtwirtschaftliche Lage

Unternehmens- und Branchenentwicklung

Der aufgrund der Finanz- und 
Wirtschaftskrise im Jahr 2009 auf 
51,6 Mio. t SKE gesunkene Stein-
kohlenverbrauch in Deutschland 
wirkte sich zwangsläufig auch auf 
den Absatz sowohl in die Strom-

wirtschaft wie auch an die Stahlin-
dustrie aus. 

Mehr als drei Viertel (77%) des 
Absatzes heimischer Steinkohle 
werden an die deutsche Kraftwirt-
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schaft geliefert, die damit knapp 
ein Drittel (32%) ihres Kohlenbe-
darfs deckt. Obwohl die Stromer-
zeugung in Deutschland drastisch 
zurückging und sich der Einsatz von 
Steinkohle in Kraftwerken insge-
samt gegenüber dem Vorjahr um 
knapp 13% verringerte, konnten die 
Absatzziele 2009 für die heimische 
Kraftwerkskohle nach anfänglichen 
Schwierigkeiten letztlich doch 
erreicht werden. Ursachen waren 
die im zweiten Halbjahr verbes-
serte konjunkturelle Entwicklung 
und gleichzeitig erfolgreiche 
Vertriebsanstrengungen. Aufgrund 
der fortgesetzten Konjunkturer-
holung zeigt sich der Absatz in 
die Kraftwirtschaft im Jahr 2010 
wieder stabil.

In der inländischen Eisen schaffen-
den Industrie deckt die heimische 
Steinkohle rund ein Viertel des 
Bedarfs an Kohle und Koks. Wegen 
des Einbruchs der Stahlproduktion 
in Deutschland musste die letzte 
von der RAG betriebene Kokerei 
Prosper in Bottrop im Jahr 2009 

3%3%

Stahlindustrie

Andere8%

43%

11%

2009

Kraftwerke
38%

77%

20%

Wärmemarkt

1980

88,3 Mio. t SKE 15,2 Mio. t SKE

Absatzstruktur deutscher Steinkohle

K1A4-2_10   31.08.2010

über mehrere Monate an ihrer 
technischen Kapazitätsuntergren-
ze von 70% gefahren werden. Im 
Zuge der konjunkturellen Erholung 
ab dem Spätsommer 2009 stieg 

die Nachfrage nach Hochofenkoks 
wieder an, sodass die Produktion 
der Kokerei Prosper ab Oktober 
2009 hochgefahren werden konnte. 
Seit Anfang 2010 läuft die Kokerei 
wieder mit voller Auslastung, weil 
der Absatz an die Stahlindustrie 
deutlich angezogen hat.

Kleinere, in ihrer Entwicklung wäh-
rend der letzten Jahre aber stabile 
Mengen an Steinkohlen werden 
darüber hinaus subventionsfrei in 
den Wärmemarkt geliefert. 

Steinkohle ist innerhalb des beste-
henden Energiemixes nach wie vor 
eine wesentliche Primärenergie-
quelle in Deutschland.  
 

52,2

Braunkohle

SteinkohleErdgas

Mineralöl

  * Holz, Stroh u. a. feste Stoffe
** inkl. Müll und DeponiegasQuelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V.
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4,1

4,6
5,7

15,7 14,2

2009 insgesamt: 134,0 Mio. t SKE

15,2

7,5

3,6 6,8

Übrige 
Energieträger

Primärenergiegewinnung in Deutschland

3,6

Biomasse*

Biokraftstoffe
Windkraft
Wasserkraft 2,3
Photovoltaik 0,8
Klärschlamm**
Klär-/Biogas
sonstige Erneuerbare 1,3
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Gemessen an den vorhandenen 
Vorräten könnte sie das auch 
noch für lange Zeit bleiben, stellt 
sie doch noch vor der Braunkohle 
die mit Abstand größte heimi-
sche Energierohstoffreserve dar. 
Allerdings ist aufgrund der im 
heimischen Bergbau anzutreffen-
den geologischen Bedingungen der 
Abbau aufwändig und schwierig, 
sodass die Förderkosten seit Jahr-
zehnten höher als der Weltmarkt-
preis liegen. Dadurch ergibt sich 
ein anhaltender Subventionsbedarf.  
 
Die Bundesregierung, die Kohle-
länder Nordrhein-Westfalen und 
Saarland, die Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie 
sowie die den Steinkohlenbergbau 
in Deutschland betreibende RAG 
Aktiengesellschaft verständigten 
sich vor diesem Hintergrund im 
Jahr 2007 auf einen sozialverträgli-

chen Auslauf des subventionierten 
Steinkohlenbergbaus in Deutsch-
land zum Ende des Jahres 2018 
im Rahmen des am 28.12.2007 in 
Kraft getretenen Steinkohlefinan-
zierungsgesetzes. Das Steinkohle-

finanzierungsgesetz enthält eine 
Klausel, wonach die Bundesregie-
rung dem Deutschen Bundestag 
bis spätestens 30.06.2012 einen 
Bericht zuzuleiten hat. Auf dessen 
Grundlage prüft der Bundestag 
dann unter Beachtung der Ge-
sichtspunkte der Wirtschaftlich-
keit, der Sicherung der Energiever-
sorgung und der übrigen energiepo-
litischen Ziele, ob der Steinkohlen-
bergbau dauerhaft weiter gefördert 
wird (Revisionsklausel). 

Zur Finanzierung des Steinkohlen-
absatzes sowie der erforderlichen 
Stilllegungsaufwendungen hat 
das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) bereits 
mit Inkrafttreten des Steinkoh-
lefinanzierungsgesetzes Zuwen-
dungsbescheide für die Jahre 2009 
bis 2012 ausgestellt. Diese gelten 
vorbehaltlich ihrer EU-rechtlichen 
Genehmigung. Sie sehen – wie die 

0

1

2

3

4

5

6
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Mrd. €

Rückgang der öffentlichen Hilfen für die deutsche Steinkohle

ohne RAG-Eigenanteil, *erlösabhängige Kürzung 

Bis 2008 gemäß Zusagen aus den kohlepolitischen Vereinbarungen 2003 (ohne Berücksichtigung 
der zeitlichen Zahlungsverschiebungen); ab 2009 Planansätze gemäß Rahmenvereinbarung 2007; 
2018 unter Vorbehalt der Revision in 2012. 

2,4
0,6* 0,5*
1,8

2,2

2008 2009 2010

2,0 1,8
1,1

2012

5,3

1996 2000

4,3

2018

Planansätze
(vor erlösabhängiger Kürzung)

1,7
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Wirtschaftsfaktor Steinkohlenbergbau
Geld für Mitarbeiter, Firmen und Staat: 
Nur Kohlenförderung bringt Umsätze und sichert Aufträge an Dritte

Kohlehilfen inkl. 
RAG-Anteil 1,9 Mrd. €

Steuern, Sozialabg. 
0,8 Mrd. €

Kohlehilfen inkl. 
RAG-Anteil 1,9 Mrd. €

Markterlöse, sonstige 
Einnahmen 
2,0 Mrd. € 

Steinkohle 3,9 Mrd. � Steinkohle 3,9 Mrd. �

Steuern, Sozialabg. 
0,8 Mrd. €

Netto-Arbeitsentgelte 
1,0 Mrd. € 

(davon Kaufkraft 0,8 Mrd. €)

Aufträge sonst. Ausg. 
2,1 Mrd. €



13

Anpassung im 
deutschen Stein-
kohlenbergbau

27,3

6
14,2

78,1

47,3

17,0

0

100

20

40

60

80
Steinkohlenförderung
in Mio. t SKE

Bergwerke
Anzahl

Belegschaft
in Tausend

1997 2000 20092005

K1A5-1_10   15.09.2010
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Deutsche Steinkohle im Anpassungsprozess

für die vorangegangenen Jahre 
auch – einen degressiven Verlauf 
der öffentlichen Hilfen vor.

Werden beim Verkauf der Kohle 
höhere Erlöse erzielt als in den Zu-
wendungsbescheiden unterstellt, 
können die tatsächlich ausgezahl-
ten Hilfen die Planansätze deutlich 
un terschreiten. Das heißt, Bund 
und Land NRW können deutlich 
entlastet werden. Dies war in den 
Jahren 2008 und 2009 regelmäßig 
der Fall. Und auch 2010 gibt die 
bisherige Preisentwicklung auf den 
internationalen Steinkohlenmärk-
ten Anlass, von einer ähnlichen 
Entwicklung auszugehen. 
 
Das Steinkohlefinanzierungsge-
setz mit dem damit verknüpften 

Subventionsvolumen in Deutschland 2009: 
Steinkohlesubventionen nur noch bei 1%

Hilfen an halb-
staatliche Dienstleister

Subventionen 2009 insgesamt: 164,7 Mrd. € �
Steigerung zu 2008: + 12,7%

Sektorspezifische 
Hilfen 81,5  Mrd. €, davon:
- sonstige sektorspezifische
  Subventionen
- Bergbau insgesamt
davon Steinkohlenbergbau: 
2,2 Mrd. € (1,7 Mrd. € 
nach erlösabh. Kürzung) 
= 1,0% aller Subventionen
- Land- und 
  Forstwirtschaft 
- Wohnungswirtschaft
- Verkehr

Quelle: IfW, 2010

49,9

33,1

24,8

11,4

9,7

33,3

Branchenübergreifende
Hilfen

K1A9-2_10  19.10.10

2,52,5

33,1

Vertragswerk regelt nicht nur die 
Subventionierung des Steinkoh-
lenbergbaus in Deutschland in den 
kommenden Jahren. Es liefert auch 
den Rahmen für die unternehmeri-
sche Planung der RAG. Diese hat 
im Jahr 2008 ihre Bergbauplanung 
an die sich daraus ergebenden Er-
fordernisse angepasst. Die Planung 
sieht unter anderem eine Redu-
zierung der Jahresförderung auf 
12 Mio. t und eine Zurücknahme 
der Belegschaft auf unter 15 000 
Mitarbeiter bis zum Jahr 2012 vor. 

Nach einem Bericht des Kieler 
Instituts für Weltwirtschaft (IfW) 
hat das Subventionsvolumen 
in Deutschland insgesamt fast 
165 Mrd. € erreicht. Ein Fünftel 
der erfassten Subventionen wird 
sektorübergreifend gewährt, wäh-

rend vier Fünftel gezielt in einzelne 
Wirtschaftssektoren, etwa die 
Hälfte davon direkt an Unter-
nehmen, fließen. Der Anteil der 
rückläufigen Steinkohlehilfen an 
allen Subventionen ist inzwischen 
weiter auf 1% gesunken. 

Im Jahr 2009 lag die Steinkoh-
lenförderung in Deutschland bei 
13,8 Mio. t und damit um 4,9 Mio. t 
unter der des Vorjahres. Die Zahl 
der Mitarbeiter sank auf 27 000. 
Dies ist auf die Maßnahmen zur 
Reduzierung der Förderkapazitäten 
zurückzuführen: Stilllegung der 
Bergwerke Walsum in Duisburg 
(Mitte 2008) und Lippe in Gel-
senkirchen (Anfang 2009) sowie 
die Förderrücknahme und Teil-
stilllegung des Bergwerks Saar 
in Ensdorf im April 2008. Mit der 
Stilllegung des Bergwerks Ost in 
Hamm am 30.09.2010 setzte sich 
der Anpassungsprozess auch in 
diesem Jahr fort. 

Um das in der Bergbauplanung 
festgelegte Ziel zu erreichen, sind 
auch für die kommenden Jahre 
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1 West
2 Prosper-Haniel
3 Auguste Victoria
4 Ost (zum 30.09.2010)
5 Saar
6 Ibbenbüren

Stand: September 2010

6 Osnabrück

Ibbenbüren

Saar
Saarbrücken

Saarrevier

Saarlouis

1

Kamp-
Lintfort Dinslaken

Duisburg

Lippe

Bottrop
2 Herne

Bochum
Essen

Dortmund

Hamm

Ruhr

Ruhrrevier

Reckling-
hausen

Marl
3

4

Gelsen-
kirchen

Steinkohlenbergwerke in Deutschland

5
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Rhein

Bergwerke zur Stilllegung 
vorgesehen 

Bergwerke

West in Kamp-Lintfort zum Jahres-
wechsel 2012/2013 vorgesehen. 
Die heimische Steinkohlenförde-
rung wird sich ab 2013 auf nur noch 
drei aktive Bergwerke in Nord-
rhein-Westfalen konzentrieren: 
Prosper-Haniel in Bottrop, Auguste 

konkrete Maßnahmen vereinbart 
worden. So ist die endgültige Be-
endigung des Steinkohlenbergbaus 
im Saarrevier mit dem Auslauf des 
Bergwerks Saar am 30.06.2012 be-
reits beschlossen. Darüber hinaus 
ist die Stilllegung des Bergwerks 

Victoria in Marl und Ibbenbüren an 
der Grenze zu Niedersachsen.

Die Rückführung des Steinkohle-
bereichs innerhalb des Unterneh-
mens RAG hat auch unmittelbare 
Auswirkungen auf die Konzern-
struktur insgesamt. 
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Die Stilllegung von Bergwerken 
macht die Neunutzung der frei wer-
denden Flächen und Gebäude er-
forderlich, sodass die RAG Montan 
Immobilien GmbH zunehmend an 
Bedeutung gewinnt. Seit über 30  
Jahren entwickelt der Immobilien-
bereich der RAG – vormals Montan 
Grundstücksgesellschaft (MGG) –  
Bergbauareale zu gefragten Stand-
orten für eine Folgenutzung. Damit 
nimmt das Unternehmen seine 
Verantwortung wahr, den Struk-

turwandel in den Bergbaurevieren 
aktiv mitzugestalten.

Seit Mai 2009 ist die RAG Mining 
Solutions GmbH als jüngstes Toch-
terunternehmen der RAG operativ 
tätig. Angesichts eines weltweit 
steigenden Förderaufkommens an 
Steinkohle und dem damit erhöhten 
Bedarf an modernem Equipment 
vermarktet sie international das 
vorhandene Bergbau-Know-how 
und Ausrüstung.

Der fortschreitende Anpassungs-
prozess im deutschen Steinkohlen-
bergbau verläuft seit Jahrzehnten 
ohne soziale Brüche in den Revie-
ren. Damit das so bleibt, haben 
sich die am Zustandekommen des 
Steinkohlefinanzierungsgesetzes 
Beteiligten auf die Einhaltung der 
Sozialverträglichkeit als oberste 
Prämisse bei der Rückführung der 
heimischen Steinkohlenförderung 
geeinigt. Gemäß einem von ihnen 
allen anerkannten Gutachten der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
KPMG stellt das Jahr 2018 den 
frühestmöglichen Zeitpunkt für ein 
Auslaufen der subventionierten 
Steinkohlenförderung in Deutsch-
land dar, bei dem kein Mitarbeiter 
betriebsbedingt in den Arbeits-
markt entlassen werden muss.

Um die Umsetzung dieser Vorgabe 
zu gewährleisten, waren und sind 
vom deutschen Steinkohlenbergbau 
zahlreiche Maßnahmen zu treffen. 
Dazu zählen eine Reihe seit Jahren 

bewährter personalpolitischer 
Instrumente – von Verlegungen auf 
andere Bergwerke oder in andere 

Soziale Flankierung im Anpassungsprozess

Unternehmensbereiche über den 
Vorruhestand, Umschulungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen bis hin 
zur Hilfestellung bei der Existenz-
gründung – und den Gesamtpro-
zess begleitende tarifvertragliche 
Regelungen.

Insbesondere die Bergwerke sind 
auf diese Weise von einer hohen 
personellen Fluktuation betroffen, 
die allen Beteiligten ein Höchstmaß 
an Solidarität und Flexibilität ab-
verlangt. So nehmen Bergleute, die 
von der Stilllegung „ihres“ Berg-
werks betroffen sind, schon seit 
Jahren immer wieder wechselnde 
Arbeitsorte in Kauf, in vielen Fällen 
verbunden mit langen Anfahrtswe-
gen und sogar Umzügen mit ihrer 
ganzen Familie. Besonders deutlich 

RAG: Mitarbeiterverlegungen 2010 bis 2013

Bergwerke zur Stilllegung 
vorgesehen

Bergwerke

Saarland

Bergwerk 
West

Bergwerk Saar

Duisburg
Bochum

Essen

Dortmund

Bergwerk Ost

Bergwerk 
Auguste Victoria

Bergwerk 
Ibbenbüren

Region Ruhr

Region Ibbenbüren

Gelsen-
kirchen

Quelle: RAG, 2010
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Fachrichtungen der Auszubildenden im Steinkohlenbergbau 2010
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3%

Elektro-
technik

Kaufleute

Maschinen-
technik

Sonstige

41%

Auszubildende insgesamt: 1084

4%

52%

Entscheidungsprozess der neuen EU-Regelung 
zu den Steinkohlebeihilfen
Um den Anpassungsprozess im 
deutschen Steinkohlenbergbau 
auch zukünftig gemäß den Bestim-
mungen des Steinkohlefinanzie-
rungsgesetzes sozialverträglich 
gestalten zu können, ist auf euro-
päischer Ebene ein rechtssicheres 
Beihilferegime Voraussetzung.

In der Montan-Union (EGKS) galt 
ein sehr strenges Beihilfeverbot. 

Deshalb waren Ausnahmen nur 
mit einstimmiger Ratsentschei-
dung möglich. Im Hinblick auf das 
Auslaufen des EGKS-Vertrags 
wurde geprüft, ob die Regelungen 
des EG-Vertrags ausreichend für 
die Genehmigung von Kohlehilfen 
wären. Dies war und ist grundsätz-
lich nicht der Fall. 

Die EU-rechtliche Prüfung und 
Genehmigung der Steinkohlebei-

hilfen erfolgt derzeit auf Basis der 
Verordnung (EG) Nr. 1407/2002 des 
Rates vom 23.07.2002 über staatli-
che Beihilfen für den Steinkohlen-
bergbau (i. W. die Ratsverordnung), 
die wie alle Vorgängerregelungen 
zeitlich befristet ist; sie tritt am 
31.12.2010 außer Kraft. In den 
vergangenen Jahren standen alle 
deutschen Steinkohlebeihilfen im 
Einklang mit dem europäischen 
Beihilferecht und wurden von der 
Kommission auf Grundlage der 
Ratsverordnung genehmigt. Zuletzt 
genehmigte die Kommission im 
Dezember 2009 die deutschen 
Steinkohlebeihilfen für das Jahr 
2010, und zwar auf Basis des be-
reits in den Vorjahren anerkannten 
„alten“ Umstrukturierungsplans für 
den deutschen Steinkohlenbergbau 
und der Ratsverordnung. Noch 
offen blieb, auf welcher Rechts-
grundlage die mit den kohlepoliti-
schen Weichenstellungen geplante 
weitere Umstrukturierung bis zum 
Jahr 2018 nach dem Jahr 2010 
genehmigt werden kann. Die Bun-
desregierung hatte die Ergebnisse 
der kohlepolitischen Verständigung 
aus dem Jahr 2007 frühzeitig 
notifiziert, um diese insgesamt 
abzusichern und der Kommission 
hierzu einen mit den nationalen 
kohlepolitischen Beschlüssen 
des Jahres 2007 verbundenen 
neuen Umstrukturierungsplan des 
deutschen Steinkohlenbergbaus 
für den Zeitraum 2008 bis 2018 zur 
Genehmigung vorgelegt. 
 
Bereits im Frühjahr 2007 wurde 
die Ratsverordnung im Rahmen 
eines so genannten „mid-term 

machen dies 1 700 Mitarbeiter 
des Bergwerks Saar, die wegen 
der Stilllegung „ihres“ Bergwerks 
im Jahr 2012 auf die Bergwerke 
in Ibbenbüren oder an der Ruhr 
verlegt werden müssen. Eine erste 
Gruppe von 80 Bergleuten aus dem 
Saarland wechselte bereits im 
April dieses Jahres auf das rund 
460 km entfernte Bergwerk der 

RAG Anthrazit Ibbenbüren GmbH in 
Nordrhein-Westfalen.

Betroffen vom Anpassungsprozess 
ist aber nicht nur die Stammbeleg-
schaft. Trotz der Notwendigkeit, 
die Personalzahlen stetig an die 
geringer werdende Förderung anzu-
passen, zählt der Steinkohlenberg-
bau hierzulande doch noch immer 
zu den größten Ausbildern. Obwohl 
auch in diesem Bereich die Zahl der 
Stellen zwangsläufig zurückgeht, 
konnten im Jahr 2010 wieder 280 
junge Menschen ihre Ausbildung 
bei der RAG Aktiengesellschaft 
beginnen. Das Unternehmen be-
schäftigt zu Beginn des neuen Aus-
bildungsjahres rund 1 084 Auszubil-
dende. Die Schwerpunkte liegen in 
den Bereichen Industriemechaniker, 
Elektroniker für Betriebstechnik, 
Mechatroniker sowie im kaufmän-
nischen Bereich. Damit kommt der 
deutsche Steinkohlenbergbau nicht 
zuletzt seiner sozialen und regiona-
len Verpflichtung nach.
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reviews“ von Stakeholdern und der 
Komission bewertet. Deutschland 
sprach sich damals – wie auch 
andere Bergbauländer – für eine 
Fortschreibung der Ratsverordnung 
aus. Neben der Bundesregierung 
hatten auch die RAG Aktiengesell-
schaft gemeinsam mit dem GVSt 
und die IG BCE Stellung genommen. 
Die Kommission teilte im veröf-
fentlichten Monitoring-Bericht mit, 
dass sie keine Veränderungsnot-
wendigkeiten für die Ratsverord-
nung sehe und für die Zeit nach 
2010 keine Änderungsvorschläge 
unterbreiten würde. Die deutsche 
Bundesregierung hat bereits mit 
der Ende 2007 vorgenommenen No-
tifizierung des Umstrukturierungs-
plans 2008 bis 2018 um dessen 
Genehmigung auf einer entspre-
chenden Genehmigungsgrundlage 
für die Zeit nach 2010 gebeten. 
Ebenso forderten andere Kohle-
länder der EU von der Kommission 
die Vorlage eines zukunftsfähigen 
Verordnungsentwurfs.  

Im Frühjahr 2009 führte die Kom-
mission ein öffentliches Konsulta-
tionsverfahren im Hinblick auf das 
Auslaufen der geltenden Verord-
nung durch. Die Kommission legte 
ein Konsultationspapier vor, in dem 
eine Reihe von Fragen gestellt und 
wichtige Aspekte einer Anschluss-
regelung angesprochen wurden. 
Im Hinblick auf die zukünftige 
Gewährung von Steinkohlebeihil-
fen diskutierte die Kommission 
verschiedene Optionen. An dem 
Konsultationsverfahren waren 
unter anderem die Regierungen 
der EU-Mitgliedsstaaten und die 

betroffenen Verbände beteiligt. Bei 
der Kommission gingen insgesamt 
über 60 Stellungnahmen ein, sieben 
davon seitens der Regierungen von 
Kohleländern. Dabei sprach sich die 
ganz überwiegende Mehrheit für 
eine Fortführung einer sektorspe-
zifischen Regelung aus. Es wurde 
zudem betont, dass eine beihilfe-
rechtliche Genehmigungsgrundlage 
für weitere Steinkohlebeihilfen 
ab dem Jahr 2011 nicht zuletzt 
deshalb notwendig ist, weil ihr 
vollständiges Beenden mit Ablauf 
des Jahres 2010 gegen spezifische 
Zielsetzungen von allgemeinem 
Gemeinschaftsinteresse verstoßen 
würde. Diese sind bereits in den 
Zielen und Erwägungsgründen 
der Ratsverordnung enthalten. 
Die Ziele Versorgungssicherheit, 
regionale und soziale Ausgewogen-
heit der Umstrukturierung sowie 
die Finanzierung von Altlasten, die 
der aktive Bergbau nicht tragen 
kann und die ohnehin im Falle der 
Liquidation vom Staat übernom-
men werden müssten, bleiben auf 
absehbare Zeit wichtig.  

Die Generaldirektion Verkehr und 
Energie schlug in ihrer Folgenab-
schätzung mehrere Optionen vor, 
die vom Nichtstun bis zum Vor-
schlag einer Verordnung reichten. 
Abgelehnt wurde eine einfache 
Verlängerung der geltenden 
Ratsverordnung. Die Kommission 
vertritt hier den Standpunkt, dass 
die bisherigen Erfahrungen mit der 
Ratsverordnung gezeigt hätten, 
dass die vorgeschriebene Degres-
sivität und die Bedingungen der 
Ratsverordnung nicht ausreichen, 
um eine wirksame Umstruktu-
rierung der Kohlenindustrie zu 

gewährleisten. Vom „Impact 
Assessment Board“ wurde die Fol-
genabschätzung angenommen, auf 
dessen Grundlage ein Verordnungs-
entwurf vorbereitet wurde. Dabei 
wurden im Falle eines ersatzlosen 
Wegfalls der VO 1407/2002 nega-
tive soziale und regionale Konse-
quenzen, insbesondere erhebliche 
Arbeitsplatzverluste, konstatiert. 
Europaweit sind rund 100 000 
Bergleute existentiell davon betrof-
fen. Im Hinblick auf die anstehende 
Wahl des Europäischen Parlaments 
und im Weiteren der Konstituie-
rung der neuen Kommission konnte 
der Vorgang zunächst nicht zum 
Abschluss gebracht werden. 

Neben dem öffentlichen Konsul-
tationsverfahren fand in Brüssel 
die Konsultation des so genannten 
„Europäischen Sozialen Dialogs 
Bergbau” statt. Der Ausschuss für 
den sektoralen Dialog Bergbau äu-
ßerte sich am 04.06.2009 in einer 
Resolution zu der Frage einer Nach-
folgeregelung der Kohlebeihilfen in 
Europa. Die Sozialpartner aus der 
europäischen Kohlenindustrie und 
der Bergbauausrüstungsindustrie 
sprachen sich dabei geschlossen 
für eine Beibehaltung der derzeit 
nach der Ratsverordnung zuläs-
sigen Beihilfearten sowie eine 
Fortführung von Kohlebeihilfen und 
eine dementsprechende europäi-
sche Anschlussregelung aus. 

Die nach Neukonstituierung 
der Kommission federführende 
Generaldirektion Wettbewerb (DG 
COMP) leitete Ende April 2010 die 
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Interservice-Konsultation (ISC) für 
den Verordnungsvorschlag ein. Erst 
nach Intervention der deutschen 
Bundesregierung kam er auf die 
Tagesordnung der EU-Kommission. 

Am 20.07.2010 veröffentlichte 
die EU-Kommission nach mehr als 
zweijährigen Vorarbeiten einen 
Vorschlag für eine neue Ratsver-
ordnung über staatliche Beihilfen 
zur Erleichterung der Stilllegung 
nicht wettbewerbsfähiger Stein-
kohlenbergwerke als Nachfolge-
regelung für die geltende Ratsver-
ordnung. Die neue Verordnung soll 
ab dem 01.01.2011 gelten und am 
31.12.2026 außer Kraft treten. Der 
Vorschlag fiel überraschend rest-
riktiv aus. Mit dem Vorschlag will 
die Kommission erreichen, dass in 
den Mitgliedsstaaten nicht wettbe-
werbsfähige Steinkohlenbergwerke 
bis zum 01.10.2014 stillgelegt wer-

den. Der Vorschlag bezieht sich nur 
auf Betriebsbeihilfen in Form von 
Stilllegungsbeihilfen und Beihilfen 
für außergewöhnliche Kosten, nicht 
aber, wie die bisherige Ratsverord-
nung, auch auf Investitionsbeihilfen 
oder auf Beihilfen für den Zugang 
zu den Lagerstätten. 

Die Kommission sieht die Beihilfen 
vorrangig als Mittel, die sozialen 
und ökologischen Stilllegungsfol-
gen aufzufangen. Betriebsbeihil-
fen müssten eindeutig degressiv 
angelegt sein. Ist das jeweilige 
verlustträchtige Bergwerk nicht bis 
zu dem in der neuen Verordnung 
festgelegten Enddatum stillgelegt, 
müsste der Empfänger die Beihil-
fen zurückzahlen. Der Kommissi-
onsvorschlag stieß nicht zuletzt 
in Deutschland auf breite Kritik. 
Obwohl intensive Gespräche und 
Konsultationen auf allen Ebenen 
vorausgingen, zeigten sich Teile der 

Kommission von den vorgetragenen 
Argumenten für eine behutsame 
Rückführung der Betriebsbeihilfen-
Regelungen unbeeindruckt. Die 
IG BCE, der GVSt, die nordrhein-
westfälische und saarländische 
Landesregierung und bis auf die 
FDP alle Landtagsfraktionen in 
NRW sowie der saarländische 
Landtag kritisierten den Vorschlag 
als völlig unzureichend. Nachfol-
gend schlossen sich dieser Kritik 
auch der Bundesrat, Vertreter aller 
im Bundestag und im Europäischen 
Parlament vertretenen deutschen 
Parteien, der DGB und Euracoal an. 
Sie fordern eine gründliche Über-
arbeitung durch die Kommission 
beziehungsweise den Ministerrat. 
Die RAG, der GVSt und die RAG-
Stiftung haben ausführlich Stellung 
bezogen und gemeinsam mit der 
IG BCE zahlreiche Gespräche und 
Initiativen gestartet. 

Der 2007 gemeinsam mit dem 
Bund, dem Saarland, der IG BCE 
und der RAG vertraglich vereinbar-
te Kompromiss zum sozialverträg-
lichen Ausstieg aus dem subven-
tionierten Steinkohlenbergbau mit 
einem hinreichenden Finanz- und 
Zeitrahmen wäre nicht mehr 
umsetzbar. Eine auf dem Kommissi-
onsvorschlag basierende Regelung 
würde zudem nicht die angestreb-
ten Einsparungen in den öffentli-
chen Haushalten erzielen und die 
Steuerzahler entlasten. Vielmehr 
würden sie deutlich höhere fis-
kalische und soziale Folgekosten 
auslösen, wie das durch einschlä-
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gige Untersuchungen von Prognos 
belegt worden ist (s. GVSt-Jahres-
berichte 2007 und 2008) und aktu-
ell bestätigt wird. Zugleich drohen 
Massenentlassungen und schwere 
soziale und regionale Verwerfun-
gen. Spätestens Ende 2014 wären 
betriebsbedingte Kündigungen für 
mehrere tausend Bergleute sowie 
erhebliche Arbeitsplatzverluste in 
der Zulieferindustrie unausweich-
lich. Eine sozialverträgliche Anpas-
sung würde unmöglich gemacht. 
Zugleich wird die Finanzierung 
der Ewigkeitslasten des Bergbaus 

durch die RAG-Stiftung gefährdet, 
und es droht der vorzeitige Verlust 
des Zugangs zu den großen deut-
schen Steinkohlenvorkommen. 

Über den Kommissionsvorschlag 
muss der Europäische Rat mit 
qualifizierter Mehrheit entschei-
den. Das Europäische Parlament, 
der Europäische Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und der Ausschuss 
der Regionen werden angehört, 
wobei vor allem der Stellungnahme 
des Europäischen Parlaments er-
hebliches Gewicht zukommt. Da die 

Kommission mit dem Vorschlag ihr 
Initiativrecht ausübt, kann sie ihren 
Vorschlag bis zur Entscheidung im 
Rat noch abändern.  

Die Bundesregierung ist in der 
Verantwortung, dass der Kommis-
sionsvorschlag wesentlich nach-
gebessert wird. Nur so können die 
Regelungen des Steinkohlefinanzie-
rungsgesetzes und der Rahmenver-
einbarung zur sozialverträglichen 
Beendigung des subventionierten 
Steinkohlenbergbaus in Deutsch-
land europarechtlich abgesichert 
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fortbestehen und die Einhaltung 
ihrer Zusagen aus der kohlepoliti-
schen Verständigung vom Februar 
2007 gewährleistet werden.  

Maßgeblich für den deutschen 
Steinkohlenbergbau und seine 
Beschäftigten sowie die Bergbau-
regionen bleiben die Eckpunkte der 
kohlepolitischen Verständigung aus 
dem Jahr 2007, die Rahmenverein-
barung und das Steinkohlefinanzie-
rungsgesetz vom 20.12.2007, das 
insbesondere die Steinkohlebei-
hilfen des Bundes ab 2009 regelt. 
Mit diesen Regelungen besitzt 
der deutsche Steinkohlenbergbau 
einen verlässlich kalkulierbaren 
Rechtsrahmen, der in dem nach der 
Bundestagswahl 2009 zwischen 
CDU/CSU und FDP geschlossenen 
Koalitionsvertrag bestätigt wurde: 
„Wir stehen zum vereinbarten 
Ausstieg aus dem subventionierten 
Steinkohlenbergbau und halten 
an der kohlepolitischen Verstän-
digung vom 07.02.2007 fest.“ Die 
Bundesregierung bestätigte somit 
die Entscheidung, dass die sub-
ventionierte heimische Steinkohle 
zum Ende des Jahres 2018 sozial-
verträglich ausläuft, wenn nicht in 
2012 der Deutsche Bundestag aus 

energiepolitischen Gründen eine 
Revision des Auslaufs beschließt.  

Das Steinkohlefinanzierungsge-
setz konkretisiert das Gebot der 
Überprüfung durch den Bundestag 
dahingehend, dass Mitte 2012 dem 
Bundestag ein Bericht durch die 
Bundesregierung zugeleitet werden 
soll. Auf seiner Grundlage prüft 
der Bundestag, ob der Steinkoh-
lenbergbau unter Beachtung der 
Sicherung der Energieversorgung 
und weiterer energiepolitischer 
Ziele weiter gefördert wird. 

Die Entscheidung über Auslauf-
bergbau oder Fortführung der 
heimischen Steinkohlenförderung 
muss die deutsche Politik treffen. 
Nach Artikel 194 Abs. 2 UAbs. 2 
Satz 1 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) hat jeder Mitgliedsstaat 
selbst „das Recht …, die Bedingun-
gen für die Nutzung seiner Energie-
ressourcen, seiner Wahl zwischen 
verschiedenen Energiequellen und 
die allgemeine Struktur seiner 
Energieversorgung zu bestimmen.“ 
Gleichwohl ist eine sachgemäße 
Flankierung auf europäischer Ebene 
durch eine neue sektorspezifische 
EU-Beihilferegelung geboten.  

Das Thema ist im Arbeitsprogramm 
der belgischen Ratspräsidentschaft 
ausdrücklich als Entscheidungs-
punkt enthalten. Die Entscheidung 
ist danach für Dezember 2010 
geplant. Eine Entscheidung des 
Rates ist notfalls auch Anfang 2011 
möglich, da die Verordnung rück-
wirkend zum 01.01.2011 in Kraft 
treten kann. 

Deutschland braucht möglichst 
rasch eine neue, verlässliche 
gemeinschaftsrechtliche Grund-
lage für die weitere planmäßige 
Gestaltung des politisch gewollten 
sozialverträglichen Anpassungs-
prozesses im deutschen Steinkoh-
lenbergbau und die Genehmigung 
der staatlichen Steinkohlebeihilfen 
durch die Kommission. Für die 
europarechtliche Flankierung und 
Absicherung des Anpassungspro-
zesses ist es von zentraler Be-
deutung, dass auf EU-Ebene eine 
geeignete Gemeinschaftsregelung 
der Steinkohlebeihilfen verabschie-
det wird, die ab dem Jahr 2011 in 
Kraft treten kann. Die Diskussion 
über deren Ausgestaltung war bis 
zu dem Redaktionsschluss dieses 
Jahresberichts noch nicht abge-
schlossen.



Technologie und Know-how im
deutschen Steinkohlenbergbau 
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Der Anpassungsprozess im 
deutschen Steinkohlenbergbau 
stellt alle Betroffenen vor große 
Herausforderungen. Bereits bis 
zum Jahr 2012 werden große 
Teile der Belegschaft auf allen 
Ebenen aus der Beschäftigung im 
Steinkohlenbergbau in den Ruhe-
stand ausscheiden oder in andere 
Unternehmen wechseln müssen – 
unabhängig davon, ob am Ende ein 
Auslaufen der Förderung im Jahr 
2018 steht oder aber langfristig ein 
Steinkohlenbergbau sichergestellt 
wird. Die ausscheidenden Beschäf-

Die Unternehmensstrategie 2012 
der RAG Aktiengesellschaft war 
nach den kohlepolitischen Wei-
chenstellungen im Jahr 2007 
zu überprüfen und anzupassen. 
Daraus resultierte ein Gesamtpro-
gramm mit vier Handlungsschwer-
punkten. Einer dieser Schwer-
punkte besteht darin, im Rahmen 
eines kontinuierlichen Verbesse-
rungsprozesses die Effizienz zu 
steigern. Um die formulierten Ziele 
zu erreichen, soll eine permanente 
Leistungssteigerung und Produkti-
vitätsverbesserung herbeigeführt 
werden. Dazu wurde das „RAG 
Lean Processing Programm“ ent-
wickelt, das eine Prozessverbes-
serung sowohl in der Produktion 
als auch in der Administration zum 
Ziel hat. Lean Processing zielt nicht 
auf punktuelle Verbesserungen ab, 

sondern versucht mit einer Vielzahl 
von Methoden und Instrumenten, 
die Prozesse in einer ganzheitlichen 
Sicht systematisch zu verbessern. 
Ziel ist es, Verschwendungen in 
den Prozessen zu erkennen und  
zu vermeiden.

Auf allen Unternehmensebenen im 
Bergbaubereich wurden Organisati-
onen zur Steuerung und operativen 
Umsetzung von Lean Processing 
etabliert. Die Beteiligung der Mit-
arbeiter ist der wesentliche  
Erfolgsfaktor. Ausgangspunkt ist 
die Analyse der Prozesse und der 
durch sie zu schaffenden Werte 
anhand von prozessspezifischen 
Kennzahlen. Bereits hier können 
und müssen alle Mitarbeiter ihr  
Wissen und ihre Erfahrungen ein- 
bringen. Sie kennen die Faktoren, 
die einem effizienten Arbeitsab-

tigten sind Träger von Wissen und 
Können. Ihr Know-how ist für die 
Sicherstellung des Produktions-
betriebs unverzichtbar. Deshalb 
steht der Steinkohlenbergbau vor 
den Aufgaben, dieses Know-how 
zu erhalten und die verbleiben-
den Mitarbeiter und technischen 
Betriebsmittel weiter effizient 
einzusetzen. Begleitend sind in 
noch größerem Ausmaß als bisher, 
Maßnahmen für einen optimalen 
Arbeits- und Gesundheitsschutz zu 
entwickeln und umzusetzen.

lauf entgegenstehen, wie z. B. 
Überproduktion, hohe Lager-
bestände, unnötige Transporte 
und Bewegungen, Wartezeiten, 
fehlerhafter Technologieeinsatz 
oder Ausschuss. Ausgehend von 
den Analyseergebnissen können 
Verbesserungen geplant und 
umgesetzt werden. Schließlich 
werden die umgesetzten Maßnah-
men einem Controlling unterzogen. 
Die Entwicklung der Kennzahlen 
und ihre Analyse zeigt den Erfolg. 
Darauf aufbauend werden die Ver-
besserungen in Technik, Verfahren 
und Abläufen als Standard defi-
niert. Bei der Umsetzung von Lean 
Processing werden in den einzelnen 
Betrieben nicht nur neue Ansätze 
gesucht, vielfach wird auch auf 
Best-Practice-Lösungen anderer 
Betriebe zurückgegriffen. Die 
Führungskräfte haben in diesem 
Verfahren der ständigen Verbesse-
rung die Aufgabe, die Mitarbeiter 
zu unterstützen und zu fördern, 
die Verantwortung zur Umsetzung 
der Verbesserungsmaßnahmen zu 
übernehmen und die Nachhaltigkeit 
der Verbesserungen sicherzustel-
len. Dabei unterstützt die intensive 
Beteiligung der Mitarbeiter bei 
der Gestaltung der Prozesse einen 
weiteren strategischen Schwer-
punkt des Unternehmens – die 
Verbesserung der Arbeitssicher-
heit, des Gesundheitsschutzes und 
des Umweltschutzes.

Lean Processing
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Unfallrückgang 
im deutschen 
Steinkohlen-
bergbau
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Arbeits- und Gesundheitsschutz

Die sinkenden Belegschaftszahlen 
bei einer zunehmenden Alterung 
der Beschäftigten und die von den 
Mitarbeitern verlangte erhöhte 
Flexibilität erfordern es, die bereits 
in den letzten Jahren erfolgreich 
durchgeführten Maßnahmen des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
fortzusetzen. Diese Umstände 
machen es notwendig, den Katalog 
an Handlungsfeldern zu erweitern 
und konsequent anzuwenden. 
 
Im Arbeitsschutz entstehen durch 
den flexiblen Arbeitseinsatz der 
Mitarbeiter zunehmend Gefah-
renquellen: Es sind dies sowohl 
Arbeiten in einem bisher unbe-
kannten Arbeitsumfeld als auch die 
Übernahme neuer Aufgaben, deren 
spezielles Gefahrenpotenzial nicht 
von vornherein umfassend über-
schaubar ist. Ein fester Bestandteil 
des Arbeitssicherheitsprogramms 
sind deshalb systematische Gefähr-
dungsanalysen, um die Gefähr-
dungspotenziale aufzudecken und 
vermitteln zu können. Diese Ge-
fährdungsanalysen stehen beispiel-
haft für viele andere Maßnahmen 
der individuellen Unfallprävention 
und der immer weiterentwickelten 
Sicherheitstechnik im deutschen 
Steinkohlenbergbau. Aus diesen 
Gründen hat Deutschland die Zei-
ten der schweren Grubenunglücke 
seit mehreren Jahrzehnten hinter 
sich gelassen. Bei den Arbeits-
unfällen im Steinkohlenbergbau 
konnte die Zahl der Unfälle in 
allen Bereichen erheblich reduziert 

werden, sodass der noch in den 
1970er Jahren typische „Stein- und 
Kohlenfall“ keinen Unfallschwer-
punkt mehr bildet. 
 
Die Führungskräfte der RAG 
Aktiengesellschaft wurden im 
Jahr 2009 konzernweit auf einer 
gesonderten Veranstaltung auf 
die besondere Bedeutung dieses 
Handlungsfeldes für das Unter-
nehmen hingewiesen und dabei 
die vollständige Vermeidung von 
Arbeitsunfällen als Ziel „Null 
Unfälle“ formuliert. Dieser Impuls 
war zu diesem Zeitpunkt notwendig 
geworden, weil der Steinkohlen-
bergbau in den letzten Jahren gute 
Erfolge im Arbeitsschutz erzielen 
konnte. Lagen die Unfallzahlen der 
RAG Deutsche Steinkohle 1995 
noch über dem Durchschnitt der ge-
samten gewerblichen Wirtschaft, 
konnte die Zahl der Unfälle je einer 
Million geleisteter Arbeitsstunden 
seitdem deutlich gesenkt werden. 
Sie lag bereits im Jahr 2006 mit 
13,8 nicht nur unter dem Wert 
für andere industrielle Branchen, 
sondern auch unter dem Durch-
schnitt für die gesamte gewerb-
liche Wirtschaft in Deutschland 
(17,47). Im Jahr 2009 sank dieser 
Wert weiter auf 6,3 Unfälle je eine 
Million Arbeitsstunden. Das Ziel 
„Null Unfälle“ betont, dass die 
Gleichrangigkeit von Arbeitsschutz 
und Arbeitssicherheit als Unter-
nehmensziel neben Produktion und 
Wirtschaftlichkeit weiter Bestand 
hat und erhöhte Aufmerksamkeit 
genießt.  
 

Nicht nur in der Vermeidung von 
Arbeitsunfällen, sondern auch in 
der Verhütung von Berufskrankhei-
ten hat der deutsche Steinkohlen-
bergbau in der Vergangenheit viel 
erreicht. Durch die ständige Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen 
– insbesondere durch verbesserte 
Staubbekämpfung – tritt die typi-
sche bergmännische Berufskrank-
heit, die Silikose, nicht mehr neu 
auf. Gemeinsam mit den Bergbe-
hörden, der Berufsgenossenschaft 
Rohstoffe und Chemische Industrie 
und mit Unterstützung der Sozial-
partner arbeitet die RAG Deutsche 
Steinkohle fortlaufend daran, durch 
konsequente Prävention den bisher 
erreichten hohen Sicherheits-
standard weiter zu verbessern. Es 
wurden jedoch noch weitere Mög-
lichkeiten der Optimierung erkannt. 
Deshalb werden z. B. gemeinsam 
mit der TU Clausthal-Zellerfeld in 
einem extra darauf ausgerichteten 
Prüfstand verschiedene Düsen-
spektren und deren Einflüsse auf 
die Staubbindefähigkeit untersucht. 
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Neben den vielfältigen Maßnah-
men zur Verhinderung von Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten 
im Steinkohlenbergbau treten hier 
wie auch in anderen Branchen 
zunehmend die Maßnahmen zum 
allgemeinen Gesundheitsschutz in 
den Vordergrund. Um die eigenver-
antwortliche Pflege der Gesundheit 
und der körperlichen und geistigen 
Fitness durch die Beschäftigten 

zu unterstützen, bieten die Unter-
nehmen des Steinkohlenbergbaus 
ihren Mitarbeitern viele Möglich-
keiten, ihren Gesundheitszustand 
zu erhalten oder zu verbessern. 
Die im Durchschnitt zunehmend 
ältere Belegschaft erfordert es, die 
allgemeinen Gesundheitsgefahren 
als Risiken auszuschließen, um 
Ausfalltage durch Krankheit so 
weit wie möglich zu reduzieren.

Bei der RAG Aktiengesellschaft 
treten die Herausforderungen 
durch die sozialverträgliche Be-
legschaftsanpassung im Stein-
kohlenbergbau besonders deutlich 
zu Tage. Im Jahr 2009 hat sie im 
Bergbaubereich das Personal um 
2 992 Mitarbeiter reduziert. Für 
das laufende Jahr ist ein erneuter 
Rückgang um circa 3 000 Beschäf-
tigte vorgesehen. Daraus ergibt 
sich, dass bei diesem Unternehmen 
die Themen Qualifizierung und 
Know-how-Sicherung von besonde-
rer Bedeutung sind. 
 
Die Anforderungen sind seit 
längerem bekannt, sodass das 
Unternehmen bereits früh damit 
begonnen hat, sämtliche Mitarbei-
ter mit ihren Personalstammdaten, 
Qualifikationen und Fähigkeiten in 
einer zentralen Datenbank zu er-
fassen. Mithilfe dieser Datenbasis 
ist für das Unternehmen frühzeitig 
erkennbar, zu welchem Zeitpunkt 
welche Mitarbeiter das Unterneh-

men verlassen werden und welche 
Kenntnisse und Fähigkeiten mit 
diesem Weggang verloren gehen 
werden. Mit Unterstützung der 
Datenbank kann unternehmensweit 
nach Know-how und dessen Trä-
gern gesucht werden, um Nachfol-
gekandidaten zu identifizieren. Der 
Vorteil der unternehmensweiten 
Erfassung besteht darin, dass 
Nachfolgefragen nicht allein in den 
Betrieben gelöst werden müssen, 
in denen der Abgang zu verzeich-
nen ist, sondern eine bereichs- und 
betriebsübergreifende Nachfolge-
planung umgesetzt werden kann. 
Zur Bewältigung der Abgänge 
auf der Ebene der Führungskräfte 
erfolgt ergänzend eine umfassende 
Nachfolgeplanung und -organisa-
tion. Zunehmend tritt durch den 
fortschreitenden Personalabbau 
das Problem auf, dass in der Beleg-
schaft kein unmittelbar geeigneter 
Nachfolgekandidat vorhanden ist. 
Dies erfordert neben einer großen 
Flexibilität in der Belegschaft, 
andere Aufgaben als bisher zu er-
füllen, auch die Bereitschaft, neue 

Know-how-Sicherung

Fertigkeiten zu erwerben. Für die 
RAG Aktiengesellschaft bedeutet 
dies die Herausforderung, die 
notwendigen Rahmenbedingungen 
für den Lernprozess zu schaffen 
und umfassend die notwendigen 
Qualifikationsmaßnahmen anzubie-
ten. Die Optimierung und Stan-
dardisierung der Prozesse im Lean-
Processing-Programm unterstützt 
hierbei den notwendigen flexiblen 
Einsatz der Belegschaft. 
 
Ein wichtiges Element zur Siche-
rung der flexiblen Einsatzmöglich-
keiten innerhalb der Belegschaft 
ist der zum 01.07.2009 in Kraft 
getretene „Tarifvertrag zur sozial-
verträglichen Flexibilisierung des 
rheinisch-westfälischen und des 
Ibbenbürener Steinkohlenberg-
baus“. Dieser Tarifvertrag und die 
begleitenden Betriebsvereinba-
rungen gelten für alle Mitarbeiter, 
die künftig die Voraussetzungen 
für den Bezug von Anpassungsgeld 
erfüllen werden. Er beinhaltet 
verschiedene Verpflichtungen für 
diesen Beschäftigtenkreis, um die 
notwendigen Maßnahmen zur Fle-
xibilisierung umsetzen zu können. 
So haben sie z. B. an Qualifizie-
rungsmaßnahmen teilzunehmen 
und können bundesweit im deut-
schen Steinkohlenbergbau versetzt 
werden. Sie können ebenfalls 
zur Arbeitnehmerüberlassung an 
dritte Unternehmen herangezogen 
werden. Im Gegenzug bekommen 
diese Beschäftigten tarifvertrag-
liche Rechte, die einen erweiter-
ten Kündigungsschutz oder auch 
Entgeltsicherung einräumen.
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Walzenschrämlader SL 750,  
Bergwerk Auguste Viktoria 
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Technische Entwicklung

Im deutschen Steinkohlenbergbau 
wird die technische Entwicklung 
weiter vorangetrieben, um die 
notwendigen Effizienzsteigerungen 
und Kostensenkungen zu erreichen, 
aber auch zur Verbesserung von 
Arbeitssicherheit und Ergonomie an 
den Arbeitsplätzen. Um unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen – 
besonders mit Blick auf die zuneh-
mend reduzierte Belegschaft –  
optimale Leistung zu erbringen, 
lag und liegt hier ein besonderer 
Fokus auf der Verbesserung der 
Automation. Unter den häufig sehr 
anspruchsvollen Bedingungen im 
untertägigen Bergbau bedeuten 
die Entwicklung und der Betrieb 
weitgehend automatisch arbei-
tender Maschinen eine besondere 
Herausforderung. Gemeinsam mit 
den Bergbauzulieferern wird hier 
ein sehr komplexer Maschinen-
park entwickelt, um den Weg der 

Automation weiter zu beschreiten. 
Ein besonderes Beispiel ist die 
Entwicklung des Walzenschräm-
laders SL 750. Dieser wurde mit 
finanzieller Unterstützung der Eu-
ropäischen Union im Rahmen eines 
Forschungsprojekts entwickelt und 
realisiert. 
 
Diese Gewinnungsmaschine, wel-
che inzwischen erfolgreich unter 
Tage eingesetzt wird, arbeitet mit 
verschiedenen Sensortechniken. So 
erkennt sie ohne Eingriff von außen 
Hindernisse, die sich in ihrem Fahr-
weg befinden. Mittels modernster 
Steuerungstechnik reagiert der 
SL 750 selbstständig und nimmt 
die notwendigen Korrekturen vor. 
Mit der weitgehenden Automati-
on werden die Walzenfahrer bei 
der Arbeit vor Ort entlastet. Der 
Wandel der Aufgaben unter Tage 
erfordert in zunehmendem Maße 

anstelle der Bedienung der Maschi-
ne die Überwachung weitgehend 
automatisch ablaufender Prozesse. 
 
Der SL 750 wurde auf der BAUMA,  
der weltgrößten Messe für Bau-
maschinen, Baustoffmaschinen, 
Bergbaumaschinen, Baufahrzeuge 
und Baugeräte mit dem Innovati-
onspreis 2010 ausgezeichnet. Die 
Walzenladertechnologie ist eine 
schneidende Gewinnungstechnik, 
die sowohl im deutschen wie auch 
weltweit im Steinkohlenbergbau 
weit verbreitet ist. Entwicklungen 
wie die des SL 750 machen deut-
lich, dass die Technik im deutschen 
Steinkohlenbergbau immer noch zur 
Spitzenklasse in der Welt gehört 
und in vielen Ländern gefragt 
ist. Ebenso steigt weltweit die 
Nachfrage nach Beratungs- und 
Ingenieurleistungen für die Heraus-
forderungen des Steinkohlenab-
baus in immer größeren Tiefen: 
Erfahrungen und Wissen, die sich 
der deutsche Steinkohlenbergbau 
in der täglichen Praxis über viele 
Jahrzehnte erarbeitet hat. 
 
Die bereits erfolgten und die ab-
sehbaren Zechenstilllegungen füh-
ren zu einem Angebot an gebrauch-
ten Maschinen und Anlagen, die 
sich im Einsatz unter und über Tage 
über viele Jahre bewährt haben. 
Um die verschiedenen Aspekte zur 
Vermarktung von Bergbauausrüs-
tung, Bergbau-Know-how und der 
Know-how-Sicherung sinnvoll zu 
verbinden, wurde im Jahr 2009 die 
RAG Mining Solutions GmbH als 
jüngstes Unternehmen im RAG-
Konzern gegründet.
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- Große Teufe
- Hohe Gebirgstemperaturen
- Schwierige Geologie
- Mehrflözabbau

Deutsche Bergbautechnik und 
deutsches Know-how sind seit 
Jahrzehnten weltweit zunehmend 
gefragt. Durch die anspruchsvolle 
Lagerstätte musste der Steinkoh-
lenbergbau in Deutschland ständig 
neue Techniken und Verfahren 
entwickeln, um Steinkohlen aus 
großen Teufen, mit damit verbun-
denen großen Gebirgsdrücken, 
hohen Gebirgstemperaturen, der 
ausgeprägten Tektonik und dem 
hohen Durchbauungsgrad sicher 
und effizient gewinnen zu können.  
 
Der deutsche Steinkohlenbergbau 
zählt zu den modernsten der Bran-
che. Das angesammelte und ver-
fügbare Know-how in technischer, 
wirtschaftlicher und arbeitssicher-
heitlicher Hinsicht kann weltweit 
dazu verwendet werden, um auch 
in anderen Bergbauregionen nutz-
bringend eingesetzt zu werden. Die 
RAG Mining Solutions GmbH ist in 
der Lage, Wissen und Fachkompe-
tenz zielgerichtet und angepasst an 
die unterschiedlichen Lagerstätten-
bedingungen der jeweiligen Länder 

zu transferieren. Am Beispiel 
durchgeführter Projekte und Be-
ratungen aus dem internationalen 

Gastbeitrag – RAG Mining Solutions  
„Praxis des internationalen Know-how-Transfers, insbesondere nach China“
Dr. Martin Junker, Vorsitzender der Geschäftsführung RAG Mining Solutions GmbH

Abbaubedingun-
gen im Mehrflöz-
abbau in großer 
Teufe

Situation in der VR China

Betriebliche Erfahrungen

Mit dem Wachstum der chinesi-
schen Volkswirtschaft ist nach wie 
vor ein großer Bedarf an fossilen 
Rohstoffen verbunden. China hat 
im Jahr 2009 annähernd 50% 
aller weltweiten Steinkohlen in 
Höhe von 2,95 Mrd. t gefördert. 
Zusammen mit den USA besitzt 
China (=24%) mehr als 55% aller 
weltweit bekannten Steinkoh-
lenreserven, die rund 730 Mrd. t 
ausmachen. Durch den steigenden 
Bedarf an Energie und Stahl für 
die chinesische Wirtschaft und Be-
völkerung werden weiterhin große 
Investitionssummen zum Bau neuer 
Bergwerke und Kraftwerke bereit-
gestellt. Die für den Steinkohlen-
bergbau erforderlichen technischen 
Ausrüstungen kommen zunehmend 
aus chinesischer Produktion oder 
werden im Bereich der Hochtech-
nologie durch weltweit operierende 
ausländische Bergbauzulieferer 

Die RAG Mining Solutions verfügt 
über die Möglichkeit, baukastenge-
rechte Lösungen, z. B. für das Stre-
ckendesign in 400 m, 600 m, 800 m 
beziehungsweise bis 1 700 m Teufe 
vorzuschlagen. Dies geschieht 
unter ganzheitlicher Sichtweise: 
das heißt unter Berücksichtigung 
der Planung, der Technik, des 

gefertigt. Die RAG Mining Solu-
tions deckt mit ihrem Portfolio 
die gesamte Bandbreite bergmän-
nischer Tätigkeiten ab – von der 
Planungsphase über die Produk-
tionsphase bis zur Auslaufphase 
von Bergwerken. Wesentliche 
Bereiche, in denen der deutsche 
Steinkohlenbergbau eine heraus-
ragende Stellung hat, sind neben 
der Beherrschung und dem Ma-
nagement komplexer bergbaulicher 
Systeme die Erfolge im Bereich der 
Arbeitssicherheit, Ergonomie und 
Umweltschutz sowie der Automa-
tisierung. Für alle diese Themen 
gibt es in China eine Nachfrage. 
Durch die immense Varianz der 
Lagerstätten und wirtschaftlichen 
Bedingungen bei unterschiedlichen 
Kohlenproduzenten fächern sich die 
Märkte innerhalb Chinas naturge-
geben auf.

Verfahrens in Abstimmung mit 
Sicherheitsaspekten. So müssen 
z. B. die aufgrund der Genese der 
Lagerstätte vorhandenen Grund- 
und Zusatzausgasungen, die sich 
einstellenden Gebirgsdrücke und 
Gebirgstemperaturen mit in der je-
weiligen Konzeption berücksichtigt 

Bereich wird die Übertragbarkeit 
auch in den Steinkohlenbergbau 
der VR China deutlich.
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Technologie und Know-how im deutschen Steinkohlenbergbau

werden. In diesem Zusammenhang 
kann die RAG Mining Solutions 
auf erfolgreiche Beratungsprojek-
te in Polen, Tschechien und der 
Ukraine verweisen. Diese Projekte 
sind für Teufen von bis zu 1 000 m 
durchgeführt worden. Da sich 
einzelne Bergbauregionen in China 
„deutschen“ Lagerstättenverhält-
nissen annähern, greifen auch hier 
praktische Beratungslösungen. Es 
ist wichtig, auch im chinesischen 
Bergbau nicht die ausbautechnisch 
„stärkste“ Lösung anzubieten, 
sondern speziell zugeschnittene 
Konzepte – bezogen auf die jeweili-
ge Lagerstättensituation und unter 
Berücksichtigung der technischen 
Möglichkeiten vor Ort. Sie gilt es, 
gemeinsam mit den chinesischen 
Ingenieuren zu erarbeiten und 
umzusetzen. Ein Abbau in immer 
größeren Teufen bedeutet auch 
eine zunehmende Gebirgstempe-
ratur. Mit Fachleuten für Wetter-
führung und Klimatisierung können 
durch die RAG Mining Solutions 
klimatische Problemstellungen von 
der Planung bis zur Inbetriebnahme 
von komplexen Klimatisierungsein-
richtungen schnell und nachhaltig 
gelöst werden. In einem aktuellen 
Fall wird mit einem chinesischen 
Unternehmen durch die RAG Mi-
ning Solutions die Einführung der 
Y-Bewetterung diskutiert. Dieses 
Verfahren ist bei der RAG seit Jah-
ren standardisiert. Es ermöglicht 
eine Verbesserung der sicherheit-
lichen und produktionstechnischen 
Bedingungen.  
 
Das Wissen aus dem RAG-Konzern 
ist aber nicht nur im Steinkohlen-

RAG Mining 
Solutions: 
Trainings-
maßnahme

bergbau gefragt: Es hilft auch bei 
der Berechnung der benötigten 
Frischwetter im Tunnelvortrieb 
des Gotthard Basistunnels in der 
Schweiz. Die bei der RAG ange-
wendeten Sicherheitsprogramme, 
-schulungen und Management-
systeme, z. B. für die Felder 
Unfallvorsorge, -verhütung und 
Staubbekämpfung, basieren auf 
den Erfahrungen aus 100 Jahren 
Bergbautätigkeit in Deutschland. 
Die positiven Auswirkungen dieser 
Programme führten in den zurück-
liegenden Jahren dazu, dass die 
Unfallkennziffer im deutschen 
Steinkohlenbergbau seit 1995 
vehement gesenkt werden konnte. 
Für die Bereiche Arbeits-, Gesund-
heits- und Umweltschutz stehen 
somit zahlreiche Lösungspakete 
bereit. Sie können dazu beitragen, 
dass auch in den chinesischen 
Steinkohleunternehmen in puncto 
Sicherheit, Arbeits- und Umwelt-

schutz deutliche Verbesserungen 
erzielt werden können.  
 
Für komplexe Gewinnungs-, 
Vortriebs- und Logistiksysteme 
bietet die RAG Mining Solutions 
in besonderen Problembereichen 
kundenspezifisch zugeschnittene 
Lösungen an.  
 
Durch Standardisierung, Innova-
tion sowie durch Optimierung von 
Verfahren und Technik gelang es 
der RAG, erhebliche Verbesserun-
gen zu erzielen und die Grundlage 
für eine immer weitreichendere 
Automatisierung zu schaffen. 
Dabei wurden die Steuerungen der 
beteiligten Gewinnungsanlagen, 
des Strebausbaus und der Förderer 
miteinander vernetzt. Auf der Basis 
der im deutschen Steinkohlenberg-
bau eingesetzten innovativen und 
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teilautomatisierten Betriebsmittel 
bietet die RAG Mining Solutions für 
komplexe Gewinnungs-, Vortriebs- 
und Logistiksysteme optimierte 
Lösungen an. Im Bereich der Ge-
winnungsanlagen entwickelten sich 
Hobelschulungen der RAG Mining 
Solutions im Auftrag der Bucyrus 
Europe GmbH zu einer gefragten 
Dienstleistung. Diese sind in unter-
schiedliche Module unterteilt und 
richten sich an das Management, 
die Aufsichten und die Bergleute, 
die die Anlage steuern. Bergbauun-
ternehmen aus Polen, Tschechien 
und Mexiko nutzen die Dienstleis-
tungen rund um die Hobeltechnik. 

Automatisierung

Durch die Entwicklungen in 
Deutschland bestehen im Be-
reich der Automatisierung große 

Chancen im internationalen 
Know-how-Transfer. Gemeinsam 
mit dem Partner PSI AG vermarktet 

Automatisierung 
und Leitwarten-
technik für den 
internationalen 
Bergbaumarkt

Dieses Verfahren findet inzwischen 
internationale Anerkennung und 
wird durch die RAG Mining Solu-
tions vermittelt. Die Optimierung 
der Logistikkette von Bergwerken 
wird in Polen, Tschechien und Chi-
na nachgefragt. Die ganzheitliche 
Sicht auf einen Produktionsbetrieb 
aus Betreibersicht ermöglicht es 
auch, systematisch die betriebli-
chen Prozesse zu optimieren. Dies 
geschieht bei der RAG prozessual 
unter wesentlicher Beteiligung der 
Mitarbeiter mittels des kontinuier-
lichen Verbesserungsprozesses 
„Lean Processing“.

die RAG Mining Solutions diese 
Entwicklung aus dem deutschen 
Bergbau weltweit. Im Anschluss an 
die erfolgreiche Teilnahme an der 
China Coal & Mining Expo 2009 ka-
men die ersten Verhandlungen mit 
chinesischen Bergbauunternehmen 
zustande. Insbesondere die Innova-
tion rund um das Thema Leitwarte 
steht im Fokus des Interesses auf 
dem Weg der technischen Weiter-
entwicklung von Hochleistungs-
bergwerken. Die Experten der RAG 
Mining Solutions entwickeln dazu 
derzeit bei einem chinesischen 
Kunden eine Technikstrategie in 
Verbindung mit der Betriebsorga-
nisation, die der Steuerung z. B. 
von Abbaubetrieben dient. Ziel ist 
es, alle Abläufe zur Visualisierung 
und Steuerung zu vereinfachen und 
eine deutliche Verbesserung der 
Effizienz und Sicherheit zu errei-
chen.



Industriestandort und Nachhaltigkeit  
am Beispiel der Kohlennutzung

Kraftwerk Walsum 12; 
im Hintergrund links das ehemalige Bergwerk Walsum. 

 Steinkohlentransport auf dem Rhein für die Stahlwerke in Duisburg
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Der Industriestandort Deutsch-
land ist aufgrund seiner hohen 
Wirtschaftsleistung abhängig vom 
Funktionieren einer wettbewerbs-
fähigen Grundstoffindustrie. Eine 
hocheffiziente und bezahlbare 
nationale Stromversorgung: Das  
ist – neben einer ausreichenden 
und wirtschaftlichen Versorgung 
mit diversen Rohstoffen, Halb-
fertig- und Zwischenprodukten –  
wesentliche Voraussetzung der 
zumeist Energie intensiven Produk-
tion von Grundstoffen und deren 
Weiterverarbeitung zu exportfähi-
gen High-End-Produkten. Aufgrund 
der steigenden Strompreise in 
Deutschland werden bestimmte 
Branchen wie z. B. die Stahl- und 
Aluminiumindustrie, die Kupferpro-
duzenten sowie die Chemie- und 
Automobilindustrie überpropor-
tional belastet. Die Ursachen dafür 
sind grundsätzlich unterschiedlich 
aufgrund von höheren Beschaf-
fungskosten (Versorgung mit 
fossilen Energieträgern), der EEG 
(Erneuerbare-Energien-Gesetz) -
Umlage zur Förderung erneuerbarer 

Energien, schärferer Umweltauf-
lagen und dem CO2-Handel. Nach 
Angaben von Aurubis AG (Europas 
größter Kupferproduzent) entspra-
chen ihre Stromkosten mehr als der 
Hälfte der gesamten Energiekos-
ten in Höhe von über 150 Mio. € 
bei einem Ergebnis (EBIT) in Höhe 
von 111 Mio. € in 2009. Aurubis 
beklagt seit Jahren den zuneh-
menden Kostenanteil für Energie, 
verursacht durch die Zusatzkos-
ten für CO2- und EEG-Abgaben. 
Um ihren Strombezug langfristig 
abzusichern, hat sich Aurubis eine 
so genannte Kraftwerksscheibe am 
Steinkohlekraftwerk Moorburg in 
Hamburg gesichert. Das Kraftwerk 
soll 2012 in Betrieb gehen und 
wird langfristig mit Importkohle 
befeuert. Während der öffentlichen 
Debatte zur Umweltverträglichkeit 
und den Auseinandersetzungen  
um den Erhalt von notwendigen  
Genehmigungen nach dem Bundes-
immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
haben neben Aurubis auch die 
größten Stromverbraucher Ham-
burgs – das Aluminium-Unterneh-

men Trimet und das Stahlwerk 
ArcelorMittal – mehrfach die 
Standortfrage gestellt: „Ohne das 
Kohlekraftwerk ist die Grundlast-
versorgung der Unternehmen nach 
Abschalten der Kernkraftwerke 
in Brunsbüttel und Krümmel nicht 
gesichert!“. Das Kohlekraftwerk 
erfüllt die Zielsetzung, der Indust-
rie die benötigte Energie langfristig 
planbar, zu wettbewerbsfähigen 
Preisen, umweltschonend und 
sicher zur Verfügung zu stellen. Das 
Beispiel verdeutlicht eindrucksvoll 
die Bedeutung der Steinkohlenver-
stromung für den Industriestandort 
Deutschland.  
 
Einige Faktoren erschweren die 
günstige Verstromung auf Basis 
von Steinkohle – etwa die ak-
tuellen Weichenstellungen der 
Energie- und Klimapolitik, lokale 
Akzeptanzprobleme und Anti-
Kohle-Kampagnen von Umweltor-
ganisationen. Damit wird nicht nur 
die Kohleverstromung insgesamt 
gefährdet, sondern im Besonderen 
der Bau neuer Steinkohlekraftwer-
ke. In den letzten Jahren wurden 
hierzulande Neubauprojekte für 
Kohlekraftwerke abgesagt. Über 
weitere Bauvorhaben ist noch nicht 
endgültig entschieden.  
 
Im laufenden Jahr haben sich die 
Unsicherheiten für Kohlekraft-
werksprojekte am Standort 
Deutschland noch weiter ver-
schärft. Die globale Diskussion vor 
und nach der UN-Klimakonferenz 
in Kopenhagen Ende 2009 über 
eine weitgehende „Dekarbonisie-
rung“ der gesamten Wirtschaft 
schafft für Kohlenstoff intensive 

   Neue Kohlekraftwerke in Deutschland bis 2015

  Anzahl Kapazitäts Kraftwerke 
   -zubau in in Bau 
   MW

 Genehmigung erteilt  10 11.331 Walsum:   700 MW (Steag, NRW) 
 und im Bau befindlich   Datteln: 1.100 MW (E.ON, NRW) 
    Hamm: 1.530 MW (RWE, NRW) 
 im Genehmigungsverfahren   4  3.050 Neurath: 2.100 MW (RWE, NRW) 
    Lünen:   750 MW (Trianel, NRW) 
 geplant  10 11.659 W.-Haven:   750 MW (GDF-Suez) 
    Moorburg: 1.600 MW (Vattenfall) 
 Neue Projekte z. T.   13 23.570 Boxberg:   650 MW (Vattenfall) 
 unbestimmt verschoben*   Karlsruhe:   875 MW (EnBW) 
    Mannheim:   900 MW (GKM)

*   von den geplanten, bereits beantragten oder schon genehmigten und in Bau befindlichen Projekten 
   gelten einige als gefährdet (u. a. Fall Datteln)
     Quellen: dena, VDI, RWE und andere Unternehmensinformationen
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Entwicklung der 
Wirkungsgrade 
von Steinkohle-
kraftwerken

Steinkohle-
kraftwerk 
Ibbenbüren der 
RWE Power AG

Entwicklung der Wirkungsgrade von Steinkohlenkraftwerken 
in Deutschland und in der Welt
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Industriestandort und Nachhaltigkeit am Beispiel der Kohlennutzung

Energieträger wie Kohle natürlich 
generell besondere Probleme. In 
Deutschland wird etwa der Ausbau 
der regenerativen Stromerzeugung 
– gestützt auf das EEG und weitere 
staatliche Fördermaßnahmen – 
fast ungebremst vorangetrieben. In 
deren Windschatten wird auch der 
Zubau von Erdgaskraftwerken als 
Regel- und Reserveenergie forciert.  
 
Noch immer sind viele Einzelhei-
ten der Umsetzung des neuen 
EU-Klimapakets vom Dezember 
2008 nicht geklärt, so z. B. die 
Umsetzung der europäischen CCS-
Richtlinie. Die von der Bundes-
regierung im Rahmen des neuen 
Energiekonzepts vorgesehene 
Verlängerung der Laufzeiten von 
Kernkraftwerken hat ebenfalls 
erhebliche Auswirkungen auf die 
weitere Kraftwerksplanung in 
Deutschland und den damit ver-
bundenen künftigen Steinkohlen-
einsatz. Wünschenswert aus Sicht 
des GVSt ist ein Gleichklang der 
zentralen energiepolitischen Ziele 
Versorgungssicherheit, Wirtschaft-
lichkeit und Umweltverträglichkeit. 
Wenn der Bau effizienter neuer 
Kohlekraftwerke oder die Realisie-
rung der innovativen CCS-Techno-
logie weiter blockiert werden, hat 
das mittel- und langfristig nicht 
nur Wachstums- und Beschäfti-
gungsverluste sowie verschärfte 
Versorgungsrisiken in Deutschland 
zur Folge, kontraproduktiv wäre 
es vielmehr auch in Bezug auf den 
Industriestandort Deutschland und 
die Klimavorsorge wegen der Aus-
weitung einer weniger effizienten 
Kohleverstromung im Ausland.

Entwicklungslinien Kraftwerkstechnik

Der Industriestandort Deutschland 
ist Vorreiter bei der Entwicklung 
und Umsetzung neuer, moderner 
Kohlekraftwerkstechnologie. 
Der weltweite Durchschnitt des 
Wirkungsgrads von Steinkohle-
kraftwerken ist nach jüngsten 
Angaben des VGB (Verband der 
Großkraftwerks-Betreiber, „Zahlen 
und Fakten zur Stromerzeugung 
2009/2010“) auf gerade etwas 
mehr als 30% zu veranschlagen. 
 
Dieser globale Durchschnittswert 
bedeutet, dass weltweit noch viele 
Kraftwerke mit geringeren Wir-
kungsgraden betrieben werden. Für 
China z. B. wurde noch vor wenigen 
Jahren ein spezifischer durch-
schnittlicher Wirkungsgrad  

von 23% angegeben (siehe Schil-
ling 2004). Der massive Zubau 
von Kohlekraftwerken aufgrund 
des Investitions- und Moderni-



32

sierungsschubs der chinesischen 
Wirtschaft hat inzwischen zu 
einem Anstieg der durchschnitt-
lichen Wirkungs-grade auf 33% 
geführt (IEA 2010). Für noch in 
Betrieb befindliche ältere chine-
sische Steinkohlekraftwerke sind 
aber weiterhin die oben genann-
ten 23% repräsentativ. Ähnlich 
niedrige Wirkungsgrade gelten für 
Russland und Indien. Für die EU und 
Deutschland gibt der VGB einen 
durchschnittlichen Wirkungsgrad 
der Steinkohlekraftwerke von 38% 
an. Bei den ältesten deutschen 
Steinkohlekraftwerken bzw. -kraft-
werksblöcken (> 40 Jahre) liegt der 
Wirkungsgrad nur bei gut 30%. Die 
neuesten deutschen Steinkohle-
kraftwerke werden dagegen nach 
den Verlautbarungen der Betreiber 
inzwischen 45 - 46% erreichen: 
z. B. das Kraftwerk von Evonik 
Steag in Walsum, das nahezu fertig 
gebaute E.ON-Kraftwerk in Datteln 
oder das zum Start in 2011 geplan-
te neue RWE-Kraftwerk in Hamm. 
In der Entwicklung befinden sich 
Steinkohlekraftwerkskapazitäten 
mit Wirkungsgraden von mehr als 
50% wie beim Projekt „50 plus“ 
von E.ON in Gelsenkirchen-Schol-
ven mit dem innovativen Verfah-
ren COMTES 700. Die Forschung 
avisiert längerfristig sogar Wir-
kungsgrade von 55 - 65%, insbe-
sondere durch Kombi-Kraftwerke. 
Mit einer Einführung von Carbon 
Dioxide Capture and Storage (CCS) 
für Kohlekraftwerke werden die 
inzwischen hohen Wirkungsgrade 
der Neubauprojekte wieder etwas 
gemindert.  
 

Dennoch: Die künftige Steinkoh-
leverstromung in Deutschland 
wird in letzter Zeit wieder zu-
nehmend infrage gestellt. Es gibt 
einige wesentliche Gründe für 
die Probleme beim Neubau von 
Steinkohlekraftwerken. So haben 
sich infolge der Nachwirkungen der 
globalen Finanzkrise für kapitalin-
tensivere Investitionsprojekte die 
Finanzierungsbedingungen generell 
verschlechtert. Ferner ist durch ein 
unvorhergesehen großes Angebot 
von preiswertem Erdgas die Wett-
bewerbssituation für kohlebasierte 
Projekte vorübergehend ungüns-
tiger geworden. Hinzu kommen 
speziell in Bezug auf die Nutzung 
des Energieträgers Kohle die 
anhaltenden Unsicherheiten über 
die künftigen Rahmenbedingungen 
der Energie- und Klimapolitik. 
Umweltorganisationen betreiben 
im Verbund mit lokalen Gruppie-
rungen Kampagnen gegen jegliche 
Investitionen in die Kohle. Dabei 

würde der Klimavorsorge und dem 
Umweltschutz der Bau effizienter 
neuer Kraftwerke mehr nutzen 
als der ansonsten unvermeidliche 
Weiterbetrieb von Altanlagen. 
Darüber hinaus ist in diesem 
Zusammenhang auf den technolo-
gischen Fortschritt im Kraftwerks-
bau hinzuweisen. Ausgehend von 
Deutschland bildet er die Basis für 
den internationalen Transfer von 
„Clean Coal Technologies“. Damit 
leistet er einen wichtigen Beitrag 
zur weltweiten CO2-Minderung. 
Auch andere Vorteile neuer Kohle-
kraftwerke werden relativ wenig 
diskutiert. Dass Kraftwerksneu-
bauprojekte Beschäftigungs- und 
Wertschöpfungseffekte vor allem 
in Standortnähe haben, wird meist 
nur regional wahrgenommen. In 
der energiepolitischen Debatte 
wird auch überregional zu wenig 
beachtet, dass die Steinkohle im 
Energiemix der Stromerzeugung 
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Entwicklung der verfügbaren gesicherten Leistung im 
dena-Szenario „Sinkende Stromnachfrage“
Gesicherte Leistung
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Quelle: Deutsche Energie-Agentur (dena), 2010
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20252020 2030

Benötigte gesicherte Leistung
Versorgungs- bzw.  Effizienz-
lücke (2030: 21 745 MW)
Zusätzlich erwartete KWK
Regenerative Energien
Geplante Kraftwerke mit hoher 
Realisierungswahrscheinlichkeit
Neue (seit 2005) bzw. bereits in 
Bau befindliche Kraftwerke

Bestehende thermische Kraftwerke
(inkl. bestehende Wasserkraft-, 
Pumpspeicher- und KWK-Kapazitäten)

10 587 MW
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Umweltgerechte Steinkohlennutzung

Kohle als Energieträger ist heute 
ein wesentlicher Bestandteil einer 
zuverlässigen und grundlastfähi-
gen Energieversorgung. In einem 
ausgewogenen Mix der Erzeugung 
muss sie auch in Zukunft eine 
wichtige Rolle spielen. Eines der 
vorrangigen Klimaziele ist es daher, 
die Effizienz der Anlagen zu stei-
gern, um weniger Kohle einsetzen 
zu müssen und gleichzeitig die 
Emissionen zu reduzieren. Neben 
dem Neubau von Kohlekraftwerken 
werden so genannte „Retrofit“-
Programme erfolgreich eingesetzt. 
Dabei können durch Modernisie-
rung von bestehenden Steinkoh-

lekraftwerken der Wirkungsgrad 
gesteigert und der CO2-Ausstoß 
reduziert werden. Beispiele aus der 
praktischen Umsetzung zeigen den 
Erfolg. So spart das Kraftwerk der 
Evonik Steag GmbH in Bergkamen 
bis zu 180 000 t CO2 pro Jahr ein, – 
etwa so viel, wie eine 50 000-Ein-
wohner-Stadt jährlich allein durch  
Strom und Heizung an CO2 aus-
stößt. Zusätzlich erhöht sich durch 
die Revision die Leistung des 
Kraftwerks um 30 MW; genug, um 
knapp 30 000 Haushalte zusätzlich 
mit Energie zu versorgen. Weitere 
positive Beispiele sind die Verwen-
dung von Fernwärme in Nordrhein-
Westfalen und im Saarland. Die 

Wärme wird in Heizkraftwerken 
mit umweltschonenden Verfahren 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
erzeugt. Dabei wird die eingesetzte 
Energie zeitgleich und gekoppelt in 
Strom und Wärme umgewandelt. 
Während ein „normales“ Kraftwerk 
mehr als 50% der eingesetzten 
Primärenergie als nicht mehr 
nutzbare Abwärme an die Umwelt 
abgibt, nutzt ein Heizkraftwerk 
einen großen Teil dieser Energie 
für die Fernwärmeversorgung. Die 
Wärme wird entweder für Heiz-
zwecke oder von Industriebetrieben 
als Prozesswärme in der Produktion 
genutzt. Die Fernwärme spart im 
Vergleich zur getrennten Strom- 
und Wärmeerzeugung erhebliche 
Energie- und Emissionsmengen. 
Somit leisten diese effizienten 
Steinkohlekraftwerke einen aktiven 
Beitrag zur sicheren und nachhalti-
gen Energieversorgung.  
 
Bei der Evonik Fernwärme GmbH 
wird mehr als 90% der Wärme in 
Anlagen erzeugt, die nach dem 
Prinzip der Kraft-Wärme-Kopplung 
arbeiten. Mit einer jährlichen Lie-
ferung von 2,1 Mrd. kWh Wärme-
energie, die dem Wärmebedarf von 
mehr als 300 000 Wohneinheiten 
entspricht, ist Evonik Fernwärme 
GmbH der größte Anbieter von 
Fernwärme in Nordrhein-Westfa-
len. Aber auch international sind 
die deutschen Errungenschaften 
ein Erfolg in Bezug auf die Ver-
einbarkeit von Kohle und Umwelt. 
Effiziente und umweltfreundliche 
Kraftwerkstechnik bieten ein 
erhebliches Potenzial zur CO2-Ein-

insgesamt einen wesentlichen 
Beitrag zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit und der Sicherheit zu 
leisten vermag. 
 
Vor diesem Hintergrund warnt 
die halbstaatliche Deutsche 
Energie-Agentur (dena): In der 
im Februar 2010 veröffentlichten 
Aktualisierung ihrer Analyse zur 
Kraftwerksplanung in Deutschland 
bis 2020/2030 spricht sie von einer 
in den nächsten 10 bis 20 Jahren 
zu befürchtenden „Effizienzlücke“ 
in der deutschen Stromerzeugung. 
Wenn keine neuen hocheffizienten 
Kraftwerke auf fossiler Basis, ins-
besondere keine neuen Steinkohle-
kraftwerke gebaut werden, kommt 
es entweder zu einer Unterversor-
gung – das heißt die Kapazitäten 
sind nicht mehr ausreichend, um 

jederzeit die Jahreshöchstlast 
decken zu können – oder aber dazu, 
dass alte, ineffizientere Kraftwerke 
weiter betrieben werden müssen –  
mit der Folge von höheren Strom- 
und CO2-Zertifikatepreisen. 
 
Die „Stromlücke“ beziffert die 
dena in ihren Verbrauchsszenarien 
auf gut 14 GW (bei konstanter 
Stromnachfrage) beziehungswei-
se knapp 11 GW (bei sinkender 
Stromnachfrage). Unterstellt 
werden dabei ein planmäßiger 
Ausbau der regenerativen Energien 
und der Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) gemäß dem Leitszenario 
des BMU (Bundesministerium für 
Umwelt) aus dem Jahr 2009 sowie 
ein Ausstieg aus der Nutzung der 
Kernenergie gemäß den bisherigen 
atomgesetzlichen Bestimmungen. 
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auch gegen die Bestrebungen der 
Energieversorgungsunternehmen, 
zukünftig CO2 im Kraftwerkspro-
zess abzuspalten und in dafür 
geeigneten geologischen Formati-
onen abzulagern. Dieses CCS-Ver-
fahren umfasst die Abscheidung, 
den Transport und die dauerhafte 
Lagerung des Treibhausgases  CO2 
in Speicherformationen.   

In den Industriestaaten und 
Schwellenländern wird wegen 
der im Vergleich zu Deutschland 
deutlich stärkeren Kohlennut-
zung inzwischen weltweit an der 
kommerziellen Umsetzung von CCS 
gearbeitet. Nach einem in 2009 
veröffentlichten Statusbericht der 
australischen Regierung wurden 
weltweit inzwischen über 275 
CCS-Projekte identifiziert. Europa 
bildet mit nur 20 CCS-Projekten 
zurzeit leider eher das Schluss-
licht bei der Entwicklung dieser 
innovativen Technologie. Dabei 
haben sich die G8-Staaten das Ziel 
gesetzt, größere Demonstrations-
anlagen zu errichten und damit die 
Voraussetzungen für die kommer-
zielle CCS-Nutzung nach 2020 zu 
schaffen. Die Europäische Union 
beabsichtigt, bis 2015 insgesamt 
10 bis 12 voll integrierte Anlagen 
zu realisieren – mit der gesamten 
Wertschöpfungskette von der 
Abscheidung im Kraftwerk, über 
den Transport und die Speicherung 
von CO2 im Untergrund. Europa 
hat mit der CCS-Richtlinie einen 
umfassenden rechtlichen Rahmen 
für die Anwendung von CCS in der 
Europäischen Union geschaffen. 
Die Richtlinie soll bis zum Sommer 

Die „CO2-Debatte“

In der anhaltenden Umweltdebatte 
in Deutschland wird von Politik und 
Umweltorganisationen insbeson-
dere die Kohlenutzung wegen der 

CO2-Problematik infrage gestellt. 
Der lokale Widerstand gegen 
den Neubau von Kohlekraftwer-
ken wächst und richtet sich nun 

sparung. In Deutschland entwickel-
te und erprobte Techniken helfen, 
diese auch weltweit zu installieren. 
So hat z. B. die Siemens AG in der 
chinesischen Provinz Zhejiang ein 
Kohlekraftwerk mit vier Blöcken zu 
je 1 000 MW errichtet, das einen 
Wirkungsgrad von 45% erreicht. 
Das bedeutet eine erhebliche 
Weiterentwicklung im Vergleich zu 
den durchschnittlichen Wirkungs-
graden von nur etwa 33% und rund 
23% bei älteren Kohlekraftwerken 
in China. Ermöglicht wird die neue 
Klasse der Kraftwerkseffizienz 
technisch durch so genannte 
ultra-superkritische Dampfturbi-
nenwerke mit Dampftemperaturen 

von 600 °C und einem Druck über 
260 bar. Die nächste Kraftwerksge-
neration soll sogar Dampfzustände 
von 700 °C und Druckzustände 
von über 300 bar erlauben. Bei 
einem Wirkungsgrad von fast 50% 
wird dann signifikant weniger CO2 
ausgestoßen. Zum Vergleich: Das 
neue Steinkohlekraftwerk Walsum 
10 mit 790 MW Leistung kann rech-
nerisch rund 1,5 Millionen Einfami-
lienhaushalte mit Strom versorgen. 
Es benötigt im Volllastbetrieb 
circa 20% weniger Brennstoff und 
emittiert etwa 20% weniger CO2 
als ältere Steinkohlekraftwerke bei 
gleicher Leistung. 
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2011 in nationales Recht der Mit-
gliedsstaaten umgesetzt werden. 
Großbritannien hat dies mit einer 
eigenen CCS-Gesetzgebung bereits 
getan, die Niederlande sind auf 
dem Weg, und die deutsche Regie-
rung hat einen ersten Gesetzes-
entwurf vorgelegt. Dennoch: Der 
Bedarf an deutschen Demonstra-
tionsprojekten ist umstritten, weil 
unter anderem befürchtet wird, 
dass durch CCS der Druck zum 
Ausbau der regenerativen Strom-
erzeugung nachlässt. Angesichts 
der hohen finanziellen Förderung 
der regenerativen Energien in 
Deutschland ist das Argument aber 
wenig stichhaltig. Das Bundes-
wirtschaftsministerium und das 
Bundesumweltministerium haben 
einen gemeinsamen Referenten-
entwurf vorgelegt für ein „Gesetz 
zur Demonstration und Anwendung 
von Technologien zur Abscheidung, 
zum Transport und zur dauerhaften 
Speicherung von Kohlendioxid 
(KSpG)“. Demnach sollen Transport 
und Speicherung von CO2 zunächst 
begrenzt erprobt, demonstriert 
und die gewonnenen Erfahrungen 
im Anschluss evaluiert werden. 
Auch wenn sich die Energiever-
sorgungsunternehmen weiterhin 
zu ihrer Investitionsbereitschaft in 
die CCS-Technologie bekennen: Es 
bedarf jedoch einiger grundlegen-
der Änderungen am vorgelegten 
Gesetzentwurf, um der Erprobung 
der CCS-Technologie eine echte 
Chance einzuräumen. Denn auch 
ein zunächst auf die Erprobung und 
Demonstration der CCS-Techno-
logie ausgerichtetes Gesetz muss 

einen verlässlichen Rechtsrahmen 
für den Transport und die dauerhaf-
te Speicherung von Kohlendioxid 
schaffen, um Grundlage für reale 
Investitionsentscheidungen sein zu 
können. 
 
Um die Belastungen der deutschen 
Industrie aufgrund der schärferen 
Bestimmungen bei den CO2-Emis-
sionen in der Zukunft abzumildern 
und Wettbewerbsnachteile zu 
vermeiden, wird die Ausgestal-
tung des Emissionshandels immer 
stärker thematisiert. Eine Studie 
des Öko-Instituts, des Fraunhofer 
ISI und des DIW, Berlin, im Auftrag 
des Umweltbundesamts kommt zu 
folgendem Ergebnis: Durch das eu-
ropäische Emissionshandelssystem 
werden insbesondere Unternehmen 
beeinträchtigt, die einer relativ 
hohen Kostenbelastung aus dem 
Emissionshandel und einem hohen 
internationalen Wettbewerbsdruck 
ausgesetzt sind. Dazu zählen im 
Wesentlichen die Roheisen- und 
Stahlindustrie, die Düngemittel-
industrie, Teile der chemischen 
Industrie, die Hersteller von Papier, 
Karton und Pappe sowie die 
Aluminiumindustrie. Ein vollständig 
kostenpflichtiger Erwerb der Emis-
sionsberechtigungen soll in der In-
dustrie erst 2027 erreicht werden. 
Daneben erhalten die Branchen die 
Emissionsberechtigungen weiter 
kostenlos, die eine direkte schwer-
wiegende Beeinträchtigung durch 
Carbon Leakage (Auslagerung von 
Produktionsanlagen ins Ausland zur 
Vermeidung von CO2-Emmissionen 
im Inland) nachweisen können. 
Welche Maßstäbe dafür schließ-
lich angesetzt werden sollen und 
welche Branchen beziehungsweise 

Betriebe darunter fallen, ist derzeit 
noch in der Diskussion. Für die 
Stromerzeugung gilt, dass schon 
ab dem Jahr 2013 die Zertifikate zu 
100% erworben werden müssen. 
Das heißt, es wird eine Vollver-
steigerung eingeführt, die – mit 
wenigen Ausnahmen und Über-
gangsregelungen für osteuropäi-
sche Mitgliedsstaaten – insbeson-
dere die Kohleverstromung und mit 
ihr die Länder mit großen Anteilen 
an Kohlestrom erheblich belasten 
und damit die Wettbewerbsfä-
higkeit beeinträchtigen. Dennoch 
gilt der CO2-Emissionshandel in 
der Europäischen Union interna-
tional als Vorbild für eine aktive 
Klimapolitik. Zahlreiche Studien 
und Initiativen zielen inzwischen 
darauf ab, ähnliche Cap-and-
Trade Systeme (Handelssysteme) 
außerhalb Europas einzuführen und 
möglichst bald ein globales Kohlen-
stoffhandelssystem zu etablieren. 
Wahrscheinlich wird zukünftig eine 
Verknüpfung des EU-Emissionshan-
dels mit anderen, in verschiedenen 
Weltregionen bereits existierenden 
Emissionshandelssystemen möglich 
werden. Die Vorteile liegen in der 
höheren Liquidität im Markt, der 
Heterogenität der Marktteilneh-
mer (Potenzial für kostengünstige 
Emissionsminderungen), dem 
global einheitlichem Preis für CO2-
Emissionen und der Beseitigung 
internationaler Wettbewerbsver-
zerrungen. Erste Erfolge in dieser 
Richtung gab es in der Vergan-
genheit bereits durch CO2-Markt 
übergreifende Emissionsgutschrif-
ten im Rahmen von gemeinsamen 
(bilateralen) Projektumsetzungen 
(Joint Implementation - JI) und 

Industriestandort und Nachhaltigkeit am Beispiel der Kohlennutzung



36

dem Mechanismus für nachhaltige 
Entwicklung (Clean Development 
Mechanism - CDM). Insofern sind 
die Ergebnisse der 15. UN-Klima-
konferenz vom Dezember 2009 in 
Kopenhagen eher enttäuschend 
zu werten: Denn das von vielen 
Seiten erhoffte Ergebnis eines 
rechtsverbindlichen Abschlussab-
kommens an das 2012 auslaufende 
Kyoto-Protokoll ist nicht zustande 
gekommen. Die Festlegung von 
mittel- und langfristigen Reduzie-
rungszielen in den hauptsächlichen 
Emittentenländern USA, China und 
Indien wäre maßgebend für das 
Funktionieren zukünftiger globaler 
CO2-Handelssysteme. Ergebnis der 
Konferenz ist nur eine Absichtser-
klärung, der so genannte „Copen-
hagen Accord“. Er wurde – ohne 
direkte Beteiligung der Europäi-
schen Union und Deutschlands – 
zwischen den Regierungsvertretern 
der USA, Chinas, Indiens, Brasili-
ens und Südafrikas ausgehandelt 
und anschließend vom UN-Plenum 
ohne Rechtsgültigkeit zur Kennt-
nis genommen. Gleichwohl bleibt 
festzuhalten, dass Kopenhagen 
einige substanzielle Ergebnisse 
hervorgebracht hat. Dazu zählen 
beispielsweise die Vereinbarungen, 
den globalen Temperaturanstieg 
auf 2 °C zu begrenzen und rechts-
verbindliche Verpflichtungen zur 
CO2-Minderung bis 2020 bekannt 
zu geben. Hier sind allerdings Inter-
pretationsspielräume entstanden: 
Die Emissionsminderungen bezie-
hen sich seitens der EU (-20%) und 
Japan (-25%) auf 1990, während 
die USA auf Grundlage der bisheri-
gen Gesetzesvorlage von Waxman-

Markey eine Emissionsminderung 
in Höhe von 17% gegenüber 2005 
vorsieht. Die EU hat eine Erhöhung 
ihrer Emissionsminderungszusa-
gen auf 30% nur für den Fall in 
Aussicht gestellt, dass sich andere 
entwickelte Länder zu vergleichba-
ren Reduzierungen verpflichten. 
 
Der in diesem Jahr von der Bun-
desregierung einberufene Peters-
berger Klimadialog hat die Absicht 
klargestellt, das in Kopenhagen 
vereinbarte Regelwerk in ein 
verbindliches Klimaschutzabkom-
men umzusetzen. Ziel ist es, auf 
der nächsten Weltklimakonferenz 
im mexikanischen Cancún Ende 
2010 vor allem aus den Reihen der 

Entwicklungs- und Schwellenländer 
Unterstützung zu bekommen für 
die rechtsverbindliche Verabschie-
dung eines Klimaabkommens mit 
anspruchsvollen Minderungsver-
pflichtungen besonders für die In-
dustriestaaten. In einem im Januar 
2010 abgeschlossenen Gutachten 
zum Thema „Klimapolitik zwischen 
Emissionsvermeidung und Anpas-
sung“ kommt der wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesministerium 
der Finanzen aus finanzwissen-
schaftlich-ökonomischer Sicht zu 
folgendem Schluss: Eine rationale 
Klimapolitik muss stärker auf 
Anpassungsmaßnahmen statt auf 
Emissionsvermeidung setzen. 

Die „Grüne RAG“

Die RAG ist einer der größten Flä-
cheneigentümer an Ruhr und Saar. 
Mit der sukzessiven Beendigung 
des aktiven Bergbaus werden diese 
Flächen gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen aus der Bergauf-
sicht entlassen und für eine Folge-
nutzung im Wirtschaftskreislauf 
vorgesehen.  
 
Bei den Überlegungen zu möglichen 
Folgenutzungen wird die Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren 
Energieträgern erwogen: Denn 
neben den reinen Flächen und 
Anlagen kann auch vorhandenes 
Ingenieur- und technisches Know-
how eingebracht werden. Neben 
den naheliegenden Themen wie 
der Nutzung von Grubengas oder 
Grubenwasser kommen zunehmend 

weitere Energiequellen wie Sonne 
oder Wind in Betracht. Die Umset-
zung solcher Projekte kann nicht 
durch die RAG selbst erfolgen: 
Sie darf als Empfänger öffentli-
cher Beihilfen keine finanziellen 
Eigenmittel für diese Zwecke 
einsetzen. Vielmehr erfordert es 
die Beteiligung externer Partner 
und Investoren, beginnend bei den 
Kommunen und ihren Stadtwerken 
über Wohnungsbaugesellschaften 
bis hin zu Energieversorgungsun-
ternehmen. Bei der Nutzung von 
Grubenwasser als Wärmequelle 
wird auf die vorhandenen Schächte 
zurückgegriffen, um das Gruben-
wasser aus den tiefliegenden,  
warmen Erdschichten mit Tempe-
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raturen von 30 ° - 40 °C zu heben. 
Das nutzbare Grubenwasser hat 
ein Gesamtvolumen von rund 
100 Mio. m3/a. Bei einer konse-
quenten Nutzung kann damit Wär-
me für 5 000 - 10 000 Haushalte 
gewonnen werden. Neben diesen, 
noch eng mit dem untertägigen 
Bergbau verknüpften Energiequel-

len bestehen weitere Möglichkei-
ten, regenerative Energien zu nut-
zen. Beispielsweise bieten sich die 
umfangreichen Flächen, besonders 
aber die Dächer großer übertägiger 
Anlagen für eine Stromerzeugung 
mittels Solaranlagen an. Das 
geschieht bereits in vielen anderen 
Branchen und zunehmend auch  
bei privaten Wohnimmobilien.  

Ein Beispiel für die praktische 
Umsetzung eines solchen Vorha-
bens ist die Installation einer rund 
10 000 m2 großen Solaranlage auf 
der Kohlenmischhalle der ehemali-
gen Zeche Pattberg. Sie wurde von 
der RAG im Jahr 2002 an private 
Investoren verkauft. Die Strom- 



38

erzeugung durch Windenergie  
mittels Windrädern verbreitet 
sich auf den ehemaligen Bergbau-
flächen. Neben den Standorten 
an und vor der Meeresküste sind 

im Binnenland für die Nutzung 
der Windkraft besonders günstig 
geformte Hügel und Bergrücken 
geeignet. Sie weisen oft ein mit 
den Küstenstandorten vergleich-
bares Windpotenzial auf. Durch 
den Steinkohlenbergbau sind in 
den Revieren mit den Bergehalden 
viele solcher Landschaftserhe-
bungen entstanden. In der Region 
Ruhrgebiet eignen sich bis zu 40 
Halden für die Aufstellung von 
Windkraftanlagen. Auf der Halde 
Hoppenbruch in Herten wurde 
bereits im Jahr 1997 eine solche 
Anlage errichtet und in Betrieb 
genommen. In diesem Jahr erfolgte 
die Grundsteinlegung für zwei An-
lagen auf der Halde Oberscholven 
in Gelsenkirchen. Darüber hinaus 
eignet sich die Höhenlage der Hal-
den grundsätzlich auch zur Anlage 
von Pumpspeicherkraftwerken. 
Mithilfe der durch die Windkraft 
erzeugten Energie kann Wasser 
aus der Ebene in große Speicher 
gepumpt werden, die auf der Halde 
selbst angelegt werden. Durch 
gezieltes Ablassen kann dann die 
Wasserkraft zur bedarfsgerechten 

Stromerzeugung eingesetzt wer-
den. In Gelsenkirchen startete in 
diesem Jahr ein Gemeinschaftspro-
jekt von RAG Aktiengesellschaft 
und RAG Montan Immobilien mit 
dem Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz sowie dem Lan-
desbetrieb Wald und Holz NRW – 
der Biomassepark Hugo. Ziel dieses 
Pilotprojekts des Biomasseplans 
„Bioenergie.2020.NRW“: Auf dem 
Gelände des im Jahr 2000 still-
gelegten Bergwerks Hugo 2/5/8 
wird eine rund 22 Hektar große 
Fläche hergerichtet zur Gewinnung 
alternativer Brennstoffe in Form 
schnell wachsender Gehölze wie 
Pappeln oder Weiden – eine so 
genannte Kurzumtriebsplantage. 
Die Umgestaltung soll im Jahr 2012 
abgeschlossen sein. Dieses Projekt 
verbindet die neue Nutzung zur 
Erzeugung nachwachsender Roh-
stoffe mit der Revitalisierung einer 
Brachfläche zu einem Gelände, das 
auch für Freizeit- und Erholungs-
zwecke geeignet ist.

Windkraftanlage 
auf der Halde 
Hoppenbruch in 
Herten
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Der Primärenergieverbrauch (PEV) 
in Deutschland wird 2010 gegen-
über dem Vorjahr voraussichtlich 
deutlich zunehmen. Das ist keine 
gewagte Prognose: 2009 erreichte 
der PEV mit 455 Mio. t SKE das 
historische Tief seit der deutschen 
Einheit, verursacht vor allem durch 
die schwere Finanz- und Wirt-
schaftskrise, die in Deutschland zur 
stärksten Rezession der Nach-
kriegszeit geführt hatte. Dadurch 
ging auch der PEV 2009 gegenüber 
2008 drastisch zurück, und zwar 
mit 6% noch stärker als der Rück- 
gang des Bruttoinlandsprodukts 
(-4,9%). Der Bruttostromverbrauch 
sank 2009 auf rund 597 TWh und 
ging damit ebenfalls stärker zurück 
als das BIP, nämlich um 6,3%. Die 
energiebedingten CO2-Emissionen 
in Deutschland verringerten sich 
2009 im Vorjahresvergleich sogar 
um 9% auf 760 Mio. t, womit 

gegenüber 1990 ein Rückgang um 
26,5% erzielt wurde.  
 
Für das Jahr 2010 ist angesichts 
der gesamtwirtschaftlichen 
Erholung im Vergleich zu 2009 mit 
einem spürbaren Anstieg des PEV 
wie des Stromverbrauchs (und 
folglich auch wieder höheren CO2- 
Emissionen) zu rechnen. 
 
Der Energieträgermix zur Deckung 
des gesamten PEV in Deutschland 
ist nach wie vor breit gefächert. 
Dabei dominieren weiterhin  
die fossilen Energieträger mit 
einem Anteil von zusammen knapp 
80% in 2009, also Steinkohle 
(50,3 Mio. t SKE) und Braunkohle 
(51,5 Mio. t SKE) sowie mit noch 
größeren Beiträgen Mineralöl 

Energiewirtschaftliche Situation Deutschlands 2010

(158,0 Mio. t SKE) und Erdgas 
(99,2 Mio. t SKE). Die Kernenergie 
(50,2 Mio. t SKE) und die erneuer-
baren Energien (40,3 Mio. t SKE) 
tragen zusammen lediglich knapp 
20% zur Deckung des PEV bei – die 
beiden Energiequellen, die am 
stärksten im Fokus der öffentlichen 
Energiedebatten stehen. Bei den 
erneuerbaren Energien spielen 
entgegen landläufigen Einschät-
zungen übrigens nicht die oft 
symbolisch in den Vordergrund 
gestellten Wind- und Solarenergien 
die größte Rolle: Es ist vielmehr die 
Bioenergie (Biomasse, Biogas und 
biogene Abfälle) , die mit gut zwei 
Dritteln den Hauptanteil der 
Erneuerbaren bestimmt.  
 

Stromerzeugung in Deutschland

2009 insgesamt: 594 TWh
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In der Stromerzeugung Deutsch-
lands sind die Gewichte etwas 
anders verteilt als beim PEV, zumal 
das im Wärmemarkt und im Ver- 
kehrssektor dominante Mineralöl 
hier kaum eine Rolle spielt. Doch 
auch die Struktur der Stromerzeu-
gung weist noch immer einen 
relativ diversifizierten Energiemix 
auf. Im Jahr 2009 war der Anteil 
der Kohle (Braun- und Steinkohle) 
mit knapp 43% der mit Abstand 
Größte. Die Kernenergie trug 2009 
rund 23% bei, die erneuerbaren 
Energien in der Summe knapp 16% 
(davon ein Drittel Windkraft und 
ein Prozentpunkt Solarstrom), 
Erdgas knapp 13%. 
 
Gegenwärtig richten etliche 
Energieszenarien – wie auch das 
von der Bundesregierung vorgeleg-
te nationale Energiekonzept oder 
die langfristige Energiestrategie 
der EU-Kommission – den Blick 
40 Jahre nach vorn auf den Zeit- 
raum bis 2050. Durch neue energie- 
und klimapolitische Weichenstel-
lungen soll der Energiemix in dieser 
Zeit radikal verändert und, insbe-
sondere durch Ausbau nahezu 
CO2-freier oder -armer Energiequel-
len „dekarbonisiert“ werden. In 
diesem Kontext erscheint es an- 
gebracht, den Blick auch einmal  
auf die Entwicklung der letzten 40 
Jahre zu richten. Schaut man 
zurück in das Jahr 1970, stellt man 
fest, dass sich der Energiemix zwar 
seither deutlich, aber keineswegs 
dramatisch verändert hat. Damals 
dominierten die fossilen Energie-
träger mit einem PEV-Anteil von 

96%, allen voran das Mineralöl 
(44%) vor der Braunkohle (25%) 
und der Steinkohle (24%). Erdgas 
war weniger bedeutsam (4%), die 
Kernenergie steckte noch in den 
Kinderschuhen (< 1%). Die erneuer-
baren Energien, hier insbesondere 
die Wasserkraft, trugen damals 
immerhin schon rund 2% bei – bis 
heute sind rund 7 Prozentpunkte 
dazugekommen.  
 
Zurück in die Gegenwart und 
speziell zur Steinkohle sowie 
weiteren wichtigen Aspekten der 
Energieversorgung: Krisenbedingt 
besonders drastisch auf ein 
„Jahrhunderttief“ eingebrochen 
war 2009 der Steinkohlenverbrauch 
in Deutschland (-18% auf 50,3 Mio. t 
SKE), nicht zuletzt wegen der 
außerordentlichen Einbrüche der 
Rohstahlproduktion und des damit 
verbundenen Bedarfs an Kokskohle 
und Koks (-32%). Die Steinkohlen-
importe nach Deutschland gingen 

dabei erstmals fast genauso stark 
zurück wie die planmäßig sinkende 
Förderung heimischer Steinhohle. 
Deshalb lässt der deutsche 
Steinkohlenmarkt 2010 im Vorjah-
resvergleich relativ starke Zu-
wachsraten erwarten, was die 
ersten Quartale auch belegen.  
 
Dennoch zeichnet sich speziell im 
Energiemix längerfristig ein weiter 
rückläufiger Anteil der Steinkohle 
ab. Etliche Neubauprojekte für 
Steinkohlekraftwerke sind in 
letzter Zeit angesichts ungünstiger 
wirtschaftlicher Entwicklungen wie 
auch energie- und klimapolitischer 
Unwägbarkeiten zurückgezogen 
oder verschoben worden.  
 
Zunehmend bedenklicher erschei-
nen die Sicherheitsperspektiven 
der Primärenergieversorgung 
Deutschlands, wenn man die hohe 
und voraussichtlich vorerst noch 

-12,7%

-30,5%

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V.
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weiter steigende Abhängigkeit von 
Energieimporten bedenkt. 2009 lag 
sie einschließlich der Uranimporte 
bei 71% des PEV. Die hohe Import-
abhängigkeit gilt vor allem für 
Mineralöl und Erdgas, aber in 
stetig zunehmendem Maße auch 
für die Steinkohle. Bei Öl und Gas 
ist dies unvermeidlich aufgrund der 
begrenzten inländischen Produktion 
und der relativ geringen heimischen 
Vorräte, die um 2020 zur Neige 
gehen werden. Bei der Steinkohle 
ist es eine Frage der wirtschaftli-
chen Gegebenheiten und der 
politischen Entscheidung, inwie-
weit die großen und technisch 
durchaus gewinnbaren heimischen 
Vorkommen längerfristig verfügbar 
bleiben. 
 
Die Einbindung in die EU und den 
europäischen Energiebinnenmarkt 
lindert die Problematik der Import-
abhängigkeit nur wenig, denn diese 
steigt in der gesamten EU-27. Der 
Binnenmarkt verbessert zwar die 
Integration der Energiemärkte der 
Mitgliedsstaaten und schafft somit 
gewisse Ausgleichsmöglichkeiten 

bei Belastungsspitzen. Er schafft 
aber keine neuen Energievorräte. 
Der größte Teil der Energieimporte 
nach Deutschland stammt aus 
dritten Ländern. Allein aus der 
russischen Föderation kommt ein 
Drittel der deutschen Energieim-
porte. Sowohl bei Mineralöl als 
auch bei Erdgas ist Russland seit 
längerem das führende Lieferland 
(35% beziehungsweise 32% der 
Einfuhren). Inzwischen gilt das 
aber auch für die Steinkohlenim-
porte, die zu gut einem Viertel aus 
Russland importiert werden. Somit 

deckt Russland ungefähr ein 
Fünftel des gesamten Primärener-
gieverbrauchs Deutschlands. 
 
Die hohe Importabhängigkeit 
schlägt sich nicht nur in einem 
entsprechenden Mengenrisiko 
nieder, sondern auch beim Preisrisi-
ko und somit in der außenwirt-
schaftlichen Energierechnung. Im 
Krisenjahr 2009 gingen die Ausga-
ben für Energieimporte zwar um 
über 30% gegenüber dem Vorjahr 
zurück. Das Jahr 2008 hatte 
allerdings infolge der Energie- und 
Rohstoffpreisexplosion eine neue 
historische Rekordmarke von 
112 Mrd. € gesetzt. Somit lagen 
Deutschlands Ausgaben für 
Energieimporte 2009 mit rund  
77 Mrd. € – davon 45 Mrd. € für 
Mineralöleinfuhren – trotz der 
schweren Rezession deutlich über 
dem Niveau aller Jahre vor 2006. 
Der Einfuhrwert der Steinkohlenim-
porte war mit 3,9 Mrd. € trotz der 
Preis- und Mengeneinbrüche der 
bisher höchste mit Ausnahme des 
Spitzenjahres 2008. Für die Zukunft 
ist aufgrund des trendmäßigen 
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Anstiegs der Weltmarktpreise für 
Energie und Rohstoffe wiederum 
mit einer massiven Steigerung zu 
rechnen, was sich 2010 bereits 
abgezeichnet hat. 
 
Gleichwohl ist Deutschland immer 
noch ein Kohleland: Das zeigt die 
inländische Primärenergiegewin-
nung, die 2009 mit rund 131 Mio. t 
SKE 29% des PEV deckte. Etwas 
mehr als die Hälfte der hierzulande 
produzierten Primärenergie war 
2009 immer noch heimische Kohle 
(40% Braunkohle und 11% Stein-
kohle). Bereits 31% tragen inzwi-
schen die erneuerbaren Energien in 
ihrer Gesamtheit zur inländischen 
Primärenergieerzeugung bei.  
 
Betrachtet man die heimischen 
Energierohstoffvorräte Deutsch-
lands, liegt der Kohleanteil bei 
99%. Der größte Teil davon sind 
Steinkohlenvorkommen, auch wenn 

die Vorratsstatistik etwa der BGR 
(Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe) in den 
letzten Jahren aufgrund definitori-
scher Änderungen nur noch geringe 
„wirtschaftlich gewinnbare“ 
Steinkohlenreserven in Deutsch-
land ausweist. Dieser Reservebe-
griff schwankt mit den Weltmarkt-
preisen und der politischen 
Beschlusslage. Deshalb wird damit 
wenig über die tatsächlich gewinn-
baren heimischen Reserven 
ausgesagt. Physisch verschwunden 
sind sie nicht.  
 
Neben der Nutzung heimischer 
Energierohstoffe lässt sich die 
Importabhängigkeit der Primärener-
gieversorgung auch durch den 
Ausbau regenerativer Energien 
begrenzen – vorausgesetzt es 
handelt sich wirklich um heimische 
regenerative Energien, die keine 
anderen heimischen Energieträger 
verdrängen. Wann die regenerati-

ven Energien auch wirtschaftlich 
die Option bieten, eine oder sogar 
die tragende Rolle bei der Siche-
rung der Energieversorgung zu 
übernehmen, bleibt eine offene 
Frage. Für den weiteren engagier-
ten Ausbau der regenerativen 
Energien und die Nutzung aller 
ihrer Potenziale sprechen gute 
technologie-, ressourcen- und 
umweltpolitische Gründe. Aller-
dings wird der außergewöhnliche 
Rohstoff- und Flächenverbrauch 
regenerativer Anlagen ihrem 
Ausbau auf breiter Front auch 
physikalische und ökologische 
Grenzen setzen. Hinzu kommt die 
Frage, ob sich nationale Klima-
schutzziele nicht auch mit anderen 
Instrumenten und zu geringeren 
Kosten erreichen lassen und 
inwieweit sie sich mit den beiden 
anderen zentralen energiepoliti-
schen Zielen vertragen – der 
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Differenzkosten der Stromeinspeisung regenerativer 
Energien gemäß EEG

*2009 vorläufig  **2010 Prognose
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Wirtschaftlichkeit und der Versor-
gungssicherheit. Die EEG-Durch-
schnittsvergütung ist in den letzten 
Jahren kontinuierlich gestiegen. 
Sie liegt mittlerweile bei 14,0 Ct/
kWh – das Subventionsäquivalent 
(so genannte Differenzkosten zum 
Börsenpreis für Strom) beträgt 
dabei 8 bis 9 Ct/kWh – und wird 
voraussichtlich weiter steigen.  
 

Zielvorgaben für das Energiekonzept

Die Bundesregierung hat sich in 
ihrem Koalitionsvertrag vom Herbst 
2009 neben einem Bekenntnis 
zu Deutschlands Vorreiterrolle 
beim Klimaschutz für eine „ideo-
logiefreie, technologieoffene und 
marktorientierte Energiepolitik“ 
ausgesprochen. Diese soll alle 
Nutzungspfade (Strom, Wärme, 

Mobilität) umfassen und zugleich 
den „Weg in das regenerative 
Zeitalter“ vorbereiten. Zusammen 
mit einer weiteren Erhöhung der 
Energieeffizienz sollen deshalb die 
erneuerbaren Energien konsequent 
ausgebaut werden, um langfristig 
den „Hauptanteil der Energie-
versorgung“ zu übernehmen. Auf 
diesem Weg werden, so der Koaliti-

onsvertrag, „in einem dynamischen 
Energiemix die konventionellen 
Energieträger kontinuierlich durch 
alternative Energien ersetzt.“  
 
Speziell die Kernenergie wird 
von der Bundesregierung als 
„Brückentechnologie“ eingestuft, 
bis sie durch erneuerbare Energien 
verlässlich ersetzt werden kann. 
Deshalb ist im Koalitionsvertrag die 
Bereitschaft der Bundesregierung 
signalisiert worden, die Laufzei-
ten der bestehenden deutschen 
Kernkraftwerke zu verlängern – 
unter bestimmten Bedingungen 
und unter Einhaltung strenger 
Sicherheitsstandards sowie bei 
sicherer Endlagerung radioaktiver 
Abfälle. Das Neubauverbot im 
Atomgesetz bleibt indes bestehen. 
Weiterhin ermöglicht werden soll 
der Bau hocheffizienter Kohlekraft-
werke. Auch deswegen soll gemäß 
dem Koalitionsvertrag zeitnah die 
europäische CCS-Richtlinie in na-
tionales Recht umgesetzt und von 
der Bundesregierung für Akzeptanz 
der CCS-Technologie geworben 
werden. Außerdem sollen unter 
anderem Forschungsprogramme zu 
den Möglichkeiten der wirtschaft-
lichen Nutzung von CO2 ausgebaut 
werden. 
 
Vor dem Hintergrund dieser und 
anderer Zielsetzungen hat die 
Bundesregierung bis zum Oktober 
2010 ein neues Energiekonzept vor-
gelegt, „das Szenarien bezogene 
Leitlinien für eine saubere, zuver-
lässige und bezahlbare Energiever-
sorgung formuliert.“ Im Frühjahr 
2010 beauftragte die Bundesregie-

Die Höhe der Förderbeträge ist kein 
Argument gegen die Sinnhaftigkeit 
der Förderung regenerativer 
Energien, bis diese in wirtschaftli-
che und wettbewerbsfähige 
Produktionsverhältnisse hineinge-
wachsen sind. Zu relativieren ist 
aber die Kritik, die an anderen 
Subventionen im Energiebereich 
geübt wird. 
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rung unter gemeinsamer Federfüh-
rung des Bundeswirtschaftsminis-
teriums und des Bundesumwelt-
ministeriums, die weiterhin beide 
energiepolitische Zuständigkeiten 
besitzen, eine Bietergemeinschaft 
von drei wissenschaftlichen Insti-
tuten (Prognos, EWI und GWS), die 
Energieszenarien für das Energie-
konzept mit einem Zeithorizont bis 
2050 zu erstellen. 
 
Die vorgelegten Szenarien zeigen, 
dass der Weg in ein regeneratives 
Zeitalter langfristig „technisch-
wirtschaftlich“ möglich erscheint. 
Eine solche Entwicklung ist aber an 
eine Reihe von „Grundvorausset-
zungen“ gebunden: Insbesondere 
Produkt-, Prozess- und Systeminno-
vationen im Energiebereich der Zu-
kunft; ferner die Beseitigung vieler 
heute bestehender rechtlicher, so-
zialer und ökonomischer Barrieren 
unter anderem durch einen künftig 
europaweit integrierten Strom-
markt oder ein neues verbindliches 
globales Klimaabkommen. Offen 
lassen die Szenarien, wie die damit 
verbundenen Durchsetzungs-, 
Übergangs- und Anpassungsproble-
me bewältigt werden, vor allem in 
sektoraler, regionaler und sozialer 
Hinsicht. Weniger beachtet, aber 
recht dramatisch wären die Folgen 
für die Kohle in Deutschland. 
 
Die Energieszenarien weisen 
ausdrücklich darauf hin, dass die 
rechnerischen Ergebnisse „noch 
nichts darüber aus(sagen), wie 
realistisch die Zielerreichung in der 
Praxis ist.“ Es wird auch klarge-
stellt, dass die Umsetzbarkeit 

der unterstellten Ziele und Maß-
nahmen an die oben erwähnten 
„Grundvoraussetzungen“ gebunden 
ist; sie sind zum Teil derzeit noch 
gar nicht absehbar, und es werden 
für sie auch keine Wahrschein-
lichkeiten benannt. Dennoch sind 
auf dieser eher gemutmaßten als 
gesicherten Basis gesamtwirt-
schaftliche Effekte berechnet und 
ausgewiesen worden. Innerhalb 
der Studie werden indessen einige 
ergebniskritische Sensitivitäten der 
gesamtwirtschaftlichen Ergebnisse 
deutlich gemacht: Ein weiterhin 
günstiges internationales Umfeld 
für die deutsche Wirtschaft und die 
Entwicklung weltweiter „grüner 
Märkte“, stabile Trends bei den 
internationalen Energiepreisen 
ohne Rückkopplungseffekte insbe-
sondere bei den Preisen für fossile 
Energieträger, Ausbau der europäi-
schen Stromnetze mit kostenorien-
tierter Arbeitsteilung der erneuer-
baren Kapazitäten (Windkraft mehr 
aus Nordeuropa, Solarstrom mehr 
aus Südeuropa). Unterstellt wird 
stets, dass alle zur zielgemäßen 
Umwandlung des Energiesektors 
erforderlichen gewaltigen Inves-
titionen (rund 20 Mrd. € jährlich) 
von den jeweiligen (überwiegend 
privaten) Akteuren durchgeführt 
werden können und wollen. Die 
Studie geht auch davon aus, dass 
solange wie benötigt den Mehrkos-
ten bzw. dem Subventionsbedarf 
für den weiteren Ausbau der erneu-
erbaren Energien keine Finanzie-
rungshemmnisse entgegenstehen. 
Zur Gesamthöhe der Kosten für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien 
und die Verteilung der Traglasten 
machen die Szenarien keine klare 
Aussage.

„Der Kabinettsbeschluss“

Kurz nach Vorlage der Energie-
szenarien hat die Berliner Koali-
tion eine Verständigung über die 
Verlängerung der Laufzeiten der 
deutschen Kernkraftwerke und die 
damit verbundenen Modalitäten 
erzielt. Im Durchschnitt sollen die 
Laufzeiten der Kernkraftwerke 
gegenüber den bisher geltenden 
atomgesetzlichen Bestimmungen 
(gemessen an verfügbaren „Rest-
strommengen“) um 12 Jahre ver- 
längert werden. Allerdings wird 
dies nach dem Alter der Anlagen 
gestaffelt. Älteren Kernkraft-
werken (Baujahr bis 1980) wird 
danach eine Laufzeitverlängerung 
um 8 Jahre zugestanden, jün-
geren Kernkraftwerken sogar eine 
Laufzeitverlängerung um 14 Jahre. 
Somit wird erst gegen circa 2037 
das letzte deutsche Kernkraftwerk 
vom Netz gehen. Im Gegenzug wird 
als „Gewinnabschöpfung“ aus dem 
Weiterbetrieb der Kernkraftwerke 
im Zeitraum 2011 bis 2016 eine 
Brennelementesteuer (im Umfang 
von rund 2,3 Mrd. € pro Jahr) 
erhoben. Hinzu kommt ab 2011 ein 
vertraglich festzulegender „Son-
derbeitrag“ der Betreiberunterneh-
men zur Förderung erneuerbarer 
Energien und der Energieeffizienz; 
zusätzliche Sicherheitsauflagen 
sind nicht festgelegt worden. Ein 
Konzept zur Lösung der Endlagerfra-
ge für abgebrannte Brennelemente 
ist noch nicht ausgearbeitet. Dieser 
„Atomkompromiss“ ist bei den 
Oppositionsparteien im Bund, einer 
Reihe von Bundesländern sowie den 
Umweltorganisationen auf scharfen 
Protest gestoßen. Angedroht wird 
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Seilscheibe

neben einer Verfassungsklage die 
Aufhebung der Beschlüsse nach 
einem Regierungswechsel. Heftige 
Kritik gab es auch von Wettbe-
werbsfachleuten sowie vor allem 
von den Stadtwerken. Sie sehen 
sich nunmehr im Wettbewerb mit 
den großen Energieversorgern 
benachteiligt. Zugleich fürchten 
sie um Investitionsprojekte etwa 
in neue Kohlekraftwerke, die im 
Vertrauen auf die bisherigen Rah-
menbedingungen im Energiemarkt 
gestartet oder geplant worden sind. 
 
Am 06.09.2010 haben sodann das 
Bundeswirtschaftsministerium 
und das Bundesumweltministeri-
um gemeinsam den Entwurf des 
Energiekonzepts vorgestellt („Neun 
Punkte für eine umweltschonende, 
zuverlässige und bezahlbare Ener-
gieversorgung“), das am 28.09.2010 
mit nur wenigen instrumentellen 
Änderungen vom Kabinett verab-
schiedet worden ist. Neben der 
Vereinbarung über die Verlängerung 
der Kernkraftwerkslaufzeiten be-

nennt das Konzept folgende Hand-
lungsfelder: „Erneuerbare Energien 
als tragende Säule der zukünftigen 
Energieversorgung“, „Schlüssel-
frage Energieeffizienz“, „Fossile 
Kraftwerke“, „Leistungsfähige 
Netzinfrastruktur für Strom und die 
Integration erneuerbarer Energien“, 
„Energetische Gebäudesanierung 
und energieeffizientes Bauen“, 
„Herausforderung Mobilität“, 
„Energieforschung für Innovationen 
und neue Technologien“, „Energie-
versorgung im europäischen und 
internationalen Kontext“ sowie 
„Akzeptanz und Transparenz“. 
 
Mit dem Energiekonzept soll der 
Weg in ein erneuerbares, von 
Klimaschutzzielen dominiertes 
Energiezeitalter eingeschlagen 
werden. Für die Etappen dieses 
Wegs werden eine ganze Reihe 
von Zielsetzungen vorgegeben: Die 
energiebedingten Treibhausgas-
emissionen in Deutschland sollen 
bis 2020 um 40% und bis 2050 um 
mindestens 80% reduziert werden. 

Zugleich ist der Primärenergiever-
brauch drastisch zurückzuführen, 
und zwar gegenüber 2008 um 20% 
bis 2020 und um 50% bis 2050. 
Der Stromverbrauch soll bis 2020 
um 10% und bis 2050 um 25% 
vermindert werden. Der Anteil 
erneuerbarer Energien am Brutto-
Endenergieverbrauch soll bis 2020 
auf 18%, und bis 2050 auf 60% 
gesteigert werden. Zugleich beab-
sichtigt die Bundesregierung eine 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Energien an der Stromerzeugung 
auf 35% bereits bis 2020 und auf 
80% bis 2050. Weitere spezifische 
Zielvorgaben gibt es für den Ener-
gieverbrauch im Verkehrssektor und 
die Sanierungsraten im Gebäudebe-
stand.  
 
Dass dieser Weg „möglich und 
gangbar“ sei, hätten die von der 
Bundesregierung beauftragten 
Szenarien belegt. Diese Szenarien 
sind, worauf ausdrücklich hinge-
wiesen wird, „keine Prognosen“: 
Vielmehr können sie nur als „grobe 
Wegbeschreibungen oder als 
Kompass verstanden werden, der 
unter bestimmten Annahmen die 
Richtung der Zielerreichung angibt 
und die notwendigen Maßnahmen 
benennt.“ Deutlich werde aus 
ihnen, dass „in allen Sektoren noch 
erheblicher Handlungsbedarf“ 
besteht und „notwendige Voraus-
setzungen für einen grundlegenden 
Umbau der Energieversorgung noch 
geschaffen werden“ müssen.  
 
Zu der Vielzahl der angesprochenen 
Maßnahmen gehören auch die 
Weiterentwicklung der fossilen 
Kraftwerke einschließlich der Koh-
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lekraftwerke zu einem „flexiblen 
Kraftwerkspark“ als „Ausgleichs- 
und Reservekapazität“ für die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien. Investitionen in neue 
hocheffiziente Kohle- und Gas-
kraftwerke sollen unter anderem 
dadurch flankiert werden, dass 
die im europäischen Energie- und 
Klimapaket vorgesehene Möglich-
keit genutzt wird, neue, CCS-fähige 
Kraftwerksprojekte durch Zuschüs-
se zu fördern – allerdings nur unter 
eingeschränkten Bedingungen. Der 
Entwicklung der CCS-Technologie 
wird zudem erhebliche langfristige 
Bedeutung zugemessen. Dies gilt 
nicht nur für die Dekarbonisierung 
fossiler Kraftwerke, sondern auch 
für die Abscheidung und Speiche-
rung prozessbedingter CO2-Emissi-
onen energieintensiver Industrie-
zweige (Chemische Industrie, Stahl, 
Zement, Kalk, Raffinerien etc.). 
Weil viele Staaten auch in Zukunft 

auf Kohle setzen, bietet die CCS-
Technologie der deutschen Wirt-
schaft außerdem zukunftsträchtige 
Exportchancen. Zur Erreichung der 
Klimaziele im Kraftwerkssektor 
bleibt aber der Emissionshandel das 
zentrale Instrument. Ergänzende 
Instrumente wie auch die KWK-För-
derung sollen „darauf hin überprüft 
werden, welchen Zusatznutzen sie 
bringen und welche Zusatzkosten 
dem entgegenstehen.“ Eine geson-
derte Aussage im Entwurf des En-
ergiekonzepts gilt dem „Auslaufen 
der Steinkohlenförderung“. Hierzu 
heißt es: „Die subventionierte 
Förderung heimischer Steinkohle 
wird in Übereinstimmung mit den 
nationalen und europäischen Rege-
lungen beendet.“ Damit wird zwar 
steinkohlepolitisch nichts Neues 
erklärt und die Einhaltung geltender 
Regelungen klingt an sich selbst-
verständlich. Die Bundesregierung 
stellt so aber klar, dass sie nicht die 
Absicht verfolgt, die so genannte 
Revisionsklausel zu bemühen. Somit 
soll auf den Versorgungsbeitrag 
der heimischen Steinkohle schon in 
der kommenden Dekade verzichtet 
werden, danach schrittweise auch 

Die Sicherheit der Energieversor-
gung gehört zu den zentralen Zielen 
der Energiepolitik in Deutschland 
und Europa. Die mit ihr verbun-
denen Fragen und Probleme werden 
schon lange intensiv diskutiert. Sie 
haben in der Vergangenheit nati-
onal und international vielfältige 
Maßnahmen zur energiepolitischen 
Risikovorsorge begründet. In den 

letzten Jahren ist die Versorgungs-
sicherheit jedoch in Deutschland 
in den Hintergrund der Energie-
debatte geraten. Auch im Rahmen 
des neuen Energiekonzepts scheint 
sie nicht im Fokus der politischen 
Entscheider zu sein. Demgegenüber 
stehen mancherlei Versorgungsstö-
rungen und Energiekrisen auch in 

Problemkreis Versorgungssicherheit

auf den der heimischen Braunkoh-
le. Langfristig wird die gesamte 
Kohleverstromung infrage gestellt. 
Zur Rohstoffsicherung im Energie-
bereich will die Bundesregierung 
lediglich – so heißt es an anderer 
Stelle des Konzepts – gemeinsam 
mit der Wirtschaft den Dialog mit 
EU-Drittländern intensivieren. 
Ferner soll sie bei der BGR eine 
„Deutsche Rohstoffagentur“ als 
Auskunfts- und Beratungsstelle 
für Rohstofffragen einrichten und 
deutsche Unternehmen bei gro-
ßen Infrastrukturprojekten (wie 
Nordstream, Nabucco, Desertec) 
„politisch flankieren“. Zu weiteren 
Herausforderungen der Energie-
versorgungssicherheit äußert sich 
der Entwurf für das Energiekonzept 
nicht, insbesondere zu den kurz- 
und mittelfristigen Problemen der 
nächsten 10 Jahre oder etwa zu 
den Sicherheitsfragen, die mit der 
bereits heute absehbaren Ver- 
teuerung und Verknappung vieler  
Energieressourcen zusammen-
hängen, wie sie die so genannte 
Peak-Oil-Studie der Bundeswehr im 
Sommer 2010 aufgeworfen hat.
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jüngerer Zeit: Darunter die Erdgas-
konflikte zwischen Russland und 
der Ukraine Anfang 2009 sowie 
Russland und Weißrussland Mitte 
2010, „Blackouts“ nicht nur in der 
US-Stromversorgung und ernsten 
Anzeichen für „Cyber-Terrorismus“ 
gegen Energiesysteme oder Bom-
benanschläge auf Pipelines und 
Öltankerentführungen vor Afrika. 
Eine weltweite Übersicht der IEA 
bezeichnet allein in der letzten 
Dekade ein Dutzend weiterer ver-
gleichbarer Ereignisse. 
 
Ein Grund für dieses konzeptionelle 
Defizit ist vermutlich Folgender: 
Der Energiepolitik mangelt es 
in Bezug auf die Energieversor-
gungssicherheit oft an der nötigen 
Klarheit und Vergleichbarkeit durch 
objektivierte Maßstäbe sowie an 
aussagekräftigen quantitativen 
Indikatoren. Diese hat es bei dem 
Ziel Wirtschaftlichkeit durchaus 
immer schon gegeben (hier insbe-
sondere durch Preise und Kosten); 
zugleich haben sie bei dem Ziel 
Umwelt-/Klimaverträglichkeit in 
den letzten Jahren immer mehr 
Beachtung gefunden (Grenzwerte, 
Emissionsmengen etc.). Das 
bedeutet indessen nicht, dass sich 
die Energieversorgungssicherheit 
hierzulande grundlegend verbes-
sert hat. Fakt ist die zunehmende 
Abhängigkeit Deutschlands und der 
EU von Energieimporten aus dritten 
Ländern, ganz besonders von Russ-
land. Die Importabhängigkeit ist 
für sich genommen allerdings noch 
kein hinreichender Indikator für die 
Bemessung volkswirtschaftlicher 
Versorgungs- und Verletzbarkeits-
risiken. Entscheidend sind vielmehr 

die konkreten politischen und öko-
nomischen Risiken der jeweiligen 
Liefer- und Transitländer sowie der 
Diversifizierungsgrad der Liefer-
quellen, aber auch die inländischen 
Ausgleichsfaktoren. Um das Defizit 
bei der quantifizierten Beurteilung 
der Energieversorgungssicherheit 
abzubauen, hat es in jüngerer Zeit 
neue Ansätze zur Messung von Ver-
sorgungsrisiken gegeben, z. B. auch 
die einschlägigen Untersuchungen 
des RWI (siehe dazu den GVSt-
Jahresbericht 2009, S. 74 ff.) 
 
Der Weltenergierat-Deutschland 
veröffentlichte Anfang Juni 2010 
eine in seinem Auftrag vom EEFA-
Institut, Münster/Berlin, durch-
geführte Studie „Sicherheit der 
Energieversorgung – Indikatoren 
zur Messung von Verletzbarkeit und 
Risiken“. Darin wird erstmals ein 
umfassendes Messkonzept für die 
Versorgungs- und Verletzbarkeitsri-
siken im Energiebereich vorgelegt. 
Bereits Anfang 2008 legte die 
Europasektion des Weltenergierats 
eine (ebenfalls vom EEFA-Institut 
mitverfasste) Studie über „Europe’s 
vulnerability to energy crisis“ vor: 
Damit gab es ein erstes umfas-
senderes Indikatorenset für die Ver-
letzbarkeit der Energieversorgung 
bezogen auf Europa und einzelne 
Mitgliedsstaaten. Konkreter Anlass 
für diese Studie waren zum einen 
kurzfristige Versorgungsstörungen 
bei einzelnen Energieträgern. Zum 
anderen ging es um die in den letz-
ten Jahren beobachteten, teilweise 
drastischen Preissteigerungen für 
Energie, die eine Volkswirtschaft 
als Ganzes, aber auch Verbraucher-
gruppen zum Teil erheblich belastet 
haben. Daran anknüpfend hat der 

Weltenergierat-Deutschland 2009 
eine Studie beim EEFA-Institut 
beauftragt, mit der dieser Unter-
suchungsansatz weiterentwickelt 
und auf die nationale Situation in 
Deutschland und deren internatio-
nalen Vergleich übertragen werden 
sollte. Diese nun vorliegende neue 
EEFA-Studie zur Sicherheit der 
Energieversorgung basiert auf 
einer breit angelegten Methodik 
mit einem volks- und energiewirt-
schaftlichen Strukturmodell sowie 
umfassender empirischer Daten-
basis. Ziel ist es, damit die Risiken 
der Primärenergieversorgung in 
Deutschland (anhand von konkreten 
Risikowerten je Energieträger) 
ebenso messbar zu machen wie das 
damit verknüpfte volkswirtschaft-
liche Verletzbarkeitsrisiko.  
 
Zu diesem Zweck wurde ein 
Referenzszenario definiert, das 
die zukünftigen Veränderungen 
der Risiken der Energieversorgung 
in Deutschland unter energiepoli-
tischen „Status quo“-Bedingungen 
für die Jahre 2020 und 2030 
fortschreibt: 

•	Ausstieg	aus	der	Kernenergie,
•	Auslaufen	des	heimischen	Stein-

kohlenbergbaus (bis Ende 2018),
•	Ausbau	erneuerbarer	Energien	an	

der Stromerzeugung bis 2020 auf 
30%,

•	schrittweiser	Übergang	auf	die	
Vollversteigerung der CO2-Emis-
sionsrechte ab 2013,

•	Reduktion	der	Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland bis 2020 
um 30% gegenüber 1990 (40% 
bis 2030).
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Vier alternative Politikszenarien 
wurden diesem Referenzszenario 
gegenübergestellt und in ihren 
Auswirkungen auf die volkswirt-
schaftlichen Versorgungs- und 
Verletzbarkeitsrisiken im Energie-
bereich damit verglichen:

Szenario I :  
Verlängerung der Kernenergielauf-
zeiten auf 40 beziehungsweise 
60 Jahre.  

Szenario II :  
Aufrechterhaltung einer Sockel-
Steinkohlenförderung ab 2012  
(8 bzw. 12 Mio. t) und Investiti-
onskostenzuschuss aus Verstei-
gerungserlösen für hocheffiziente 
neue Kraftwerke zwischen 2013 
und 2016. 

Szenario III :  
Ausbau der erneuerbaren Energien 
in der Stromerzeugung gemäß dem 
BMU-Leitszenario 2009, das heißt 
bis 2030 werden 50% des Brutto-

stromverbrauchs aus erneuerbaren 
Energien gedeckt. 

Szenario IV:  
Verschärfte nationale Klimaschutz-
ziele, konkret eine Reduktion der 
CO2-Emissionen um 50% bis 2030 
gegenüber 1990. 
 
Die Auswahl der Szenarien zielte 
darauf ab, die isolierten Auswir-
kungen entsprechender energie- 
und umweltpolitischer Weichen-
stellungen auf die Versorgungs- und 
Verletzbarkeitsrisiken in der 
Energieversorgung Deutschlands 
sichtbar zu machen. Analysiert wor-
den sind daraufhin die länder- und 

energieträgerspezifischen Risiken 
von Versorgungsstörungen auf der 
Primärenergieebene, die durch ei-
nen konkreten Risikoindex bewertet 
und zusammengefasst worden sind. 
 
In weiteren Schritten untersucht 
worden sind die Verletzbarkeitsri-
siken in Form von Wachstums- und 
Beschäftigungsverlusten, die sich 
aus den damit zusammenhängenden 
Kosten- und Preissteigerungen auf 
der Endverbraucherebene ergeben 
können. Dabei berücksichtigt wor-
den sind die ausgleichenden Effekte 
aus dem Energiemix sowie dem 
jeweils erreichten Stand der Ener-
gieeffizienz und der Ausstattung 
mit Energieinfrastruktur (Speicher, 
Netze, Kraftwerkspark).  
 
Die einzelnen Kennziffern des 
formalen Konzepts wurden mithilfe 
einer umfassenden empirischen 
Datenbasis für ausgewählte OECD-
Regionen (Deutschland, Großbri-
tannien, Schweden, Polen, Italien, 
Frankreich und die USA) quanti-
tativ ausgewertet und schließlich 
zu einem einzigen Indikator zur 
Messung der Verletzbarkeit der 
Energieversorgung verdichtet. Die 
verwendete Datenbasis umfasst 
bezüglich der Historie den Zeitraum 
von 1978 bis 2008.

Die empirische Auswertung des 
Indikatorensystems hat in der 
Ex-post-Betrachtung folgende 
Ergebnisse hervorgebracht: In 
Deutschland hat das Risiko der 
Primärenergieversorgung bereits 

seit Ende der 1970er Jahre spürbar 
zugenommen. Allein in der Zeit 
zwischen 1990 und 2008 hat sich 
das Versorgungsrisiko mehr als 
verdoppelt. Im internationalen 

Risikowerte in der Perspektive
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Risiko der 
Primärenergie-
versorgung

Risiko der Primärenergieversorgung
K4A11-1_10    02.11.10

0

0,01

0,02

0,03

0,07

0,04

0,05

0,06

Quelle: EEFA-Studie
1978 2007

Schweden
Deutschland
GB USA

Italien
Frankreich

Polen

Index der Verletzbarkeit

Ländervergleich weisen gegenwär-
tig nur Italien und Polen ungün-
stigere Versorgungsrisiken auf der 
Primärenergieebene auf. Deutlich 
risikoärmer haben sich die Ver-
sorgungslagen in Großbritannien, 
Frankreich, Schweden und den 
USA entwickelt. Wesentliche Ur-
sache für die Verschlechterung der 
Versorgungssicherheit in Deutsch-
land ist eindeutig die gestiegene 
Abhängigkeit von Energieimporten 
in Verbindung mit einer Verschie-
bung der Importnachfrage auf 
Förderregionen mit hohen bezie-
hungsweise wachsenden geopoli-
tischen Risikoeinstufungen.  
 
Das hohe Maß an Energieeffizienz 
und die in Deutschland vorhandene 
gut ausgestattete Energieinfra-
struktur hat indessen das Verletz-
barkeitsrisiko auf der Endenergie-
ebene spürbar gedämpft, aber 
seine Zunahme nicht verhindert. Es 
ist gemessen an dem Indexwert der 
Studie in der Zeit zwischen 1990 und 
2007 um rund 18% angestiegen. 

Entwicklung der Risikowerte 
in den Zukunftsszenarien

Die Szenarienrechnungen zeigen 
darüber hinaus, dass in Zukunft 
mit einem deutlichen Anstieg der 
Risiken für Deutschlands Ener-
gieversorgung zu rechnen ist. Bei 
Fortschreibung der bisherigen 
Energiepolitik bis 2030 ergibt sich 
eine erhebliche Zunahme sowohl 
des Versorgungs- als auch des 
Verletzbarkeitsrisikos. Das Refe-
renzszenario weist – bezogen auf 
1990 – bis zum Jahr 2030 einen 
Anstieg des Verletzbarkeitsrisikos 
um 47% aus. Wesentliche Treiber 
sind das Versiegen der heimischen 
Energiequellen (Erdöl und -gas) 
bzw. deren Stilllegung trotz verfüg-
barer Vorkommen (Steinkohle) und 
die damit verbundene zusätzliche 
Abhängigkeit von Energieeinfuhren 
aus zum Teil risikobehafteten 
Förderregionen sowie der bislang 
beschlossene Ausstieg aus der 
Kernenergienutzung. Unterstellt 
worden ist dabei schon, dass die 
Braunkohlenförderung in Deutsch-
land unverändert beibehalten 
wird, die Energieeffizienz sich 
trendmäßig weiter verbessert und 
der Ausbau erneuerbarer Energien 
zielgemäß verläuft: Andernfalls 
würde die Sicherheit der Energie-
versorgung in Deutschland noch 
mehr gefährdet. 
 
Ein ungebremster Anstieg der Ener-
gieversorgungsrisiken in Deutsch-
land ist allerdings nicht zwingend. 
Vielmehr bestätigten die ebenfalls 
in der Studie aufgestellten alterna-
tiven Szenarien, dass die Sicherheit 
der Energieversorgung im Wege 

geeigneter energiepolitischer Wei-
chenstellungen auf der nationalen 
Ebene erhöht werden kann. Den mit 
weitem Abstand größten Hebel zur 
Steigerung der Versorgungssicher-
heit würde nach den Berechnungen 
der Studie eine Laufzeitverlänge-
rung der bestehenden Kernkraft-
werke auf 60 Jahre bieten – implizit 
unterstellt ist dabei die technische 
Betriebssicherheit und eine Lösung 
der Entsorgungsprobleme. Ge-
genüber dem Referenzszenario 
könnte dadurch der Anstieg der 
Verletzbarkeit von 47% auf 21% 
mehr als halbiert werden. Auch 
die Fortführung der heimischen 
Steinkohlengewinnung nach 2018 
(nebst dem Neubau hocheffizien-
ter Kohlekraftwerke) sowie der 
forcierte Ausbau erneuerbarer 
Energiequellen können wichtige 
Beiträge zur Verringerung des Ener-
gieversorgungsrisikos leisten. Diese 
Ansätze reduzieren den Anstieg der 
Verletzbarkeit in den Szenarien bis 
2030 um 6 beziehungsweise 2 Pro-
zentpunkte. Bei der Interpretation 
dieses Ergebnisses ist zu beachten, 
dass der Stromerzeugungsanteil der 
heimischen Steinkohle heute rund 
ein Drittel des Anteils der Kern- 
energie beträgt, was auch die 
schon bisher erfolgte Förderredu-
zierung reflektiert. 
 
Eine zusätzlich verschärfte CO2-Re-
duktion würde dagegen wegen der 
hohen Kosten, der Verdrängungs-
wirkungen und der damit verbun-
denen Expansion von importiertem 
Erdgas das Verletzbarkeitsrisiko 
erhöhen (im Szenario um 9 Prozent-
punkte). Dies spricht in jedem Fall 
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Bergwerk 
Prosper-Haniel 
Füllort  
Schacht 10

Auf dem Weg zu einem Energiekonzept

gegen eine zu einseitig orientierte 
klimapolitische Ausrichtung der 
Energiepolitik und zeigt den Ziel-
konflikt. Deutlich wird insgesamt 
auch: Ausstiegsszenarien erhöhen 
die Versorgungs- wie die Verletz-
barkeitsrisiken – und das nicht nur 
im Hinblick auf die Kernenergie. 
Allerdings ist keine der hier unter-
suchten Handlungsoptionen isoliert 
betrachtet in der Lage, den Trend zu 
höheren Versorgungs- und Verletz-
barkeitsrisiken umzukehren. Die 
Risiken können lediglich mehr oder 
weniger stark gedämpft werden. 
Im ungünstigsten Fall (verschärfte 
CO2-Reduktion) steigen sie sogar 
noch. Daher ist es erforderlich, dass 
eine möglichst breite Palette von 

Maßnahmen genutzt wird. Zugleich 
sollten verschiedene Optionen 
gewahrt werden, um einen hohen 
Gesamtbeitrag zur Verbesserung 
der Energieversorgungssicherheit 
beziehungsweise zur Dämpfung des 
Verletzbarkeitsrisikos erreichen zu 
können.  
 
Aus Steinkohlesicht besonders 
beachtlich ist natürlich, dass im 
Zeithorizont bis 2020/2030 mit 
einem heimischen Sockelbergbau 
je nach Größenordnung (8 oder 12 
Mio. t/Jahr) zuzüglich des Neubaus 
von Kohlekraftwerken sogar eine 
etwas stärkere Risikodämpfung 
erreicht werden könnte als durch 
den überplanmäßig gesteigerten 

Ausbau erneuerbarer Energien. 
Mit Blick bis 2030 gilt das sogar 
im Vergleich zu einer Verlängerung 
der Kernkraftwerkslaufzeiten auf 
40 Jahre. Dem Szenario „heimische 
Steinkohle“ ist dabei ein positiver 
BIP-Effekt von 0,09 - 0,11% in 2020 
sowie 0,03 - 0,05% in 2030 zuzu-
messen. Dabei spielt der expansive 
Investitions- und Beschäftigungsim-
puls aus dem Zubau von neuen Koh-
lekraftwerken zwar auch eine Rolle, 
allerdings fast nur bis 2020, danach 
kaum noch. Der positive BIP-Effekt 
im Steinkohleszenario mag für viele 
überraschend sein: Subventionen 
zum Erhalt des Steinkohlenberg-
baus wurden bislang zwar in der 
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Referenz

SZ I-KE_LZ60 (Laufzeit 
Kernkraftwerke: 60 Kalenderjahre)

SZ I-KE_LZ40 (Laufzeit 
Kernkraftwerke: 40 Kalenderjahre)

SZ II-HSK_8 (Steinkohlesockel-
bergbau ab 2012: 8 Mio. t)

SZ II-HSK_12 (Steinkohlesockel-
bergbau ab 2012: 12 Mio. t)

SZ III-CO2_40 (CO2-Reduktion um 
40% bis 2020 und 50% bis 2030)

SZ IV-EE_50 (Ausbau Erneuerbarer 
bis 2030 auf 50% beim Strom)

Auswirkungen verschiedener Szenarien auf die Verletzbarkeit der Energieversorgung
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Regel positive soziale und regionale 
Wirkungen zugeschrieben, anson-
sten aber insgesamt eher Wachs-
tums dämpfende Effekte. Die Stu-
die macht indessen deutlich, dass 
die ökonomischen Zusammenhänge 
zu einer differenzierteren Einschät-
zung veranlassen. Sie erläutert das 
wie folgt (S. 58ff.): „Die Fortführung 
der heimischen Steinkohleförderung 
im Rahmen eines fixen Sockelberg-
baus (12 Mio. t bzw. 8 Mio. t) hätte 
vor diesem Hintergrund, verglichen 
mit dem Referenzfall (Kohleaus-
stieg bis 2018), neben einem Erhalt 
des Zugangs zu den heimischen 
Steinkohlevorkommen, vielfältige 
volkswirtschaftliche Konsequenzen. 
Zunächst entfaltet der gegenüber 
dem Referenzszenario vermiedene 
Kapazitätsabbau beim Steinkoh-

lenbergbau nicht nur direkte, 
sondern, über den Vorleistungs-, 
Investitions- und Einkommenseffekt 
hinaus, auch indirekte gesamtwirt-
schaftliche und sektorale Wachs-
tumsimpulse. Im Jahr 2030 könnten 
im Sockelbergbau (und durch den 
Investitionskostenzuschuss für die 
Kraftwerke) bei 12 Mio. t Förderung 
noch rund 17 000 Arbeitsplätze 
direkt erhalten werden, die bei Aus-
laufen der Kohleförderung verloren 
gingen. Über die angesprochenen 
Wachstumsimpulse ist mit dem 
Erhalt eines Bergarbeiterplatzes 
der Erhalt weiterer Arbeitsplätze 
verbunden, so dass im Jahr 2030 
verglichen mit dem Referenzszenario 
ein Beschäftigungsrückgang von 
rund 37 000 Personen vermieden 
werden kann. Die Rückführung 
des Subventionsvolumens und der 
Beschäftigungsabbau im Referenz-

szenario sind für die öffentlichen 
Haushalte mit Folgebelastungen 
verbunden, die die Einsparungen 
durch die Rückführung der Beihilfen 
zum Teil deutlich überkompensieren. 
Ursächlich dafür sind zum einen 
die trotz vorzeitiger Schließung 
weiter bestehenden … Altlasten 
der stillgelegten Bergwerke, zum 
anderen die Sozialkosten der Ar-
beitsplatzverluste. Der Fiskus erzielt 
aufgrund der höheren Beschäftigung 
im Szenario II Mehreinnahmen bei 
Steuern und Sozialabgaben. Hinzu 
kommt, dass die Kosten für Arbeits-
lose vermieden werden (Fiskaleffekt 
2020: 1,3 Mrd. €, 2030: 1,1 Mrd. €). 
Den Zusatzeinnahmen stehen über-
schlägig gerechnet höhere Aufwen-
dungen für Subventionen in Höhe 
von 940 Mio. € gegenüber.“



Internationale Energie- und Rohstoffmärkte
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Bergwerk 
GuQiao-Huainan  
Kohlegesellschaft

Die Auswirkungen der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise haben 
in 2009 die weltweiten Energie-
märkte erfasst und stark in Mit- 
leidenschaft gezogen. Nach Be- 
rechnungen der Internationalen 
Energieagentur (IEA) und BP ist der 
Verbrauch der OECD-Länder von 
Erdöl, Gas und Kohle um 5% 
zurückgegangen – teilweise weit 
stärker als das Bruttoinlandspro-
dukt. Da der Energieverbrauch in 
den Entwicklungs- und Schwellen-
ländern auch in der Wirtschaftskri-
se noch um 2,7% angestiegen ist, 
ergab sich im Saldo erstmalig seit 
1982 wieder ein Rückgang der 
globalen Energienachfrage um 
1,1%. Dabei bleibt festzuhalten, 
dass die Industrieländer insgesamt 
im vergangenen Jahr weniger 
Energie verbraucht haben als noch 
vor 10 Jahren. Gleichzeitig sind 
auch die Investitionen im Energie-
sektor massiv zurückgegangen. Die 
IEA erwartet daher bei anhalten-
dem Rückgang oder durch Strei-
chung vieler neuer Investitionspro-
jekte negative Konsequenzen für 
die Energieversorgung (Exploration, 

Aufbereitung, Produktion und 
Transport) bei gleichzeitiger 
Wiederbelebung der Nachfrage in 
den kommenden Jahren. Insbeson-
dere für die Industrie länder besteht 
die „Gefahr von temporären 
Versorgungsengpässen“. Sie sind 
derzeit schon zu beobachten und 
lösen auf den Energiemärkten 
immer wieder kurzfristige Preis-
schübe aus. Diese im Vergleich zu 
den Vorjahren ungewohnt starke 
Preisvolatilität dämpft und gefähr-
det darüber hinaus die Kontinuität 
der weltweiten Konjunkturerho-
lung. Es besteht also dringender 
Handlungsbedarf sowohl im 
Hinblick auf die Weiterentwicklung 
der Energieeffizienz und der 
Um weltverträglichkeit der Energie-
produktion als auch in Bezug auf 
die Versorgung mit Energie und die 
Versorgungssicherheit. 
 
Einen Vorgeschmack auf mögliche 
zukünftige Entwicklungen gibt 
bereits die sich wieder erholende 
weltweite Stahlkonjunktur. Die 
hierzu benötigten Rohstoffe (Erze, 
Kokskohle, Koks, Schrott) und/oder 
Betriebsmittel verknappen sich 
zunehmend und verteuern sich 
entsprechend stark. Insofern sind 
für 2010 und das nächste Jahr 2011 
erhebliche Preissteigerungen zu 
befürchten. Ausschlaggebend dafür 
ist vor allem die nach wie vor hohe 
Nachfrage der Volksrepublik China, 
die einen wesentlichen Teil ihres 
Rohstoffbedarfs – insbesondere 
Erze – durch Importe deckt. Bei den 
Eisenerzimporten liegt der welt-
weite Anteil inzwischen bei nahezu 
70%. Dementsprechend verdoppelt 
haben sich die Spotmarktpreise für 

Eisenerz – seit den Tiefstnotierun-
gen vom April 2009 in Höhe von 
64 US-$/t bis Februar 2010 auf 
mehr als 130 US-$/t. Auch der 
Bezug von Kokskohle hat sich seit 
den Tiefstständen in 2009 von rund 
130 US-$/t für die Premiummarke 
enorm verteuert: Zwischenzeitlich 
lagen die Spotmarktpreise auf 
einem Niveau von durchschnittlich 
250 US-$/t. Darüber hinaus hat der 
weltweit führende Eisenerz- und 
Kokskohlenproduzent BHP Billiton 
in den Verhandlungen mit japani-
schen Stahlproduzenten zu Jahres- 
anfang neue Spielregeln für die 
Preisgestaltung bei der Kokskohle 
durchgesetzt. Das mehr als 40 
Jahre bestehende System der 
jährlichen Preisfindung wurde 
aufgegeben und durch quartalswei-
se Preisfestsetzungen ersetzt. In 
der Konsequenz orientieren sich die 
vertraglichen Rohstoffpreise damit 
zukünftig stärker als bisher an den 
Spotmarktnotierungen. Die 
Umstellung des Preisfindungssys-
tems kommt zu einem Zeitpunkt 
ansteigender Nachfrage, die mit 
der Erwartung höherer Preise 
verbunden wird. Insofern wird jetzt 
auch von den chinesischen Stahl-
produzenten die Rückkehr zu dem 
früher bereits bestehenden 
Benchmark-Preissystem gefordert: 
Aus Sicht der Einkäufer bieten sich 
in Phasen steigender Preise 
gewisse Vorteile gegenüber reiner 
Spotmarktpreisorientierung beim 
Eisenerz. Bei dem hohen chinesi-
schen Importbedarf von etwa 
680 Mio. t Eisenerz in 2010 und der 
bestehenden Marktmacht interna-
tionaler Produzenten ist die 
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Umsetzung der Forderung aber 
mehr als fraglich. Im Gegenteil, die 
führenden internationalen Roh-
stoffproduzenten sind auf dem 
Weg, ihre Marktmacht weiter zu 
steigern. Sowohl bei Eisenerz wie 
auch bei der Kokskohle zeichnen 
sich inzwischen hohe Marktkonzen-
trationen von nur wenigen Anbie-
tern ab. 
 
Bei der Kokskohle wird inzwischen 
50% des weltweiten Angebots von 
nur 4 Produzenten erbracht. Mit 
einem Anteil von rund 30% nimmt 
BHP Billiton hier inzwischen eine 
Markt beherrschende Stellung ein, 
die bei den diesjährigen Preisver-
handlungen eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt wurde. Auch der 

überseeische Eisenerzhandel mit 
einem Volumen von mehr als 
800 Mio. t wird von den drei 
Marktführern Vale (33%), Rio Tinto 
(20%) und BHP Billiton (17%) 
beherrscht. Mit einem geplanten 
Eisenerz-Joint-Venture zwischen 
Rio Tinto und BHP Billiton im 
westaustralischen Eisenerzbergbau 
wird sich die Marktmacht noch 
weiter erhöhen. Für das Joint 
Venture liegen aber noch nicht die 
erforderlichen Genehmigungen der 
zuständigen australischen und 
internationalen Kartellbehörden 
vor. So wird die offizielle Aufnahme 
der beabsichtigten gemeinsamen 
Geschäftstätigkeit zurzeit noch 
verzögert. Die Entwicklung neuer, 
kleinerer Produzenten wie z. B.
Fortescue Metals Group (FMG) oder 

Mount Gibson im australischen 
Eisenerzbergbau gibt zudem 
Hoffnung, dass sich die Konzentra-
tion der Marktanteile zukünftig 
wieder etwas entspannt. Grund-
sätzlich bleibt aber die Befürchtung 
der Stahlproduzenten bestehen, 
dass durch weiter drohende Kosten-
steigerungen beim Rohstoffbezug 
enorme zusätzliche Belastungen 
entstehen und die Wettbewerbs-
fähigkeit vor allem der deutschen 
und europäischen Stahlproduzenten 
nachhaltig beeinträchtigt wird. 
 
Als Reaktion auf die sich verschär-
fende Situation an den internatio-
nalen Rohstoffmärkten hat die 
Bundesregierung verschiedene 
Maßnahmen wie die Gründung 

Angebotskonzentrationen bei Rohstoffen
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einer deutschen Rohstoffagentur 
beschlossen und einen laufenden 
Rohstoffdialog eingerichtet. Unter 
Federführung des Bundeswirt-
schaftministeriums wird die Roh- 
stoffagentur in die vorhandenen 
Strukturen der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) eingebettet – und zwar 
Aufgaben bezogen im Hinblick auf 
die Bereitstellung von Basisinfor-
mationen. Im Rahmen eines Roh- 
stoffdialogs mit den Entwicklungs-
ländern sollen darüber hinaus Part- 
nerschaften mit der deutschen 
Wirtschaft vorangetrieben werden, 
um letztlich eine Win-Win-Situ-
ation zu schaffen. Dabei geht es 
auch um die Rohstofftransparenz- 
initiative EITI (Extractive Industries 
Transparency Initiative). Diese soll 
faire Standards bei der Entwick-
lung und Verteilung von Rohstoff-
vorkommen zum Wohl der Men-
schen in Entwicklungsländern 
schaffen. Darüber hinaus hat der 
BDI im Oktober 2010 seinen 

3. Rohstoffkongress abgehalten. Er 
hat sich unter anderem beschäftigt 
mit den durch die europäische 
Kommission als kritisch eingestuf-
ten Rohstoffen, – Antimon, Beryl- 
lium, Kobalt, Fluorspat, Gallium, 
Germanium, Graphite, Indium, 
Magnesium, Niobium, PGMs (Plati- 
num Group Metals) , Seltene Erden, 
Tantal and Wolfram. Insbesondere 
in Bezug auf die Seltenen Erden 
besteht Handlungsbedarf: Es sind 
Metalle, die zu mehr als 90% in 
China gewonnen werden, das 
wegen seiner reichen Rohstoffvor-
kommen hier sozusagen eine 
Monopolstellung einnimmt. Dabei 
steht das Thema der Rohstoffsi-
cherheit als entscheidende Bedin- 
gung für die Zukunftsfähigkeit der 
deutschen Industrie im Vorder-
grund.  
 
Die Bewältigung der Finanz- und 
Wirtschaftkrise ist auch im zwei- 
ten Jahr nach ihrem Ausbruch noch 
längst nicht abgeschlossen.  

Die Energie- und Rohstoffmärkte 
haben sich im Hinblick auf die 
Volatilität der Preise, die ökologi-
schen Zielsetzungen, die Versor-
gungsrisiken, die strategische 
Rohstoffsicherung (Beispiel China) 
und in Bezug auf das Gleichgewicht 
der globalen Nachfrage verändert. 
Bei den fossilen Energieträgern 
findet ein dramatischer Struktur-
wandel statt, denn die Entwick-
lungs- und Schwellenländer, allen 
voran China, haben die OECD-Staa-
ten beim Verbrauch von Primärener-
gie bereits abgelöst. Dieser Trend 
wird sich in den nächsten Jahren 
noch verstärken, sodass von 
tendenziell noch höherer Preisvola-
tilität auszugehen ist. Deshalb 
besteht die Herausforderung in 
Bezug auf die Energiesicherheit, 
eine bezahlbare Energieversorgung 
sicherzustellen und aus Gründen 
des globalen Klimawandels vor 
allem in den Nicht-OECD-Staaten 
auf höhere Energieeffizienz mit 
gleichzeitig niedrigerem CO2-Aus-
stoß strukturell umzusteuern. 
 
Der Rückgang des Primärenergie-
verbrauchs auf rund 17,4 Mrd. t 
SKE in 2009 ist im Wesentlichen 
auf das niedrigere Wirtschafts-
wachstum in den OECD-Ländern 
zurückzuführen. Während das 
Wirtschaftswachstum in OECD-
Ländern deutlich in einer Spanne 
von 2 bis 8% eingebrochen ist 
(Beispiele: USA -2,4%, Eurozone 
-6,8%, Russland -7,9%), konnten 
Schwellenländer wie China und 
Indien weiterhin einen Anstieg des 
Bruttoinlandprodukts (China 
+8,7%, Indien +6,5%) vermelden. 

Quellen: BP Statistical Review of World Energy 2010; IEA WEO 2009;
EIA 2009; ATW 04-2010; eigene Berechnungen
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Mit Ausnahme der regenerativen 
Energien war der Energieverbrauch 
daher bei allen konventionellen 
Energieträgern stark rückläufig. 
Nach ersten vorsichtigen Schätzun-
gen war der Einbruch, insbesonde-
re bei Erdöl und Erdgas sehr heftig. 
Die Steinkohle hatte in den 
OECD-Ländern und der Gemein-
schaft unabhängiger Staaten einen 
Verbrauchsrückgang von zum Teil 
mehr als 10% zu verkraften. Allein 
in Deutschland ging der Verbrauch 

an Steinkohle insgesamt (heimi-
sche Förderung und Import) um 
18% zurück. In der Zukunft wird 
sich der globale Energieverbrauch 
weiterhin uneinheitlich zeigen. Laut 
IEA (gemäß ihrem World Energy 
Outlook) beziehen sich die Unsi-
cherheiten der globalen Energiever-
sorgung zu großen Anteilen auf die 
zunehmende Energienachfrage in 
China und Indien. Wesentliche 
Entwicklungen der letzten Jahre 
bestätigen diese Annahme ebenso 

wie die neuesten Prognosen auch 
von EIA (Energy Information 
Administration des US-amerikani-
schen Energieministeriums) und 
WEC (World Energy Council) über 
die globalen Energietrends. Die 
Weltbank sieht zudem Engpässe in 
der europäischen Energieversor-
gung. Ausgelöst durch das ver-
gleichsweise stärker zu erwartende 
Wirtschaftswachstum in Osteuro-
pa, soll sich nach deren Einschät-
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zung die Primärenergienachfrage 
um bis zu 50% bis 2030 erhöhen. 
Obwohl sich die weltweiten 
Anstrengungen zur Entwicklung  
der erneuerbaren Energien mit 
einem jährlichen prognostizierten 
Wachstum von rund 7% verstärken, 
werden die fossilen Energieträger 
(Erdöl, Erdgas und Kohle) demnach 
den weitaus größten Teil des 
Verbrauchs (80% des globalen 
Nachfrageanstiegs bis 2030) 
decken müssen.  
 

Im Verdrängungswettbewerb der 
fossilen Energieträger untereinan-
der sind in den USA erste Tenden-
zen einer Substitution von Kohle 
durch Erdgas festzustellen. Aktuell 
hat die Entwicklung der Gewinnung 
unkonventioneller Gasressourcen in 
Nordamerika in Verbindung mit den 
rezessionsbedingten Nach frageein-
brüchen zu einem akuten Überan-
gebot an Erdgas geführt. Über die 
vergangenen 20 Jahre hat sich der 
Anteil der Erdgasförderung aus so 
genannten unkonventionellen 
Gasquellen (unkonventionelles 
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Erdgas ist ein Sammelbegriff und 
bezeichnet z. B. Flözgasquellen aus 
Kohlenlagerstätten, so genannte 
„Shale Gas“-Quellen mit in Schie-
fergestein eingelagertem Erdgas 
oder „Sand Gas“-Quellen mit in 
Sandstein eingelagertem Erdgas 
(engl. tight gas)) deutlich erhöht. 
Chancen ergeben sich in Europa, 
insbesondere mit der Nutzung von 
Flözgasquellen in den klassischen 
Kohleländern, allen voran Deutsch-
land, aber auch Großbritannien, 
Polen und Tschechien. In den USA 
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macht die Versorgung aus derarti-
gen Quellen inzwischen 40% des 
Verbrauchs aus. Gefördert wurde 
diese Entwicklung durch ver-
gleichsweise hohe Erdgaspreise, 
welche sich in den USA in den 
letzten 10 Jahren verdreifacht 
haben. Darüber hinaus hat in 
Australien eine intensive Erschlie-
ßung von Flözgasvorkommen 
stattgefunden. Sie ergänzen die 
seit dem Jahre 2000 aufgebauten 
LNG-Ströme (Liquefied Natural 
Gas, das heißt Gasverflüssigung 
zum Transport durch Tanker) von 
Erdgas aus konventionellen Quellen 
(Katar, Algerien, Nigeria, Trinidad). 
Diese Entwicklung beeinflusst auch 
die Struktur der Gasmärkte und die 
Preisfindung im Gashandel in 
Europa und im Asien-Pazifik-Raum. 
Nach Einschätzung der IEA wird 
sich der interregionale Erdgashan-
del demnach von 440 Mrd. m³ auf 
1 Bill. m³ weltweit mehr als 
verdoppeln. Dabei wird auch dem 
Einsatz von Erdgas im Individual-
verkehr in der Zukunft größere 
Bedeutung zugemessen. Der 
Erdgasanteil in Form von LNG wird 
bis 2030 auf etwa zwei Drittel 
ansteigen.  
 
Festzuhalten bleibt, dass der 
Steinkohlenverbrauch im vergange-
nen Jahr deutlich zurückgegangen 
ist – aufgrund der schwächeren 
Energienachfrage als Folge der 
weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise ebenso wie infolge 
einer teilweisen Substitution durch 
preiswerteres Erdgas. Für den 
US-Markt bedeutete dies eine 
Förderrücknahme von fast 
100 Mio. t. Ein ähnlich starker 

Einbruch von Steinkohlenprodukti-
on und -verbrauch war in Europa 
mit Deutschland an der Spitze und 
Russland zu beobachten. Export 
orientierte Länder wie Australien 
und Südafrika haben nur geringfü-
gig zugelegt. Den höchsten 
Produktionszuwachs erreichten die 
asiatischen Länder China und 
Indien mit jeweils rund 5%. Der 
Verbrauchszuwachs entwickelte 
sich aber auch dort eher verhalten, 
sodass die Haldenbestände 
zeitweise rasant anstiegen und zu 
hoher Preisvolatilität im innerchi-
nesischen Markt führten. Bei der 
Steinkohlenförderung wächst China 
seit Jahrzehnten, früher sogar mit 
zum Teil zweistelligen Wachstums-
raten. Inzwischen verlangsamt sich 

Im Jahr 2009 erhöhte sich die  
Weltsteinkohlenförderung gegen- 
über dem Vorjahr um rund 
250 Mio. t oder um rund 4% auf 

knapp 6,1 Mrd. t. Die bedeu-
tendsten Förderländer waren die 
Volksrepublik China (2,9 Mrd. t) 
und die Vereinigten Staaten 

Entwicklung auf den internationalen  
Steinkohlenmärkten 
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aber das Wachstum auf hohem 
Niveau. 2009 entfielen rund 50% 
der weltweiten Steinkohlenpro-
duktion auf China.  
 
Eine ähnliche Entwicklung war 
bei Erdöl und Erdgas festzustellen 
– wenn auch weniger dramatisch 
in der Auswirkung. Der Erdölver-
brauch sank weltweit um 
durchschnittlich 1,7%. Dabei fiel 
der Rückgang in den von der 
Finanzkrise am stärksten betrof-
fenen OECD-Ländern mit -4,8% 
vergleichsweise hoch aus. Beim 
Erdgas lag der Verbrauchsrück-
gang mit durchschnittlich -2,1% 
insgesamt höher. Den stärksten 
Einbruch hatte dabei die GUS mit 
-7,3% zu verzeichnen.
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(0,98 Mrd. t). Größter Steinkohlen-
exporteur war weiterhin Australien 
mit 273 Mio. t, inzwischen dicht ge-
folgt von Indonesien mit 230 Mio. t.  
 
Lediglich rund 15% der Weltproduk-
tion gelangten in den internationa-
len Handel (Binnen- und Seehandel) 
und rund 14% in den Überseehan-
del. Insgesamt wurden 859 Mio. t 
über den Seeweg gehandelt, wobei 
davon rund 25% auf Kokskohle und 
75% auf Kesselkohle entfielen. 
 

Dabei entwickelten sich die einzel-
nen Kohlenmärkte auch in geogra-
fischer Differenzierung sehr unter-
schiedlich. Immer deutlicher wird 
eine Verschiebung der Gewichte 
vom atlantischen in den pazifischen 
Markt. Während die Exporte im at-
lantischen Kraftwerkskohlenmarkt 
rückläufig waren, konnte der pazi-
fische Markt, insbesondere infolge 
der weiter steigenden chinesischen 
Nachfrage leicht hinzugewinnen. 
China hat im vergangenen Jahr ge-
gen den weltweiten Trend deutlich 

mehr produziert und auch importiert 
(Nettoimport rund 100 Mio. t) , 
während die Exporte auf ein histo-
risches Tief fielen. In 2010 wird 
von noch höheren Importen nach 
China in der Größenordnung von 
170 Mio. t ausgegangen. Wesent-
liche Lieferanten sind Indonesien 
(Kraftwerkskohle) und Australien 
(Kokskohle).  
 
Anders sieht es im atlantischen 
Marktraum aus: Die geringe Nach-
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frage in Europa, welche sich auch 
in 2010 bisher noch nicht beeindru-
ckend verstärkt hat, hat zu einer 
Verlagerung der Exportvolumina 
geführt. Die Auswirkungen sind, 
insbesondere bei den südafrika-
nischen Exporten zu beobachten: 
Sie strömen zunehmend – das 
heißt zu mehr als 50% in den 
asiatischen Markt (vornehmlich 
nach Indien) – und stehen für die 
europäischen Märkte nicht mehr zur 
Verfügung. Diese Entwicklung hat 
zu einer Veränderung der deutschen 
Importsituation beigetragen. Kom-
pensationslieferungen waren durch 
zunehmende Importe aus Russland 
und Kolumbien zu beobachten. 
Grundsätzlich besteht seit einiger 
Zeit aber eine geringe Liquidität am 
nordwesteuropäischen Kraftwerks-
kohlenmarkt, die überwiegend auf 
die relativ schwache Nachfrage in 
Europa zurückzuführen ist. Dabei 
hat nicht nur die nordeuropäische 
Steinkohleverstromung rezessions-
bedingt nachgelassen: Steinkohle 
wurde zudem auch durch andere 
Energieträger (z. B. Erdgas) bei der 
Verstromung substituiert.  
 
Der internationale Markt für 
Kokskohle erlebt nach der Flaute im 
Vorjahr in 2010 einen ungeahnten 
Aufschwung. Wegen der wieder hö-
heren Auslastung der Stahlindustrie 
weltweit, ist die Nachfrage um 
etwa 30% angezogen. Dennoch er-
reichen die Kapazitätsauslastungen 
von zurzeit 70 bis 80% immer noch 
nicht das Vorkrisenniveau. Nach 
Einschätzung des deutschen Stahl-
verbands erfordern insbesondere 

die hohen Kapazitätsüberhänge der 
chinesischen Stahlindustrie eine 
weitreichende Restrukturierung. 
Wegen der immer ferner im Norden 
liegenden Kokskohlenvorkommen 
(z. B. innere Mongolei) wird die 
Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich 
zu den Importen beeinträchtigt 
durch die höheren Transportentfer-
nungen zu den Verbrauchszentren 
im Süden Chinas. Für das Jahr 2010 
wird ein Anstieg des weltweiten 
Kokskohlenhandels um 30 bis 40 
Mio. t erwartet.  
 
Der globale Koksmarkt ist in 2009 
nahezu vollkommen umstrukturiert 
worden. Obwohl die VR China 
aufgrund ihrer weltweit höchsten 
Verkokungskapazitäten (Welt: 
527 Mio. t; China: 345 Mio. t) eine 
herausragende Stellung einnimmt, 
wurde mit der Einführung einer 
40%igen Exportsteuer von poli-
tischer Seite protektionistisch der 
Ausfuhr von Koks entgegengewirkt. 
So ist der chinesische Koksexport 
fast zum Erliegen gekommen. Ein 
weiteres Steuerungsinstrument 
in diesem Zusammenhang ist die 
variabel gehandhabte Ausgabe von 
Koksexportlizenzen. Diese Ent-
wicklung führt vor dem Hintergrund 
der wieder gestiegenen Rohstoff-
nachfrage zu höheren Exportliefe-
rungen anderer Koksanbieter, unter 
anderem aus Nordamerika. 
 
Die starke Nachfrage Chinas und 
Indiens, insbesondere nach Kohlen 
und Erzen hat seit der ersten Hälfte 
des Jahres 2010 vor den austra-
lischen Häfen zu langen Staus von 
Massengutfrachtschiffen geführt, 

die auf Beladung warten. Damit 
wird Schiffsraum gebunden, der an 
anderer Stelle fehlt und zeitweilig 
in allen Märkten zu steigenden 
Frachtraten geführt hat. Von 
der Kostenseite her betrachtet, 
bewegen sich die Frachtraten 
insgesamt aufgrund des vergleichs-
weise geringen Ölpreises eher auf 
niedrigem Niveau. Gleichzeitig hat 
sich der zur Verfügung stehende 
Schiffsraum bei Capesizern und 

Internationale Energie- und Rohstoffmärkte
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Panamaxes durch neu in Dienst 
gestellte Schiffe um etwa 10% 
zum Vorjahresniveau erhöht. So 
ist für das laufende Jahr selbst 

Preisentwicklung 
Seefrachtraten

Preisentwicklungen Seefrachtraten nach Europa
K5A11-1_10    28.10.10
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Seefrachtraten in US-$/t

bei ansteigender Handelstätigkeit 
kaum mit nennenswerten nachhal-
tigen Frachtratenbewegungen zu 
rechnen.  
 
Wegen der im Krisenjahr 2009 
verhaltenen Investitionstätigkeit 
der internationalen Rohstoffpro-
duzenten ist von einer entspre-
chenden zeitlichen Verschiebung 
neuer Bergwerksprojekte auszu-
gehen. Diese Entwicklung wird die 
internationalen Steinkohlenmärkte 
in den nächsten Jahren beein-
flussen. Die damit einhergehende 
Stagnation auf der Angebotssei-
te wird bei höherer Nachfrage 
unweigerlich zu steigenden Preisen 
führen. Kostspielige Unterneh-
mensübernahmen und Versuche, 
die eigene Marktstellung durch 
gezielte Akquisitionen auszubauen 
(z. B. McArthur Coal durch Peabo-

dy), werden die Kostenstruktur der 
Steinkohlenproduzenten erheblich 
belasten. Darüber hinaus führen 
zusätzliche Steuern zu steigenden 
Rohstoffkosten, wie z. B. die in der 
Diskussion stehende Gewinnab-
schöpfungssteuer der australischen 
Regierung in Höhe von 30% (ober-
halb einer 12%igen Gewinnmarge) 
für Rohstoffkonzerne.  
 
Steinkohle spielt international auch 
in Zukunft eine wesentliche Rolle.  
Das Steinkohlefinanzierungsgesetz 
gibt dem deutschen Steinkohlen-
bergbau den Rahmen für seine 
Planung und hält die Option offen, 
auch nach 2018 in Deutschland 
Steinkohlenbergbau zu betreiben. 
Argumente dafür hat dieser Jahres-
bericht deutlich gemacht.
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Bergbau und Kultur – 
Das Ruhrgebiet ist 2010  

Kulturhauptstadt Europas
Auf der Halde Haniel des Bergwerks  

Prosper-Haniel in Bottrop wird die Oper  
Aida von Guiseppe Verdi aufgeführt.
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   Weltstromerzeugung

   Kern-   Wasserkraft 
  Kohle energie Erdöl Erdgas u. Sonstige Insgesamt

    Jahr TWh

 1970  2 075   80 1 625 – 1 175  4 955
 1980  3 163  714 1 661  976 1 802  8 316
 1990  4 286 1 989 1 216 1 632 2 212 11 335
 2000  5 759 2 407 1 402 2 664 2 968 15 200
 2005  7 040 2 640 1 240 3 750 3 550 18 220 
 2006  7 370 2 670 1 280 3 950 3 650 18 920
 2007  7 950 2 580 1 120 4 290 3 955 15 605 
 2008  8 160 2 620   950 4 380 4 090 20 200
 2009  7 750 2 558   910 4 360 4 240 19 818  
 2015 10 580 3 230   820 5 160 4 560 24 350 
 2030 15 210 3 620   610 7 060 7 790 34 290

 Quellen: BP Statistical Review 2010/ 
 Prognosen Referenzszenario der Internationalen Energie-Agentur 2009

   Weltreserven an Kohle, Erdöl und Erdgas

  Kohle Erdöl Erdgas Insgesamt
 
   Region Mrd. t SKE

 EU-27  37   2   3   42
 Eurasien* 148  24  68  240
 Afrika  28  25  18   71
 Naher Osten   0 149  86  235
 Nordamerika** 214  48  11  273
 Mittel- und Südamerika  10  42  10   62
 VR China 158   2   3  163
 Ferner Osten  80   4  12   96
 Australien  48   1   3   52

 Welt 722 297 214 1 233
  59% 24% 17% 100%

*   übriges Europa und GUS, ** einschließlich kanadische Ölsande
     Quellen: BGR 2009 / EIA 2010 / BMWi 2010 / BP 2010

   Weltreserven und -förderung an Steinkohle

  Vorräte Förderung
 Region Mrd. t SKE Mio. t

 EU-27  17  135
 Eurasien* 105  483
 Afrika  28  261
 Nordamerika 201 1 011
 Mittel- und Südamerika   8   78
 VR China 153 2 910
 Ferner Osten  70  874
 Australien  34  344

 Welt 616 6 096

* übriges Europa und GUS  
  Quellen: BGR 2009 / VDKi 2010

   Weltenergieverbrauch

 Nicht erneuerbare Erneuerbare
 Energien Energien
        
  Kern-   Erd- Wasser-  Ins- 
  energie Kohle Erdöl gas kraft Sonstige gesamt

   Jahr Mio. t SKE

 1970   28 2 277 3 262 1 326 146  827  7 866
 1980  247 2 724 4 320 1 853 206 1 066 10 416
 1990  738 3 205 4 477 2 525 271 1 420 12 636
 2000  955 3 123 5 005 3 091 329 1 534 14 037 
 2006 1 047 4 418 5 575 3 682 387 2 030 17 488 
 2007 1 024 4 544 5 653 3 772 375 2 120 17 493 
 2008 1 020 4 724 5 619 3 898 380 2 150 17 791
 2009 1 005 4 670 5 404 3 756 387 2 190 17 412  
 2015 1 157 5 466 6 046 4 000 453 2 139 19 261 
 2030 1 365 6 979 7 153 5 085 574 2 819 23 975

Kernenergie und erneuerbare Energien mit Wirkungsgradmethode bewertet
Quelle der Prognosen für 2015/2030: Internationale Energie-Agentur, 2009

   Globale CO2-Emissionen
  1990 2000 2005 2009 Veränderung 
 Staatenverbund/ (Basisjahr)    1990 - 2009
 Region/Land CO2-Emissionen in Mio. t in %

 Annex-I-Staaten* 14 961,5 14 419,8 14 889,2 13 570,2 -     9,3

 EU-27  4 406,7 4 119,1 4 247,0 3 834,9 -   13,0 
  darunter EU-15* 3 368,3 3 366,1 3 474,5 3 111,8 -     7,6
  darunter Deutschl.* 1 231,8 1 024,7   977,6   877,2 -   28,8
 Australien*   277,9   349,3   381,8   399,1 +   43,6 
 Kanada*   455,8   559,9   569,1 538,9 +   18,2
 USA* 5 092,7 5 968,4 6 099,5 5 516,5 +     8,3
 Russland* 2 499,7 1 471,4 1 526,1 1 475,5 -   41,0
 Ukraine* 716,4 289,3 322,6 274,7 -   61,7 
 Japan* 1 143,4 1 254,3 1 286,0 1 068,9 -     6,5 
 Korea 229,3 431,3 469,1 504,8 + 120,1 
 Indien 589,3 976,4 1 153,6 1 537,0 + 160,8 
 VR China 2 244,0 3 077,6 5 099,1 7 056,3 + 214,5
 (Übr.) Ferner Osten 689,8 1 151,8 1 454,8 1 599,3 + 131,8 
 Naher Osten 588,2 975,1 1 236,2 1 548,1 + 163,2
 Afrika 546,2 688,3 828,0 911,9 +   67,0
 Lateinamerika 604,0 866,7 934,6 1 023,5 +   69,5
 Übrige Staaten 1 960,0 1 981,4 2 271,2 2 424,6 +   23,7

 Welt 22 043,4 24 160,3 27 878,7 29 714,0 +   34,8

  * Annex-I-Staaten nach UN-Klimarahmenkonvention (vgl. u. a. http://unfccc.int)
   Quelle: Hans Joachim Ziesing ET 9/2010
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   Primärenergieverbrauch in der EU-27

      Wasserkraft  
     Kern- und sonst. Ins-
  Kohle Erdöl Erdgas energie Energien gesamt

    Jahr Mio. t SKE

 2005 431 1 003 606 367 123 2 530 
 2006 458 1 032 627 371 132 2 620 
 2007 455 1 006 615 347 144 2 567 
 2008 431 1 005 631 350 138 2 555 
 2009 381  979 604 296 108 2 368
 2015 410  822 638 333 295 2 498 
 2030 340  796 742 280 441 2 599

 Quelle: BP Statistical Review 2010, Prognosen Referenzszenario  
 der Internationalen Energie-Agentur 2009

   Stromerzeugung in der EU-27

      Wasserkraft  
     Kern- und sonst. Ins-
  Kohle Erdöl Erdgas energie Energien gesamt

    Jahr TWh

 2005  990 160  660 930  440 3 180
 2006  995 140  710 966  474 3 285
 2007 1 040 110  710 935  515 3 310 
 2008  990  95  780 920  587 3 372 
 2009  832  92  768 928  576 3 196

 2015  907  69  746 874  837 3 433
 2030  862  43  995 736 1 330 3 966

  Quelle: BP Statistical Review 2010, Prognosen Referenzszenario  
  der Internationalen Energie-Agentur 2009

   Kohlenförderung in der EU-27 im Jahr 2009

  Steinkohle Braunkohle
    
   Land    Mio. t SKE

 Deutschland 14,2 50,6
 Großbritannien 15,0 –
 Frankreich – –
 Griechenland – 12,1
 Irland – –
 Italien – –
 Spanien 5,8 –
 Finnland – –
 Österreich – –
 Polen 62,5 17,0
 Ungarn –  2,7
 Tschechien  6,6 19,5
 Slowakei –  1,1
 Slowenien –  1,4
 Estland – –
 Bulgarien –  5,8
 Rumänien  3,2  6,8

 EU-27 107,51 117,01

 Quellen: BP Statistical Review 2010, VDKi 2010 

   Primärenergieverbrauch in Deutschland 

        Wasser- 
  Mineral- Stein- Braun-  Kern- Wind- kraft u. Ins- 
  öl kohle kohle Erdgas energie energie Sonstige gesamt

   Jahr Mio. t SKE

 1980 206,7 85,2 115,7  73,9 20,7 0,0  5,9 508,1
 1990 178,0 78,7 109,2  78,2 56,9 0,0  7,2 508,6
 1995 194,1 70,3  59,2  95,5 57,4 0,2 10,2 486,9
 2000 187,6 69,0  52,9 101,9 63,2 1,2 15,6 491,4
 2005 176,3 61,7  54,4 110,2 60,7 3,3 29,4 496,0
 2006 174,7 67,0  53,8 111,3 62,3 3,8 31,6 504,5
 2007 157,8 68,8  55,0 106,5 52,3 4,9 36,7 482,0 
 2008 167,3 61,4  53,0 104,4 55,4 5,0 38,6 485,1 
   2009* 159,3 50,3  51,5 100,2 50,2 4,6 41,0 457,1

*  vorläufig 
    Kernenergie und erneuerbare Energien mit Wirkungsgradansatz bewertet

Statistiken

   Stromerzeugung in Deutschland 

        Wasser- 
  Stein- Braun- Kern- Mineral-  Wind- kraft u. Ins- 
  kohle kohle energie öl Erdgas energie Sonstige gesamt

   Jahr TWh

 1980 111,5 172,7  55,6 27,0  61,0  0,0 39,8 467,6
 1990 140,8 170,9 152,5 10,8  35,9  0,1 38,9 549,9
 1995 147,1 142,6 154,1  9,1  41,1  1,5 41,3 536,8
 2000 143,1 148,3 169,6  5,9  49,2  9,5 50,9 576,5
 2005 134,1 154,1 163,0 11,6  71,0 27,2 59,6 620,6 
 2006 137,9 151,1 167,4 10,5  73,4 30,7 65,9 636,8
 2007 142,0 155,1 140,5  9,6  75,9 39,7 74,5 637,2 
 2008 124,6 150,6 148,8  9,2  86,7 40,6 76,8 637,3 
   2009* 109,0 146,5 134,9 12,5  77,0 37,8 79,1 596,8

*  vorläufig



66

   Absatz des deutschen Steinkohlenbergbaus 

 Inland EU-Länder

  Wärme- Kraft- Stahl- Stahl-  Dritt- Gesamt-
  markt werke industrie industrie Sonstige länder absatz

   Jahr Mio. t SKE

 1960 61,3 22,1 31,3    27,0  5,3 147,0
 1970 28,5 31,8 27,9 19,8 5,7 3,2 116,9
 1980  9,4 34,1 24,9 13,0 4,8 2,1  88,3
 1990  4,1 39,3 19,8  5,2 2,2 0,4  71,0
 2000  0,7 27,6 10,0  0,0 0,3 0,0  38,6
 2005  0,3 20,3  6,1  0,0 0,1 0,0  26,8
 2006  0,3 18,3  3,7  0,0 0,1 0,0  22,4
 2007  0,3 18,8  4,1  0,0 0,1 0,0  23,3 
 2008  0,3 15,0  4,1  0,0 0,1 0,0  19,5 
 2009  0,5 11,7  3,0  0,0 0,0 0,0  15,2

   Rationalisierung im deutschen Steinkohlenbergbau 

  Leistung Förderung*  
  unter Tage je je Abbau-  Abbau- 
  Mann/Schicht betriebspunkt Bergwerke** betriebspunkte

   Jahr kg v. F.*** t v. F.*** Anzahl

 1960 2 057  310 146 1 631
 1970 3 755  868  69  476
 1980 3 948 1 408  39  229
 1990 5 008 1 803  27  147
 2000 6 685 3 431  12   37
 2005 6 735 3 888   9   24
 2006 6 409 3 686   8   21
 2007 7 071 3 680   8   22 
 2008 6 309 3 740   7   18 
 2009 5 597 3 375   6   15

* fördertäglich          ** Stand Jahresende ohne Kleinzechen          *** bis 1996 Saar in t  = t

   Belegschaft* im deutschen Steinkohlenbergbau 

   Arbeiter und
        Arbeiter                   Angestellte Angestellte

    unter über unter über Ins- darunter 
   Tage Tage Tage Tage gesamt Auszubildende
  Jahres-
    ende 1000

 1957 384,3 169,3 16,3 37,4 607,3 48,2
 1960 297,0 140,2 16,8 36,2 490,2 22,7
 1965 216,8 110,5 15,6 34,1 377,0 15,2
 1970 138,3  75,6 13,0 25,8 252,7 11,5
 1975 107,9  60,9 11,5 22,0 202,3 14,1
 1980  99,7  55,8 10,6 20,7 186,8 16,4
 1985  90,1  47,4 10,2 18,5 166,2 15,7
 1990  69,6  35,9  8,9 15,9 130,3  8,3
 1995  47,2  25,7  6,1 13,6  92,6  2,9
 2000  25,6  18,2  3,8 10,5  58,1  2,3
 2001  23,0  16,2  3,4 10,0  52,6  2,2
 2002  21,6  14,4  3,1  9,6  48,7  2,4
 2003  20,0  13,6  2,8  9,2  45,6  2,7
 2004  19,6  11,6  2,8  8,0  42,0  2,9
 2005  17,7  10,9  2,6  7,3  38,5  3,2
 2006  16,2    9,9  2,4  6,9  35,4  3,0
 2007  15,1    9,1  2,3  6,3  32,8  2,4 
 2008  13,6    8,5  2,0  6,3  30,4  1,8 
 2009  12,1    7,6  1,8  5,8  27,3  1,3

* Belegschaft einschließlich Mitarbeiter in Transferkurzarbeit und Qualifizierung

   Steinkohlenförderung in Deutschland 
 Revier  

     Ibben- Bundes-
  Ruhr Saar Aachen büren republik

       Jahr Mio. t v. F.

 1957 123,2 16,3 7,6 2,3 149,4
 1960 115,5 16,2 8,2 2,4 142,3
 1965 110,9 14,2 7,8 2,2 135,1
 1970  91,1 10,5 6,9 2,8 111,3
 1975  75,9  9,0 5,7 1,8  92,4
 1980  69,2 10,1 5,1 2,2  86,6
 1985  64,0 10,7 4,7 2,4  81,8
 1990  54,6  9,7 3,4 2,1  69,8
 1995  41,6  8,2 1,6 1,7  53,1
 2000  25,9  5,7 – 1,7  33,3
 2001  20,0  5,3 – 1,8  27,1
 2002  18,9  5,4 – 1,8  26,1
 2003  18,2  5,6 – 1,9  25,7
 2004  17,8  6,0 – 1,9  25,7
 2005  18,1  4,7 – 1,9  24,7
 2006  15,2  3,6 – 1,9  20,7
 2007  15,9  3,5 – 1,9  21,3 
 2008  14,2  1,0 – 1,9  17,1 
 2009  10,9  1,0 – 1,9  13,8

bis 1996 Saar in t = t



„Landmarke Grubenlampe“ – 
auf der Halde Rheinpreussen bei Moers
nach einer Idee des Künstlers Otto Piene und realisiert von dem 
Förderkreis Landmarke Grubenlampe e.V.
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Bergwerke  (Anzahl)  6

Zechenkokereien (Anzahl)  1

Belegschaft 1 insgesamt 27 317 Mitarbeiter 

- Ruhrrevier  21 007 Mit ar bei ter
- Saarrevier  3 971 Mit ar bei ter
- Ibbenbüren  2 339 Mit ar bei ter

Steinkohlenförderung insgesamt 13,8 Mio. t v. F. 3

  = 14,2 Mio. t SKE 2

- Ruhrrevier  10,9 Mio. t v. F. 
- Saarrevier  1,0 Mio. t v. F. 
- Ibbenbüren 1,9 Mio. t v. F. 

Kokserzeugung (Zechenkokerei) 1,5 Mio. t

Technische Kennzahlen

Förderung je Abbaubetriebspunkt 3 375  t v. F./Tag
Mittlere Flözmächtigkeit  189 cm
Mittlere Streblänge  334 m
Mittlere Gewinnungsteufe  1183 m
Größte Schachttiefe  1 750 m                     

Absatz insgesamt 15,2 Mio. t SKE

- Elektrizitätswirtschaft  11,7 Mio. t SKE 
- Stahlindustrie    3,0 Mio. t SKE
- Wärmemarkt    0,5 Mio. t SKE

Anteil deutscher Steinkohle

- am Primärenergieverbrauch in Deutschland   3 % 
- an der Stromerzeugung in Deutschland 6 % 
- am Steinkohlenverbrauch 28 %
- an der Stromerzeugung aus Steinkohle 32 %

 1 Ende des Jahres; Belegschaft einschließlich Mitarbeiter in Transferkurzarbeit und  
 Qualifizierung 

 2 SKE = Steinkohleneinheit. 1 kg SKE = 7 000 kcal bzw. 29 308 kJ  
 (entspricht dem mittleren Heizwert eines Kilogramms Steinkohle)

 3 v. F. = verwertbare Förderung (berücksichtigt werden Wasser und Asche ge halt)

Kennzahlen zum Steinkohlenbergbau  
in Deutschland 2009
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